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Editorial

Ausgehend von Ideen der Citizenship Studies 
entwickelte sich die Forschungsperspektive 
Inclusive Citizenship für die politische Bildung. 
Im Zentrum des Ansatzes Inclusive Citizen
ship steht das Spannungsverhältnis zwischen 
zwei Bedeutungsdimensionen von Citizen
ship. Citizenship als Ordnung auf der einen 
Seite sowie Citizenship als Acts auf der an-
deren. Mit Acts of Citizenship sind diejenigen 
Kämpfe bezeichnet, mit denen genau diese 
Citizenship-Ordnungen infrage gestellt oder 
transformiert werden. In dieser Ausgabe wird 
dabei auf die migrationsgesellschaftlichen As-
pekte fokussiert. Dieser Schwerpunkt zielt da-
rauf, diesen Ansatz theoretisch zu vertiefen, 
sein Potenzial empirisch auszuloten und seine 
Grenzen zu diskutieren.

Engin Isin ist einer der Mitbegründer des 
Konzepts Acts of Citizenship. Als schillernde 
Figur innerhalb der Citizenship Studies stellt 
er ein performatives Verständnis von Citizen
ship dar. Nora Siklodi diskutiert die bisher un-
zureichende Thematisierung der dualen Citi-
zenship, also der Gleichzeitigkeit von EU- und 
Nationalstaatsmitgliedschaft. Andrea Szukala 
setzt sich mit einem performativen Verständ-
nis von Citizenship im Kontext bisheriger Ver-
ständnisse politischer Bildung auseinander. 
Helge Schwiertz präsentiert anhand einiger 
empirischer Ergebnisse seiner Studie zur 
politischen Selbstorganisierung von migranti-
schen Jugendlichen Konzepte radikaldemo-
kratischer Bürgerschaft. In der Didaktischen 
Werkstatt konkretisieren Malte Kleinschmidt 
und Dirk Lange, was der Ansatz von Inclusive 
Citizenship für die didaktische Praxis bedeu-
ten könnte. 

Unser Dank gilt „Jugendliche ohne Gren-
zen“ (JoG), die uns das Bildmaterial für den 
Themenschwerpunkt dieser Ausgabe zur Ver-
fügung gestellt haben! 

Malte Kleinschmidt & Dirk Lange

P. S.: In der letzten Ausgabe (4/2020) ist uns 
beim Vornamen von Frau Prof. Achour ein 
Fehler unterlaufen: Frau Achour heißt mit Vor-
namen Sabine und nicht Susanne. Die Redak-
tion bittet, diesen Fehler zu entschuldigen.

Inclusive Citizenship

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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Zeitung
Innenministerium nimmt Einfluss auf Politische Bildung
Die Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) hat den Einleitungstext eines Online-Dossiers über „Linksextremismus“  
geändert. Dem ging eine rechte bis rechtsextreme Empörung auf Twitter voraus.

In der Einleitung zu einem „Dossier Linksextre-
mismus“, die auf der Website der BpB seit 2008 
zugänglich war, stand: „Im Unterschied zum 
Rechtsextremismus teilen sozialistische und 
kommunistische Bewegungen die liberalen 
Ideen von Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit – 
interpretieren sie aber auf ihre Weise um.“

Einen Screenshot dieser Einleitung twit-
terte am 10. Januar NZZ-Redakteurin Anna 
Schneider und löste damit einen große Welle 
der Empörung unter rechten und rechtsex-
tremen Twitter-Nutzer*innen aus. Auch die 
Bild-Zeitung reagierte wenig später unter dem 
Titel „Verharmlosung des Kommunismus: Sind 
Linke die besseren Extremisten?“

Kurz darauf änderte die bpb ihre Einleitung, 
worauf der Göttinger Politologe Michael Lüh-
mann hinwies. Das Bundesinnenministerium 
als Aufsichtsbehörde verteidigte laut Bild die 
ursprüngliche Formulierung, bat aber zugleich 

darum, diese „zu überarbeiten und differenzier-
ter zu gestalten, um Fehlinterpretationen und 
Missverständnisse künftig auszuschließen“. Die 
Bundeszentrale reagierte unmittelbar und än-
derte die Textpassage. Wie ein bpb-Sprecher 
der taz mitteilte, wurde nun die wissenschaft-
liche Formulierung durch eine Formulierung 
„der Sicherheitsbehörden“ ersetzt.

Auf Nachfrage der POLIS machte die bpb 
keine Aussage, wie lange die wissenschaftlich 
nicht gedeckte und für die politische Bildung 
unbrauchbare Definition benutzt werden wird. 
In der aktuellen Version des Dossiers zählen nun 
zudem pauschal „Antifaschisten“ zum „linksex-
tremen Spektrum“ (https://www.bpb.de/poli-
tik/extremismus/linksextremismus/33608/
akteure-gruppen-und-stroemungen)

Die taz stellt fest: „Es ist bitter, dass gerade 
jene Institution rechter Hysterie nicht standhal-
ten konnte, die maßgeblich für die politische 

Bildung in Deutsch-
land verantwortlich 
ist. Aber man fragt 
sich auch: Wo sind 
die Verteidiger des 
liberalen Diskurses?“ 

Bleibt zu hoffen, 
dass das BMI sich 
politisch bildet und 
die Unabhängigkeit 
der bpb respektiert.

Bundesfinanzhof hält am umstritte-
nen Urteil um die Gemeinnützigkeit 
von attac fest
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat die Revi-
sion des globalisierungskritischen Netz-
werks attac gegen das Urteil des hessi-
schen Finanzgerichts vom Februar 2020 
zurückgewiesen. Nun möchte attac in 
Karlsruhe Verfassungsbeschwerde gegen 
den Entzug der Gemeinnützigkeit ein-
reichen um Rechtssicherheit für gemein-
nützige Arbeit zu politischen Fragen zu 
schaffen.
Hintergrund der Aberkennung (die 
zwischenzeitlich auch die Petitionsplatt-
form campact getroffen hat) ist die 
politische Aktivität der Organisation, die 
nicht ausschließlich den gemeinnützigen 
Satzungszwecken dient. Ob und wann 
politischen Aktivitäten den Status der Ge-
meinnützigkeit gefährden, ist in der Praxis 
abhängig von den unterschiedlichen Aus-
legungen der jeweiligen lokalen Finanz-
ämter. attac-Sprecherin Maria Wahle kom-
mentiert die Entscheidung: „Statt eine 
aktive, sich einmischende Zivilgesellschaft 
zu fördern, geht es den Richter*innen 
offenbar vor allem darum, ihr Grenzen 
zu setzen. In Zeiten einer zunehmenden 
Politik- und Demokratieverdrossenheit ist 
dies ein falsches Signal.“

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Rechtsextremismus und Rassismus

Der Kabinettsausschuss zur Bekämpfung von 
Rechtsextremismus und Rassismus hat Ende 
letzten Jahres einen umfangreichen Maßnah-
menkatalog vorgelegt. Insgesamt 89 Einzel-
projekte sollen für Rassismus sensibilisieren, 
mehr Prävention leisten, Betroffene von Dis-
kriminierung schützen und für eine stärkere 
Anerkennung einer vielfältigen Gesellschaft 
sorgen.

Viele Einzelmaßnahmen haben eine Ver-
stärkung der Politischen Bildung zum Ziel. 
Vorgesehen ist u.a. der Ausbau von Formaten 
im digitalen Raum, ein Ausbau der politischen 
Jugendarbeit, eine Förderung außerschuli-
scher Gedenkstättenfahrten, neue Angebote 
politischer Erwachsenenbildung und ein Pro-
gramm „Antirassistische Bildungsarbeit“.

Der Kabinettsausschuss empfiehlt zu-
dem eine „Verbesserung der rechtlichen und 
haushalterischen Rahmenbedingungen“ für 
Demokratieprojekte. Ein solches „Demokra-
tiefördergesetz“, zur dauerhaften Förderung 
des zivilgesellschaftlichen Engagements, wird 
bereits seit langem gefordert. Eckpunkte 
müssen nun zwischen Familien- und Innen-
ministerium verhandelt werden.

Im Haushalt 2021 sind bereits Erhöhun-
gen vorgesehen. Der Titel für Demokratieför-
derung und Extremismusprävention wird in 
2021 im Vergleich zum Vorjahr um 35 Mio. € 
auf insgesamt 150,5 Mio. € aufgestockt. Zu-
dem soll das Bundesprogramm „Demokratie 
leben!“ bis 2024 auf rund 200 Mio. € jährlich 
anwachsen.

Zudem beschloss der Bundestag einen 
Ausbau der Bundeszentrale für politische 
Bildung. 59 neue Stellen kommen in diesem 
Jahr hinzu. Damit wird den Empfehlungen 
des neuen Kabinettsausschusses zur Bekämp-
fung von Rechtsextremismus und Rassismus 
gefolgt.

Bund will AfD-Stiftung mit 70 
Millionen Euro unterstützen

Nach Informationen der FR plant der Bund 
der AfD-nahen Erasmus-Stiftung 70 Mio. Euro 
zur Verfügung zu stellen, sollte die Partei wie-
der in den Bundestag gewählt werden.

CDU-FDP-Landesregierung will 
in Nordrhein-Westfalen das 
Lehramtsfach „Sozialwissenschaften“ 
abschaffen – die Kritik reißt nicht ab!

Seit fast 50 Jahren gehören die Fächer Politik 
und Sozialwissenschaften zu den obligato-
rischen Fächern in den allgemeinbildenden 
Schulen der Sekundarstufen I und II in NRW. 
Das könnte sich mit dem Entwurf des FDP-ge-
führten Bildungsministeriums der neuen Lehr-
amtszugangsverordnung ändern – mit Folgen 
für Studium, Lehre und Politische Bildung.

Bereits seit einigen Jahren wird an einigen 
Schulformen der Sekundarstufe I Wirtschaft/
Politik gelehrt. Es ersetzt dort das vorherige 
Schulfach Politik, welches eine Kombination 
aus Politik, Ökonomie und Soziologie dar-
stellt.  In der Oberstufe von Gymnasien und 
Gesamtschulen soll es nach jüngsten Auskünf-
ten beim Fach Sozialwissenschaften bleiben. 
Mit der Streichung des Lehramtsfachs Sozial-
wissenschaften sollen nun partiell Schul- und 
Studienfach in Einklang gebracht werden. 
Zahlreiche Verbände kritisieren, dass durch die 
Neuauslegung die Vermittlung von wichtigen 
interdisziplinären Zusammenhängen zuguns-
ten einer „Verwirtschaftlichung“ der Bildung 
verloren geht. So erklärten der Deutsche Ge-
werkschaftsbund in NRW, die Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW NRW) un-
terstützt vom Landesvorstand der Deutschen 
Vereinigung für Politische Bildung (DVPB NW) 
in einer gemeinsamen Mitteilung: „Die Fähig-
keit, sich interdisziplinär mit gesellschaftlichen 
Herausforderungen und Problemen auseinan-
derzusetzen, sie deuten und Maßnahmen er-
greifen zu können, ist die zentrale Leitidee der 
sozialwissenschaftlichen Bildung.“ Die DVPB 
NW sieht die Politische Bildung an Schulen in 
Gefahr.

Eine SOWI-Studentin aus Moers startete 
am 21. Januar eine Petition auf change.org 
„#sowibleibt“ und knapp 40000 (!) Unter-
schriften kamen in kürzester Zeit zusammen. 
Die Oppositionsparteien SPD und B‘90/Die 
Grünen haben schon angekündigt im par-
lamentarischen Entscheidungsprozess eine 
Anhörung durchzuführen. Die fachlich-par-
lamentarischen und gesellschaftlichen Aus-
einandersetzungen werden noch einige Zeit 
andauern und die Petition kann weiter unter-
schrieben werden. 

Siehe auch „DVPB aktuell: NRW S. 30f.

Initiative für eine Europäische 
Agentur für politische Bildung
Interview mit Sophie Pornschlegel 
(Das Progressive Zentrum)

Sie habe die Initiative „Werte verbinden“ 
mitgegründet. Worum geht es dabei?
Die Initiative setzt sich für die Schaffung 
einer europäischen Agentur für politischen 
Bildung ein. Die EU soll sicherstellen, dass 
alle Bürger*innen Zugang zu einer qualita-
tiven politischen Bildung erhalten. Dabei 
sollen existierende Lehrpläne für politische 
Bildung in den 27 Mitgliedstaaten unter-
stützt, und die europäische Dimension der 
politischen Bildung gestärkt werden. Wir 
sind überzeugt, dass eine stärkere Investi-
tion der EU in politische Bildung eine Vor-
aussetzung ist, damit sich alle Bürgerinnen 
und Bürger in der EU politisch engagieren 
können.

Sie fordern eine Art „Bundeszentrale für 
politische Bildung“ auf europäischer Ebene?
Die europäische Agentur ist vom deutschen 
Beispiel inspiriert, weil es außer Luxemburg 
kein anderes EU-Land gibt, in dem politische 
Bildung bereits über eine institutionalisierte 
Agentur verfügt. Auf europäischer Ebene 
wären allerdings die Ziele und Aufgaben 
andere als im nationalen Kontext.

Welche sind das?
Zunächst gilt es, ein klares Bild über die 
politische Bildung im formalen, non-for-
malen und informellen Bereich in Europa 
zu schaffen; welche Herausforderungen es 
gibt, und wo die EU möglicherweise unter-
stützen könnte. Dafür ist ein Monitoring er-
forderlich.

Sollte es in der EU einen einheitlichen Lehr-
plan geben?
Die EU sollte nicht von „oben herab” ein 
Lehrplan für politische Bildung erstellen 
oder die Lehrpläne harmonisieren, das wäre 
der falsche Weg. Stattdessen sollte die euro-
päische Agentur eine Plattform bieten, auf 
der man sich zunächst strukturiert über die 
eigenen Praktiken der politischen Bildung 
austauschen kann und somit Gemeinsam-
keiten entdecken und besprechen kann. 
Wir wissen sehr wenig über die Bildungs-
politik in anderen europäischen Ländern.

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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Die Politische Bildung hat den Anspruch, 
Ursachen für dominante gesellschaftliche 
Entwicklungen zu erhellen und verschiedene 
Perspektiven auf gesellschaftspolitisch um-
strittene Gegenstände anzubieten. Die Co-
rona-Krise ist dafür ein exemplarisches Feld.

Seit einem Jahr nun erlebt die Welt einen 
epochalen Einschnitt, völlig unvorhergesehen 
und mit unvergleichlicher Tiefe. Wir haben 
eine wirklich weltweite Krisensituation. Die 
Ursache, nämlich ein Virus und seine rasche 
Verbreitung, stellt alles bisher Dagewesene 
auf den Kopf. Damit gehen die Gesellschaften 
ganz unterschiedlich um. In Europa kommt 
es zu einem Herunterfahren von wirtschaftli-
chen Schlüsselsektoren wie Flugverkehr oder 
Tourismus, wie es sich selbst die Fridays for Fu-
ture-Bewegung kaum vorstellen konnte. Und 
plötzlich soll der Staat nicht nur die Rahmen-
bedingungen für die Wirtschaft schaffen und 
sich möglichst nicht verschulden (das Mantra 
der „schwarzen Null“), sondern aktiv in Wirt-
schaft und Gesellschaft intervenieren.

Diese Krisenlage wirft grundlegende 
Fragen auf. So könnte erörtert werden, ob 
und inwiefern in der Krise gesellschaftliche 
Ungleichheitsmuster besonders deutlich 
werden. Oder es könnte nach der Rolle des 
Staates und der öffentlichen Bereitstellung 
der Grundversorgung gefragt werden – nicht 
nur im Gesundheitssystem, sondern auch im 
Erziehungsbereich oder in der Bereitstellung 
von Infrastrukturen für Mobilität.

Was an den schon länger gestörten Gesell-
schaft-Naturverhältnissen nun hervorsticht, 
könnte Denkprozesse und Diskussionen 
auslösen. Ist das Virus SARS-CoV-2 ein „exo-
gener Schock“, der nun die Gesellschaften 
kräftig durcheinanderwirbelt? Oder haben 
die Entstehung und die Ausbreitung des Vi-
rus etwas mit der expansiven kapitalistischen 
Produktionsweise zu tun, einer permanen-
ten Landnahme, welche die Artenvielfalt 
und natürliche Lebensräume zerstört und so 
die Bedingungen für eine Übertragung von 
Krankheitserregern von Tieren auf Menschen 
– sog. Zoonosen – ermöglicht (was als „endo-
gener Schock“ diskutiert wird)?

Seit Beginn der „zweiten Welle“ wird 
zunehmend über die mit der Corona-Poli-
tik einhergehenden sozialen Ungleichheiten 

diskutiert: Wer kann Homeoffice machen 
und behält sein Gehalt, wer muss weiterhin 
in den Betrieb – und zu welchen Bedingun-
gen? Wie kommen Menschen mit Kindern 
und pflegebedürftigen Menschen durch die 
Lockdowns? Welche Branchen werden eher 
mit staatlichen Mitteln „gerettet“?

Gefragt werden könnte, warum lange Zeit 
– abgesehen vom Gesundheits-, Erziehungs- 
und Bildungssystem – die Arbeitswelt selbst
als Ort der Ansteckung so wenig thematisiert 
wurde, aber vor allem die für das öffentliche
„Privatleben“ wichtigen Bereiche als Problem
gesehen und beschränkt wurden: Gaststät-
ten, Kultur- und Freizeiteinrichtungen. Der
große Bereich der industriellen Produktion
wurde weit weniger eingeschränkt.

Seit Herbst 2020 fokussieren sich viele 
Diskussionen auch auf die Frage der Verfüg-
barkeit und der Verteilung von Impfstoffen. 
Die Pharmaindustrie wird, nach allen Kritiken 
der letzten Jahre, in der Pandemie zu einer 
„heldenhaften Branche“. Was sind private, 
was öffentliche Anteile an der nun raschen 
Erforschung, aber zu langsam anlaufenden 
Produktion von Vakzinen? Inwiefern sollte die 
Produktion der Impfstoffe, die ja nicht nur für 
die Länder des globalen Nordens rasch her-
gestellt werden müssen, zu einer öffentlichen 
Angelegenheit werden, die den Gewinnkal-
külen der Unternehmen entzogen wird?

Und dann gibt es die alltagsweltlich sehr 
erfahrbare, für viele Menschen inzwischen 
frustrierende Situation der Einschränkungen. 
Wie wird damit umgegangen? Was läuft an 
der Corona-Politik hierzulande gut, was we-
niger? Auch Vergleiche mit anderen Ländern 
erhellen die eigene Situation. Es müsste aber 
auch deutlich werden, warum Vergleiche 
nicht so einfach sind.

Die Initiative „ZeroCovid“ fordert ab Januar 
2021 einen zeitlich begrenzten, aber viel stär-
keren Lockdown in Europa, um die Pandemie 
zu beenden. Daran schlossen sich intensive 
Debatten an, die im Unterricht exemplarisch 
aufgegriffen und vertieft werden könnten.

Politische Bildung kann entlang von Be-
griffen Perspektiven öffnen. Krisen sind Um-
schlagpunkte und Entscheidungssituationen. 
Eher beiläufig sprach die kanadische Publizis-
tin Naomi Klein (2020) von einem „Corona-

Kapitalismus“. Sie meint damit eine Krisen-
bearbeitung im Sinne der Wohlhabenden 
und der naturzerstörerischen Wirtschafts-
branchen. Besonders deutlich werde das an 
den staatlichen „Rettungspaketen“ – und 
der privaten Gesundheitsindustrie. Durch die 
neuerlichen Schock-Politiken kommt es wie in 
früheren Krisen zur dauerhaften Stärkung der 
ohnehin Mächtigen, die keine Rücksicht auf 
Gesellschaft und Natur nehmen. Der Begriff 
des Corona-Kapitalismus bedarf der weiteren 
Ausarbeitung, doch er zeigt an: Es gibt bei 
jeder Krise verschiedene Optionen oder For-
men, sie zu bearbeiten. Sie wirken sich auf die 
kapitalistische Produktions- und Lebensweise 
aus und verändern sie.

Die Multiperspektivität der Politischen 
Bildung stellt sich auch der Frage nach Al-
ternativen. Insbesondere die Bewegung für 
Klimagerechtigkeit hat den notwendigen 
und tiefgreifenden Umbau der auf fossilen 
Energieträgern basierenden Produktions- und 
Lebensweise ins öffentliche Bewusstsein ge-
hoben. Bietet die Corona-Krise die Möglich-
keit des Innehaltens und Umdenkens, etwa 
für eine andere, nämlich zuvorderst öko-
logische und regionale Landwirtschaft – in 
Überwindung der bestehenden industriellen 
Landwirtschaft, die sich immer mehr globali-
siert? Wie sähe ein Mobilitätssystem aus, das 
Auto und Flugzeug als dominante Verkehrs-
träger weitgehend überwindet? Das sind 
weitreichende Themen, die nicht individuell 
und moralisierend diskutiert werden sollten, 
sondern entlang der Frage nach den geeigne-
ten gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und 
politischen Bedingungen und nach den sub-
jektiven Voraussetzungen bei Individuen und 
in der Gesellschaft.

Lesehinweis
Brand, Ulrich (2020): Post-Wachstum und Gegen-He-

gemonie. Klimastreiks und Alternativen zur impe-
rialen Lebensweise. Mit einem Beitrag zur Corona-
Krise. Hamburg: VSA-Verlag.

Klein, Naomi (2020): “Coronavirus Capitalism”: Nao-
mi Klein’s Case for Transformative Change Amid 
Coronavirus Pandemic. Transkript einer Sendung 
am 19. März auf DemocracyNow!

Ulrich Brand lehrt und forscht seit 2007 am Institut 
für Politikwissenschaft an der Universität Wien.

Politische Bildung im „Corona-Kapitalismus“?
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Einleitung
Von allen Kategorisierungen von Personen ist 
Citizenship eine der komplexesten und nichts-
destotrotz beständigsten. Oft wird die euro-
päische Geschichte von Citizenship mindes-
tens bis zum antiken Griechenland und dem 
Römischen Reich zurückgeführt – und die 
Vorstellungen erscheinen heute immer noch 
seltsam vertraut. Citizenship regelt allgemein 
das Verhältnis zwischen einem Staat [polity] 
und seiner Bevölkerung [its peoples], indem 
zwischen Bürger*innen [citizens] und Nicht-
Bürger*innen [non-citizens] mit unterschied-
lichen Rechten und Pflichten unterschieden 
wird. Wenn Menschen in unterschiedliche 
Kategorien von Nicht-Bürgerschaft [non-ci-
tizenship] (z. B. Migrant*innen, Geflüchtete, 
versklavte Menschen) unterteilt werden, dann 
wird mit weniger (oder gar keinen) Rechten 
das Leben prekär. Citizenship gewährt zahlrei-
che Rechte, die es den Bürger*innen ermög-
lichen, diese mit verhältnismäßig wenigen 
damit einhergehenden Pflichten zu genießen 
– außer natürlich, wenn Bürger*innen [citi-
zens] einen bürgerschaftlichen Status zweiter
Klasse inne haben. Kurz und nachdrücklich:
Citizenship ist ein Spiel von Herrschaft und
Emanzipation, das sowohl die Kämpfe [strug-
gles] derer umfasst, die bestimmte Privilegien
schützen wollen, als auch die Kämpfe derer,
die sich gegen ihre Kategorisierung in entwe-
der Bürger*innen zweiter Klasse oder Nicht-
Bürger*innen wehren. Dieser kurze Essay

bietet eine kritische Perspektive auf Citizen
ship, um sie als performatives Spiel in einem 
substanziellen Sinne zu beschreiben und Mit-
gliedschaft, Pass, Ausweis sowie Rechte und 
Pflichten als ihre formalen Institutionen zu 
berücksichtigen. 

Es gibt fünf unterschiedliche und sich doch 
überschneidende Bedeutungen von Citizen
ship als performatives Spiel von Herrschaft 
und Emanzipation. (1) Citizenship umfasst po-
litische und soziale Kämpfe darüber, wer als 
Rechtssubjekt handeln kann (z. B. das Recht 
zu haben, als eine Person vor dem Gesetz 
anerkannt zu werden); (2) diese Kämpfe be-
treffen nicht nur Bürger*innen, sondern auch 
Nicht-Bürger*innen als relationale Katego-
risierungen von Personen; (3) Bürger*innen 
und Nicht-Bürger*innen sind keine homo-
genen und einheitlichen Kategorisierungen, 
da sie Mitglieder unterschiedlicher sozialer 
Gruppen umfassen, die Rechte einfordern; 
(4) Menschen werden zu Bürger*innen, in-
dem sie Rechte und Pflichten ausüben, bean-
spruchen und geltend machen, und; (5) wenn 
Menschen Bürger*innen werden (im perfor-
mativen Sinne), transformieren sie kreativ die
Bedeutungen und Funktionen von Citizen
ship, indem sie Rechte einfordern.

1) Citizenship: Das Recht, Rechte zu haben
Die erste Bedeutung von Citizenship als per-
formativ betrifft die Frage der Kämpfe. Auch
wenn Citizenship – im rechtlichen Sinne – auf 

die Mitgliedschaft in einem Staat verweist, 
betrachtet eine kritische Perspektive Citizen
ship auch als eine Performance. Wer und wer 
nicht als ein Rechtssubjekt handeln kann, 
wird durch kontinuierliche politische und so-

ziale Kämpfe bestimmt, die sich nicht nur um 
den Inhalt der Rechte drehen, sondern auch 
darum, wem und wem nicht das Recht zu die-
sen Rechten gewährt wird. Wenn Citizenship 
ein Kampf um die Rechtssubjekte ist, bringt 
dieser Kampf Schauplätze hervor, auf denen 
soziale Gruppen über ihre Ähnlichkeiten und 
Unterschiede streiten und dabei um ‚Rechte 
spielen‘. 

Wenn wir zur Kenntnis nehmen, dass seit 
dem 18. Jahrhundert, erst in Euro-Amerika 
und dann auf der ganzen Welt, der National-
staat die dominante Form des Gemeinwe-
sens [polity] wurde, müssen wir anerkennen, 
wie Bürger*innen von Nicht-Bürger*innen 
getrennt wurden. Die Merkmale einer so-
zialen Gruppe, die als besitzend, erwachsen, 
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Bedeutungen von Citizenship
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männlich, ‚rational‘, weiß, christlich, hetero-
sexuell und nicht-behindert [able-bodied] 
gekennzeichnet werden können, wurden 
zu dominanten, universellen Merkmalen im 
modernen Staat. Diese Merkmale brachten 
zahlreiche andere soziale Gruppen mit ein-
geschränkten oder ganz ohne Rechte hervor: 
die Armen, junge Menschen, Frauen, Irra-
tionale, Rassialisierte, nicht-christliche Men-
schen (Muslim*innen, Indigene, Jüdinnen 
und Juden), ethnische Minderheiten, queere 
Menschen (Lesben, Schwule, Bisexuelle, 
Transgender, Questioning, Intersexuelle) und 
behinderte Menschen wurden als unfähig 
angesehen, die Pflichten von Citizenship zu 
erfüllen und daher auch als unfähig, als Bür-
ger*innen zu handeln. Moderne Citizenship 
basiert seit dem 18. Jahrhundert im Westen 
auf einer Reihe von Inklusionen und Exklusio-
nen. 

Erst im 20. Jahrhundert begannen die 
Kämpfe für neue zivile, politische, soziale und 
sexuelle Rechte, also die Kämpfe um Eman-
zipation, dies wesentlich infrage zu stellen. 
Diese Kämpfe begannen, die vorherrschen-
den Merkmale der Staatsbürgerschaft aufzu-
lösen – und diese Auflösungsprozesse schrei-
ten weiterhin fort. Im 20. Jahrhundert blieben 
einige Ansprüche auf volle Citizenship so 
prekär und subaltern wie eh und je. Jugend-
liche, Kinder, Behinderte, Muslim*innen, die 
Armen, die Rassialisierten, Frauen, queers – 
in beliebiger Kombination dieser Merkmale 
– fordern einen Anspruch auf die Rechte von 
Citizenship, sodass sie ihre prekäre Position 

überschreiten und zumindest eine lebens-
wertere Position erreichen können. 

2) Zur Kategorisierung von Nicht-
Bürger*innen: Strangers, Outsiders und 
Aliens
Die zweite Bedeutung von Citizenship als per-
formativ zielt darauf, wie um Rechte kämp-
fende soziale Gruppen sowohl Bürger*innen 
[citizens] als auch Nicht-Bürger*innen [non-ci-
tizens] ins Spiel bringen. Die oben erwähnten 
sozialen Gruppen besetzen unterschiedliche 
Subjektpositionen – von Bürger*innen (in-
sider) bis zu Nicht-Bürger*innen (strangers, 
outsiders und aliens). Wir haben bereits 
darauf hingewiesen, dass Bürger*innen die-
jenigen Subjekte sind, deren Ansprüche und 
Privilegien als zivile, politische, soziale und 
sexuelle Rechte eingesetzt wurden. Oft wur-
den Menschen, die in naher Zukunft als Bür-
ger*innen akzeptiert werden würden, immer 
noch als strangers in dem Sinne angesehen, 
dass sie nicht die Voraussetzungen erfüllten, 
um als Bürger*innen zu handeln. Moderne 
Beispiele sind Frauen (im 19. Jahrhundert in 
Großbritannien), Afro-Amerikaner*innen (im 
20. Jahrhundert in den USA) und indigene 
Menschen (in aus Siedlungskolonien ent-
standenen Gesellschaften, wie Kanada und 
Australien). Dies sind soziale Gruppen, die als 
strangers erachtet wurden, weil dominante 
soziale Gruppen ihnen mangelnde Fähig-
keiten zuschrieben. Sowohl Frauen als auch 
später Afro-Amerikaner*innen wurden dabei 
auch als unverzichtbarer Teil der Gesellschaft 

angesehen, da sie wichtige Funktionen erfüll-
ten (Reproduktion der Frauen als Mütter, Ar-
beit der ‚Schwarzen‘ zunächst als versklavte 
Menschen, später als Arbeiter*innen). Im 
Gegensatz dazu erscheinen solche sozialen 
Gruppen, die als outsiders von Citizenship 
ausgeschlossen sind, wie Migrant*innen und 
Geflüchtete, die für das Recht kämpfen, in der 
Gesellschaft [polity] überhaupt anwesend zu 
sein. 

Unterschieden werden strangers und 
outsiders oft durch ihre freie Verfügbarkeit 
oder Abschiebbarkeit: strangers (so wie ver-
sklavte Menschen im Süden der USA) sind 
manchmal als unverzichtbar akzeptiert; out-
siders hingegen können auch als unverzicht-
bar angesehen werden, werden aber weiter-
hin nicht als möglicher Teil gesellschaftlicher 
Reformen gesehen und somit abgesondert. 
Dieser Kategorie wurden in den meisten 
Kontexten europäischer Geschichte jüdische 
Menschen und in der euro-amerikanischen 
Geschichte indigene Menschen zugeordnet. 
In diesem Feld der Subjektpositionen findet 
die Dynamik von Citizenship statt, die nicht 
als statische Institution, sondern vielmehr als 
ein Spiel von Herrschaft und Emanzipation zu 
verstehen ist. Denjenigen, die als aliens der 
Gesellschaft behandelt werden, begegnet ty-
pischerweise totale Ablehnung, da schon ihre 
Anwesenheit auf dem Territorium als Bedro-
hung angesehen wird. Kategorien wie Kriegs-
gegner*innen oder Terrorist*innen sind Bei-
spiele für Personen, die als unrettbar und ver-
loren [irredeemable] angesehen werden, und 
deren Citizenship aberkannt und widerrufen 
werden kann. 

Die Kategorien citizens, strangers, out-
siders und aliens sind weder statisch noch 
undurchlässig. Eine große Vielfalt von sozia-
len Gruppen bewegt sich entlang, durch und 
über diese Positionen hinweg. Diese Grenzen 
zwischen citizens, strangers, outsiders und 
aliens sind genau deshalb dynamisch und 
durchlässig, weil sie das Feld sozialer Kämpfe 
darstellen. Wie bereits gesagt, Menschen 
identifizieren sich mit mehreren sozialen 
Gruppen oder werden diesen zugeschrie-
ben und überschreiten dabei andauernd die 
Grenzen, die Bürger*innen [citizens] und 
Nicht-Bürger*innen [non-citizens] trennen. 
Sich zwischen diesen Positionen zu bewe-
gen oder diese Grenzen niederzureißen be-
inhaltet Kämpfe um Rechte. Allgemeiner: 

Demonstration von „Jugendliche ohne Grenzen“ im Rahmen ihrer Konferenz 2019 in Kiel
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Uns selbst als politische Subjekte zu regieren, 
bedeutet, Rechte auszuüben, die wir mög-
licherweise haben (z. B. das Wahlrecht) und 
Rechte zu beanspruchen, die wir möglicher-
weise nicht haben (z. B. das Recht auf gleich-
geschlechtliche Ehen). Es bedeutet auch, den 
Anspruch auf oder gegen Rechte zu erheben, 
die andere – als Mitglieder vielfältiger sozialer 
Gruppen – nicht haben. 

Bis jetzt haben wir Citizenship so disku-
tiert, als habe jede Gesellschaft [polity] ihre 
eigenen unterschiedenen und unabhängigen 
Konventionen von Citizenship entwickelt. 
Allerdings existieren viele soziale Gruppen, 
auch diejenigen, die sich als Nationen defi-
nieren, sowohl über soziale Grenzen [boun-
daries] als auch territoriale Grenzen [borders] 
hinweg. Dies ruft zahlreiche performative Wi-
dersprüche für Citizenship hervor. Wenn der 
souveräne Staat die dominante moderne Ver-
gemeinschaftungsform [polity] ist, dann weil 
es durch die Kolonialismus, Imperialismus 
und Nationalismus beinhaltende Geschichte 
dominant wurde. Euro-amerikanische Impe-
rien auf der ganzen Welt haben unauslösch-
liche Spuren in Gemeinschaften [polity] hin-
terlassen, die sie kolonisiert und denen sie 
zahlreiche Ordnungen von Citizenship aufge-
zwungen haben. Diese Ordnungen vernich-
teten oder verdrängten bereits existierende 
politische und soziale Strukturen zwischen 
und unter verschiedenen sozialen Gruppen 
und ersetzten sie durch Formen imperialer 
und kolonialer Citizenship. Diese unauslösch-
lichen Spuren des Kolonialismus haben sich 
nicht nur in Namen wie etwa Amerika, Af-
rika, Asien und den Mittleren Osten einge-
schrieben, sondern eben auch in die Ordnun-
gen von Citizenship, deren Erbe gegenwärtig 
ist. Insofern ist die komplexe und beständige 
Geschichte von Citizenship nicht nur eine 
europäische, sondern vielmehr eine globale 
Geschichte. 

Ordnungen von Bürger*innen [citizens] 
und Nicht-Bürger*innen [non-citizens], die 
in verschiedenen Gesellschaften entwickelt 
wurden, wurden also zwischen der Metro
pole und der Kolonie verbreitet, wobei 
raumzeitliche Ordnungen von Bürger*innen 
[citizens] und ihren Anderen (strangers, out-
siders, aliens) erschaffen wurden. Den kolo-
nialen Untertanen wurde ein vermeintlicher 
Tribalismus zugeschrieben, weshalb sie als 
unfähig gesehen wurden, die Merkmale von 

Citizenship und ihre vereinigenden Kräfte ver-
stehen oder entwickeln zu können. Wenn ko-
lonialen Untertanen zugestanden wurde, Ci-
tizenship verstanden zu haben, dann in dem 
Sinne, dass das Konzept von den ehemals 
kolonisierten Staaten ‚ausgeliehen‘ wurde. 
Dies macht die Citizenship-Forschung in kolo-
nisierten und ehemals kolonisierten Staaten 
zu einer irritierenden Angelegenheit. Ist die 
Beschreibung davon, was Bürger*innen [citi-
zens] und Nicht-Bürger*innen [non-citizens] 
tun, wenn sie rechtliche Ansprüche erheben, 
auch für die Erforschung von Citizenship in 
kolonisierten und ehemals kolonisierten Staa-
ten angemessen? 

3) Citizenship: Unterscheidung vom einzu-
forderndem Recht und dem Recht, Rechte 
einzufordern
Die dritte Bedeutung von Citizenship als per-
formatives Konzept ist, dass Citizenship sich 
durch die Artikulation von Rechtsansprüchen 
herstellt. Wie bereits gesagt, bezieht sich die 
Artikulation des Rechtsanspruches sowohl 
auf den Inhalt der Rechte als auch darauf, 
was Menschen tun, wenn sie Citizenship aus-
üben [perform]. Die Artikulation von Rechts-
ansprüchen ist ein Konzept, das die gegen-
wärtigen Citizenship Studies von der sozialen 
Bewegungsforschung erbt. In den 1970er 
und 1980er Jahren verwendete die soziale Be-
wegungsforschung die Sprache der Rechte, 
um die Ungerechtigkeiten, unter denen 
Menschen leiden, zu formulieren und um zu 

zeigen, dass Menschen sich der Entrechtung 
von ihnen und anderen widersetzen. Perfor-
mative Citizenship bedeutet sowohl Kämpfe 
(die Artikulation von Rechtsansprüchen [mak
ing rights claims]) als auch was diese Kämpfe 
performativ erschaffen (das Recht, Rechte zu 
beanspruchen). 

Es gibt einen Unterschied zwischen der 
Forderung ein Rechtssubjekt zu sein oder 
Rechtsansprüche einzufordern. Diese Unter-
scheidung ermöglicht es uns zu untersuchen, 
wie Menschen kreative und transformative 
Widerstandsformen erschaffen und Ansprü-
che gegen Herrschaft und die damit verbun-
denen Ungerechtigkeiten artikulieren. Ihr 
Fokus liegt nicht nur auf der Ausführung von 
bereits existierenden Rechten und Pflichten, 
sondern ebenso auf der Beanspruchung von 
Rechten und Pflichten, deren Realisierung 
noch aussteht. Karen Zivi schreibt, „sich Rech-
ten und der Beanspruchung von Rechten von 
der Perspektive der Performativität zu nähern, 
bedeutet dann, nicht nur die Frage danach 
zu stellen, was ein Recht ist, sondern auch, 
was vor sich geht, wenn wir Rechtsansprüche 
stellen“ (2012: 18). Diese Unterscheidung 
stellt heraus, dass im Zuge der Ausübung des 
Rechts, Rechte zu beanspruchen, eine Bedin-
gung der Gleichheit zwischen Bürger*innen 
und Nicht-Bürger*innen aufscheint. Das be-
deutet, dass sowohl Bürger*innen als auch 
Nicht-Bürger*innen das universelle Recht, 
Rechte zu beanspruchen, ausüben [perform], 
wenn auch auf unterschiedliche Weise. 

Demonstration von „Jugendliche ohne Grenzen“ im Rahmen ihrer Konferenz 2018 in Halle
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4) Das Subjekt eines performativ verstan-
denen Rechtsanspruches
Die vierte Bedeutung von Citizenship als ein 
Spiel von Herrschaft und Emanzipation be-
steht darin, dass Menschen, indem sie Rechts-
ansprüche artikulieren, letztlich sagen „ich, 
wir oder sie haben das Recht auf …“ – unab-
hängig davon, ob ihnen das Recht gesetzlich 
zusteht oder nicht. Wenn Menschen Rechts-
ansprüche artikulieren, beziehen sie sich auf 
diese Konventionen und gleichzeitig dehnen 
oder brechen sie diese durch die performative 
Kraft ihrer Ansprüche – wie Judith Butler es 
vielleicht ausdrücken würde. Sogar wenn es 
eindeutig ermöglichende Konventionen gibt, 
übersteigt die Artikulation von Rechtsansprü-
chen in der Regel diese Konventionen. 

Es gibt eine konstitutive Spannung zwi-
schen dem Recht, Rechte zu beanspruchen als 
einem universellem Recht und der Beanspru-
chung von Rechten. Wenn Menschen acts of 
citizenship ausüben, spielen sie mit den zwei 
Polen dieses Spannungsverhältnisses. Das 
ist, was Judith Butler als einen performativen 
Widerspruch beschreibt, der entsteht, wenn 
eine Person oder eine Gruppe ausgeschlossen 
und delegitimiert wird und nichtsdestotrotz 
Ansprüche auf Zugehörigkeit einfordert. Dies 
ist ein wichtiger Grund dafür, warum die For-
schungsperspektive von performativer Citi-
zenship auf acts zielt und wie diese Normen 
und Konventionen verändern. 

5) Performative Citizenship als 
Überschreitung
Die fünfte Bedeutung von performativ verstan-
dener Citizenship ergibt sich dann, wenn Men-
schen, indem sie für ihre Rechte, die Rechte 
von Anderen und die zukünftigen Rechte 
kämpfen, sich selbst als Bürger*innen [citi-
zens] konstituieren. Was Citizenship in diesem 
Sinne performativ macht, ist nicht nur, dass es 
die Iteration oder Überschreitung von Konven-
tionen darüber beinhaltet, was Menschen tun 
und nicht tun dürfen, sondern insbesondere, 
dass Menschen sich gegen diese Konventio-
nen wehren und sie dadurch transformieren, 
indem sie Prinzipien wie Gleichheit, Gerechtig-
keit, Freiheit, Emanzipation und Solidarität an-
führen. Diese Prinzipien ermöglichen es oder 
motivieren Menschen, über die Rechte zu 
streiten, indem die Grenzen sozialer Gruppen 
und Gemeinschaften [polities] überschritten 
werden. Im Zuge dessen übernehmen Bür-

das gänzlich zu kurz greifen, was sich im 
Gesetz ereignet, und wie Citizenship als/in 
Praxis funktioniert, kann Citizenship als/im 
Gesetz gegenüberstehen. Citizenship als/in 
Acts kann das stören, was wir mit Citizenship 
als/in Praxis tun. Citizenship als/in Theorie, 
Citizenship als/in Praxis und Citizenship als/
im Gesetz als unterschiedliche Felder von 
Citizenship umfassen die Dramen, die sich in 
den Gerichten abspielen und die Gesetzge-
bungen für Citizenship als/im Gesetz finden 
ihr Gegenüber auf den Straßen, Plätzen, Ver-
sammlungen und Cyberspaces als Citizenship 
als/in Praxis. Diese Dramen werden nicht we-
niger intensiv in Artikeln, Büchern und Konfe-
renzen aufgeführt, wo Citizenship als/in The-
orie entwickelt wird und mit Citizenship als/
in Praxis interagiert, wo Wahlen, Referenden 
und Plebiszite Ergebnisse hervorbringen. Ci-
tizenship als/in Acts überbringt ihre Dramen 
auf den Straßen, Plätzen, Bühnen, Klängen, 
Reden und Bildern. 

Wenn Citizenship ein performatives Spiel 
von Herrschaft und Emanzipation ist, kon
struieren sich seine zahlreichen und sich 
überschneidenden Bedeutungen in den un-
terschiedlichen und zusammenhängenden 
Feldern von sozialen und politischen Kämp-
fen in Theorie, Praxis, Gesetz und Acts. Die 
Durchführung von Untersuchungen zu den 
Wirkweisen von Citizenship für Herrschaft 
und Emanzipation bedarf einer sorgfältigen 
Dokumentation der vielfältigen Bedeutungen 
von Citizenship, wie sie durch Theorie, Pra-
xis, Gesetz und Acts in ihren Konflikten und 
Kämpfen konstruiert werden.
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ger*innen und Nicht-Bürger*innen – mit oder 
ohne Rechte – gegenseitige Verantwortung, 
überschreiten Grenzen, verändern sich selbst 
und andere sowie die Rechte, in deren Rah-
men sie Ansprüche erheben, und die Rechte, 
auf die sie Ansprüche erheben. 

Schluss: Felder von Citizenship
Diese Bedeutungen von performativ verfass-
ter Citizenship konstituieren diese als ein um-
strittenes und streitbares Machtfeld, um das 
soziale und politische Kämpfe stattfinden. 
Die sozialen und politischen Kämpfe um die 
Bedeutungen von Citizenship finden in zahl-
reichen Feldern statt. Anders ausgedrückt: 
Citizenship existiert in unterschiedlichen und 
sich überlappenden Feldern, in denen diese 
unterschiedlichen Bedeutungen produziert 
und performiert werden. Beispielsweise im 
Feld von Citizenship als/in Theorie nehmen 
die Widersprüche in Bezug auf die Bedeu-
tungen und Funktionen von Citizenship die 
Form philosophischer Aussagen an. Es kann 
Aussagen geben, die sich um mit Citizen
ship zusammenhängenden Anliegen von 
Universalität, Gleichheit oder Gerechtigkeit 
drehen. Es kann normative oder positive An-
sätze geben, Citizenship zu repräsentieren. 
Diese Aussagen werden oft um Gemeinsam-
keiten gruppiert und Unterschieden gegen-
übergestellt: liberale, republikanische, kom-
munitaristische oder radikale Aussagen zu 
Citizenship sind Beispiele von Citizenship als 
Theorie. Es gibt auch Citizenship als/in Praxis, 
wo Menschen Citizenship durch Rituale, Ge-
wohnheiten, Umgangsformen und Gesten 
aufnehmen und leben. Menschen wählen, 
protestieren, unterschreiben Petitionen und 
bezahlen ihre Steuern (oder vermeiden oder 
entziehen sich), stellen Regierungspolitiken 
infrage und stimmen damit unterschiedlichen 
Ausrichtungen zu. Citizenship als/in Praxis 
ist eine der sichtbarsten Felder von Citizen
ship. Wir können auch über Citizenship als/
im Gesetz sprechen, wo es festgeschrieben, 
geltend gemacht und abgeändert wird. Dann 
gibt es Citizenship als/in acts, wo sich wider-
setzt, widerrufen, vorenthalten, beansprucht, 
gefordert usw. wird. Diese unterschiedlichen 
Felder, in denen Citizenship existiert, schlie-
ßen sich nicht gegenseitig aus, sondern 
sind zusammenhängende Felder, die oft im 
Konflikt miteinander stehen. Eine Form von 
Citizenship als/in Theorie kann in Bezug auf 
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Nora Siklodi

Die Faszination (und das Fehlen davon) der  
europäischen Agenda der dualen Citizenship
Übersetzung durch Malte Kleinschmidt

Das Thema Citizenship1 erscheint als ein Schlüs-
selaspekt, der die gegenwärtigen Krisen in Eu-
ropa (und darüber hinaus) von der wirtschaft-
lichen und finanziellen Krise bis hin zu Migra-
tions-, Zerfalls- (Brexit) und Gesundheitskrisen 
(Covid-19-Pandemie) prägt. Das gemeinsame 
Thema dieser Ereignisse ist dieselbe uralte 
Frage, die die europäische Integration vom 
ersten Tag an verfolgt hat: Wie können Bür-
ger*innen in eine immer komplexer werdende 
politische Landschaft in Europa einbezogen 
werden – und sollten sie tatsächlich einbezo-
gen werden? Während die zweite Hälfte dieser 
Frage bisher mehr oder weniger eindeutig von 
der Europäischen Union (EU) und nationalen 
politischen Entscheidungsträger*innen bejaht 
wurde, hat sich die Erarbeitung einer tatsäch
lichen Antwort auf die erste Hälfte als ziemlich 
mühsam erwiesen.

In die Fußstapfen der Nationalstaaten 
getreten, in denen die Beteiligung der Bür-
ger*innen an der nationalen Politik als Eck-
pfeiler der Demokratie und der Staatsbürger-
schaft dient (Heater, 2004), hat die EU die 
Institutionalisierung der politischen Beteili-
gung der Bürger*innen auf EU-Ebene durch 
die mögliche Teilnahme an der alle fünf Jahre 
stattfindenden Wahl des Europäischen Parla-
ments (EP) gefördert. Dadurch soll eine ei-
gene, maßgeschneiderte EU-Citizenship ein-
geführt werden, die eine direkte Verbindung 
zwischen der EU und dem Einzelnen herstellt. 
Eine genauere Betrachtung des Rahmens 
der Unionsbürgerschaft zeigt jedoch schnell 
einige erhebliche Abweichungen von den 
nationalen Traditionen. Insbesondere wurde 
die Unionsbürgerschaft eingerichtet, um zu 
einem längerfristigen europäischen Projekt 
beizutragen, das die Ankunft einer dauerhaft 
mobilen europäischen/EU-Gemeinschaft vor-
sieht und eines Tages bestehende nationale 
Gemeinschaften ergänzen wird, ohne sie voll-
ständig zu ersetzen (Maas, 2007). Die institu-
tionalisierte europäische Citizenship-Agenda 
weist somit eine ausgeprägte Dualität auf, die 

erhebliche Auswirkungen auf das Leben der 
einzelnen Bürger*innen hat.

Natürlich ist das gleichzeitige Vorhanden-
sein der nationalen und der EU-Citizenship 
– letztere wird in den Mainstream-Diskursen 
meist in Bezug auf die ‚Freizügigkeit‘ verstan-
den – zu einem festen Bestandteil des alltäg-
lichen Europas geworden. Genau diese Duali-
tät der Agenda hat jedoch wenig Beachtung 
gefunden. Stattdessen scheinen wir immer 
wieder sehr fasziniert von unseren nationa-
len Erwägungen zu sein – in Bezug auf die 
Vorteile unserer eigenen nationalen Staats-
bürgerschaft und die unserer Nachbar*in-
nen, verbunden mit einem zunehmenden 
Ausschluss der „Anderen“ von diesen Vortei-
len, z. B. der Einwohner*innen mit anderen, 
insbesondere außereuropäischen Staatsan-
gehörigkeiten. In diesem Zusammenhang 
sind unsere Überlegungen zur EU-Citizenship 
weitgehend verstummt. So ist diese zum Bei-
spiel in keinerlei einheitlicher oder paralleler 
Weise Teil der Curricula für politische Bildung 
in den EU-Mitgliedstaaten.

Vor diesem Hintergrund bietet der vor-
liegende Beitrag einen ersten akademischen 
Ansatz, die duale Citizenship-Agenda der EU 
mit einer ‚inklusiven‘ Perspektive zu betrach-
ten, indem ein unverstellter, umfassenderer 
Ansatz für die Gleichzeitigkeit der Citizen
ships von unserer nationalen und der der EU 
angewendet wird. Zu diesem Zweck führt 
dieser Beitrag die traditionelle Definition von 
Citizenship ein und untersucht anschließend 
umfassend deren Anwendbarkeit oder deren 
Fehlen, indem Entwicklungen der EU und der 
nationalen Citizenship in den Blick genom-
men werden. In diesem Beitrag schlage ich 
dann vor, dass eine wirklich ‚inklusive‘ Aus-
einandersetzung mit der zeitgenössischen 
Citizenship nicht nur zeitgemäß sein sollte, 
sondern sich im Idealfall zunächst organisch 
aus einer möglicherweise spezifischen ‚euro-
päischen politischen Bildung‘ [European citi-
zenship education] entwickeln könnte. 

Gegenwärtige Citizenship Agenden in 
Europa
Traditionell wird Citizenship als die Beziehung 
zwischen einer politischen Gemeinschaft und 
dem Einzelnen verstanden (Isin und Turner, 
2007). Es soll uns etwas darüber erzählen, 
wie eine politische Gemeinschaft, wie etwa 
ein Nationalstaat, von innen und von außen 

durch Differenzierungsprozesse zwischen 
Bürger*innen und durch Ausschlussprozesse 
von Nichtbürger*innen geformt wird. Citi-
zenship beinhaltet auch eine Reihe von ver-
bindenden Dimensionen, einschließlich eines 
Gefühls der gemeinsamen Identität und Zu-
gehörigkeit, kollektiver Rechte und Pflichten 
sowie der Partizipation an der Politik.

Auf den ersten Blick mag es so aussehen, 
als ob die obige Lesart von Citizenship zu tra-
ditionell ist und nicht mit der heutigen eher 
trennenden politischen Landschaft Europas 
in Verbindung steht. Dies scheint sicherlich 
der Fall zu sein, wenn wir die jüngsten Ent-
wicklungen berücksichtigen, wie etwa die 
Migrationskrise. Übermäßig nationalstaatlich 
ausgerichtete Diskurse der Anfangszeit schei-
nen letztendlich durch den internationalen 
Rahmen der von der EU gestalteten politi-
schen Maßnahmen ersetzt worden zu sein, 
die letztendlich zur Schaffung des Gemeinsa-
men Europäischen Asylsystems (Europäisches 
Parlament, 2020) führen werden. Wichtig ist, 
dass diese Politik die EU als Akteur festlegt, 
der die Ein- und Ausschlussprozesse einer be-
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stimmten Gruppe von Europas „Anderen“, 
den Asylsuchenden, regelt und angeblich 
den Grundprinzipien des Menschenrechtsre-
gimes folgt. Es ist klar, dass sich einige der 
traditionellen Vorstellungen davon, was (na-
tionale) Citizenship in Europa bedeutet, auf-
grund dieser Politiken ändern. Eine genauere 
Betrachtung der Umsetzung neuer EU-Poli-
tiken zeichnet jedoch eine ungleichmäßige, 
vielleicht noch besorgniserregendere und 
sogar auf gewisse Weise vergessene politi-
sche Landschaft, in der einige Staaten die 
EU-Vorschriften viel genauer befolgen (z. B. 
Deutschland, Frankreich), während andere sie 
als mögliche Druckmittel für wirtschaftliche 

Vorteile nutzen (z. B. Ungarn, Polen, um die 
‚üblichen Verdächtigen‘ zu nennen).

Vor diesem Hintergrund ist es nicht allzu 
weit hergeholt, die Institutionalisierung der 
EU-Citizenship im Vertrag von Maastricht 
von 1993 als die bedeutendste und weitrei-
chendste Änderung der Citizenship-Politik 
in Europa zu bezeichnen. In Form des ersten 
transnationalen Citizenship-Modells, das es 
überhaupt gab, wurde allen Staatsangehö-
rigen der Mitgliedstaaten ein neuartiger EU-
Status verliehen, der ihre nationale Citizen
ship ergänzen, aber nicht ersetzen sollte (Art. 
20 Abs. 1 AEUV). Die Institutionalisierung der 
EU-Citizenship ist ein klares Signal dafür, dass 

die EU den transnationalen Staatsaufbau und 
die politische Integration im Visier hat (wie im 
allerersten Bericht der Europäischen Kommis-
sion über die Unionsbürgerschaft eingeräumt 
wurde, 1993: 2).

Die EU hat jedoch auch den ‚üblichen‘ 
institutionalisierten Auslöser für die Aktivie-
rung ihrer Staatsbürgerschaftsbestimmun-
gen überarbeitet. Statt Partizipation in der 
Politik, wie bei nationalen Modellen, hat sie 
die grenzüberschreitende Freizügigkeit der 
Bürger*innen als den notwendigen ersten 
Schritt zur Sicherung (weiterer) EU-Rechte 
festgelegt. In den Verträgen wurde beispiels-
weise festgelegt, dass Freizügigkeitsträger 
nicht aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit dis-
kriminiert werden dürfen (Art. 18 AEUV), und 
vor allem, dass das Spektrum der kollektiven 
politischen Beteiligung der EU nur für EU-Frei-
zügige gilt, einschließlich ihr Wahl- und Kandi-
datenrecht bei den Kommunal- (Art. 22 Abs. 
1 AEUV) und EP-Wahlen ihres Gastlandes 
(Art. 22 Abs. 2 AEUV).

Die Ausübung der Mobilitätsrechte der 
EU-Citizenship unterliegt jedoch erhebli-
chen strukturellen Einschränkungen (Han-
sen und Hager, 2010). Zum Beispiel werden 
EU-Freizügige gebeten, bestimmte Kriterien 
zu erfüllen, bevor sie uneingeschränkt im 
Aufnahmestaat partizipieren können, ein-
schließlich des Nachweises ausreichender 
wirtschaftlicher Ressourcen und eines um-
fassenden Krankenversicherungsschutzes, 
um sicherzustellen, dass sie nicht zu einer un-
angemessenen Belastung werden (Richtlinie 
des Rates 2004/38/EG). Die daraus folgende 
Einschränkung der Unionsbürgerschaftsprak-
tiken durch nationale Politiken, einschließlich 
Übergangsmaßnahmen und verschiedener 
Wohnsitz- und Sozialhilfebedingungen, zielte 
weitgehend darauf ab, einige EU-Freizügige 
von einigen EU-Ländern fernzuhalten. In der 
Regel zielen diese Maßnahmen insbesondere 
auf Freizügige aus Mittel- und Osteuropa, 
für die die Freizügigkeit auf westeuropäische 
und insbesondere EU-15-Staaten (die EU-
Mitgliedstaaten vor 2004) beschränkt wird. 
Diese Praktiken haben zu erheblichen Unter-
schieden bei den tatsächlichen Möglichkeiten 
geführt, die die Bürger*innen haben, um ihre 
EU-Citizenship auszuüben – unter der Bevor-
zugung nationaler Rahmenbedingungen.

Selbst wenn eine traditionelle Lesart des-
sen, was Citizenship in Europa heute bedeu-

„Jugendliche ohne Grenzen“ für Bleiberecht im Rahmen ihrer Konferenz 2018 in Halle
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tet, zunächst veraltet erscheint, deutet eine 
genauere Lesart der jüngsten Entwicklungen 
wahrscheinlich darauf hin, dass sie gut mit 
den gegenwärtigen Praktiken übereinstimmt. 
Die Priorität der nationalen Citizenship defi-
niert Europas Agenden der dualen Citizen
ship. Beispielsweise kann die EU-Citizenship 
nur durch die nationale Citizenship erreicht 
und letztendlich die damit verbundenen EU-
Rechte wie die Freizügigkeit genutzt werden. 
Dieses Prinzip wurde wiederholt bekräftigt. 
Obwohl die EU-Citizenship als grundlegender 
Status des Einzelnen dienen soll, kann sie da-
her durch den Verlust der nationalen Citizen
ship (Janko Rottman gegen Freistaat Bayern) 
oder den Verlust der EU-Mitgliedschaft (d. H. 
Brexit) verloren gehen. Vor diesem Hinter-
grund ist es immer weniger überraschend, 
dass nationale Erwägungen die Organisa-
tion der demokratischen Strukturen Europas 
und natürlich die weiter gefasste politische 
Agenda seiner politischen Elite prägen.

Die Priorisierung des nationalen Rahmens 
und insbesondere der nationalen Citizenship 
wurde durch die sehr wechselhafte Unter-
stützung bzw. Ablehnung der Bevölkerung 
für das EU-Projekt und sogar für die Unions-
bürgerschaft weiter bekräftigt. In der Tat 
entstand das allererste populäre Veto gegen 
die Artikel des EU-Vertrags eben genau als 
Reaktion auf die EU-Citizenship (1993 in Dä-
nemark). Die mögliche Einbeziehung grund-
legender Menschenrechte in die primären 
und rechtsverbindlichen Bestimmungen der 
EU-Citizenship wurde – zumindest bis auf 
Weiteres – unterlassen, nachdem die fran-
zösischen und niederländischen Wähler*in-
nen 2006 den gesamten Verfassungsvertrag 
abgelehnt hatten. Und selbstverständlich 
nicht zu vergessen: Als in Großbritannien 
die Bürger*innen die Frage der EU-Mit-
gliedschaft ihres Landes vorgelegt haben, 
stimmten sie dafür, den Block zu verlassen 
– nicht nur einmal, sondern dreimal (wenn 
wir auch die Ergebnisse der nachfolgenden 
Parlamentswahlen berücksichtigen wollen, 
in denen jeweils die pro-Brexit konservati-
ven Regierungen hinzugewinnen konnten). 
Diese Ereignisse konnten die Staats- und Re-
gierungschefs der EU dazu veranlassen, ihre 
Bürger*innen weiterhin von politischen Ent-
scheidungen der EU fernzuhalten. In dieser 
Hinsicht sind die Mobilität der EU-Citizenship 
und die politische Partizipationsgrundlage 

der nationalen Citizenship besonders dien-
lich.

Die oben genannten Einschränkungen 
stellen jedoch nicht die breitere Relevanz der 
europäischen Agenda für die duale Staats-
bürgerschaft in Frage. Sowohl die nationale 
als auch EU-Citizenships sind im alltäglichen 
Europa weit verbreitet, weshalb es notwen-
dig für alle Bürger*innen ist, auf beide vorbe-
reitet zu sein, um sich ihrer möglichen Auswir-
kungen, Spannungen, Vorteile usw. bewusst 
zu werden.

Es besteht jedoch weiterhin ein Mangel an 
Bewusstsein für die ‚EU-Citizenship‘ und die 
Bandbreite der EU-Rechte, die sie den Men-
schen gewährt, selbst bei einigen EU-Freizü-
gigen der EU-15 (Favell, 2008) und nicht ihre 
Freizügigkeit nutzenden Bleibenden (Recchi, 
2015) sowie für diejenigen aus weniger wohl-
habenden Ländern im Osten (Siklodi, 2020). 
Zumindest führten die Brexit-Debatten über 
Bestimmungen zur EU-Citizenship und zur 
Freizügigkeit, einschließlich der Rechte von 
EU-Bürger*innen in Großbritannien und bri-
tischen Bürger*innen in der übrigen EU, zu 
einer Verbreitung des Themas der EU-Citi-
zenship in die Alltagsdiskurse (Brändle et al., 
2018). Die damit verbundenen Mobilisierun-
gen von Bürger*innen scheiterten jedoch mit 
ihrem Anliegen, die EU-Citizenship zu erhal-
ten, obwohl zwischen 2016 und 2019 wieder-

holt die größten pro-EU-Bürgerdemonstra-
tionen auf den Straßen Londons stattfanden 
und vier verschiedene europäische Bürgerin-
itiativen zu Freizügigkeit und EU-Citizenship 
vorgeschlagen wurden.

Wir müssen daher dringend damit be-
ginnen, diese Wissenslücke in Bezug auf die 
europäische Agenda der dualen Citizenship 
anzugehen. Meine zugegebenermaßen se-
lektive Vertrautheit mit den eigenen Ansich-
ten und Erfahrungen der Bürger*innen über 
diese Entwicklungen – im Verlauf meiner 
Arbeit mit jungen Menschen, den Auswir-
kungen des Brexit auf EU-Bürger*innen und 
Aktivist*innen und jetzt mit der politischen 
Bildung – legt mir nachdrücklich nahe, das 
Schließen dieser Wissenslücke idealerweise in 
dezidiert ausgerichteten Kursen für eine ‚Eu-
ropäische politische Bildung‘ zu realisieren. Zu 
diesem Zweck ist es erforderlich, Netzwerke 
aufzubauen und Beiträge von politischen 
Bildner*innen, politischen Entscheidungsträ-
ger*innen und Akademiker*innen, die sich 
mit Citizenship und europäischen politischen 
Bereichen befassen, zusammenzubringen.

Es übersteigt den Rahmen dieses Artikels, 
genau zu bestimmen, wie diese Bildung im 
Detail aussehen könnte. Jüngste Studien zur 
Citizenship Education in Europa haben jedoch 
nicht nur auf die Diskrepanz der Curricula auf 
dem gesamten Kontinent aufmerksam ge-

„Jugendliche ohne Grenzen“ vergeben den Negativpreis „Abschiebeminister 2019“ während der  
jährlich stattfindenden Innenministerkonferenz.
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macht, sondern auch auf den offensichtlichen 
Mangel an Aufmerksamkeit, der speziell der 
Bedeutung der Citizenships der EU und des 
jeweiligen Nationalstaats gewidmet wurde 
(Europäische Kommission, 2018). Während 
die Förderung von „Freiheiten, Toleranz 
und Nichtdiskriminierung“ als zentrale The-
men auftaucht, scheint es an Konsistenz zu 
mangeln, wie diese Themen tatsächlich mit 
Lernenden diskutiert werden. Wie würden 
diese Themen beispielsweise aussehen, wenn 
Citizenship tatsächlich im nationalen und 
EU-Kontext praktiziert würde? Dies ist be-
sonders eklatant angesichts der spezifischen 
Beschaffenheiten dieser Kontexte – während 
der nationale weitgehend politisch bleibt ist 
der EU-Kontext hauptsächlich von wirtschaft-
lichen Erwägungen geprägt. Nur durch einen 
verständigen Dialog mit zahlreichen Akteu-
ren und Bürger*innen können wir beginnen, 
die Dualität in der europäischen Citizenship-
Agenda wirklich anzugehen und letztendlich 
herauszufinden, wie Bürger*innen mehrere 
Citizenship-Rollen übernehmen können, 
ohne eine dieser beiden zu untergraben. Da-
durch können dann wichtige Fortschritte bei 
der offenen Auseinandersetzung mit spalten-
den Diskursen über europäische Demokratie, 
Freizügigkeit und national(istisch)e Rahmen 
von Citizenship gemacht werden.

Abschließende Gedanken
In diesem Beitrag wurde die europäische 
Agenda der dualen Citizenship und die damit 
verbundene (mehrfache) Rolle der Bürger*in-
nen in der zeitgenössischen europäischen 

Politik diskutiert. Es wurde auf die Wechsel-
beziehung zwischen nationaler und EU-Citi-
zenships hingewiesen und argumentiert, dass 
wir zunächst die inhärente Verknüpfung, die 
Spannungen und das Potenzial dessen erken-
nen müssen, was gegenwärtig die Mehrheit 
der europäischen Bevölkerung innehat. Erst 
danach können wir versuchen, die wirkliche 
Rolle der (individuellen) Bürger*innen in einer 
zerrütteten politischen Landschaft anzuge-
hen.

Obwohl sie traditionell als zweitrangig 
angesehen wird, zeigt die bloße Existenz der 
EU-Citizenship, dass sich die Bedeutung von 
Citizenship in Europa geändert hat. Diese 
Veränderung wird besonders komplex durch 
die Verflechtung der EU-Citizenship und der 
innereuropäischen Mobilität (oder der Freizü-
gigkeit) sowie durch die gegenseitige Abhän-
gigkeit zwischen den nationalen und der EU-
Citizenships. Während die Freizügigkeit von 
den Massenmedien häufig als eine inhärente 
Entwicklung der europäischen Integration 
anerkannt – und akzeptiert – wird, gilt dies 
weitgehend nicht für die EU-Citizenship. Es 
ist dann wenig überraschend, dass der Begriff 
‚EU-Citizenship‘ oder die europäische Agenda 
der dualen Citizenship in der Öffentlichkeit 
kaum eine Rolle spielen.

Wenn wir über unsere derzeitige Faszi-
nation für national(istisch)e Rahmen von 
Citizenship hinausgehen wollen, müssen 
wir einen neuen Dialog darüber beginnen, 
was tatsächlich an der Basis der gelebten 
Citizenship geschieht. Zu diesem Zweck müs-
sen wir das Bewusstsein für nationale und 
EU-Citizenship schärfen, einschließlich ihrer 
weiteren Bedeutung für das Alltag der Bür-
ger*innen, für die Politikgestaltung und der-
zeit für Krisenreaktionen. Hier könnte sich ein 
neuer, kollaborativer Rahmen, der politische 
Bildner*innen [citizenship educators], politi-
sche Entscheidungsträger*innen und Akade-
miker*innen umfasst, als von unschätzbarem 
Wert erweisen.

Anmerkungen
1	 Anmerkung des Übersetzers: Citizenship wird 

im Folgenden nicht mit Staatsbürgerschaft über-
setzt, weil der englische Begriff in der fachwis-
senschaftlichen Diskussion weit verbreitet ist 
und die deutsche Übersetzung mit Staatsbürger-
schaft oder Bürgerschaft die mehrfache Konno-
tation der Mitgliedschaft, der Bürgerrechte und 
der politischen Partizipationsrechte auch jenseits 

von staatsbürgerschaftlichen (Wahl )Rechten nur 
sehr eingeschränkt beinhaltet. Gleiches gilt für die 
Übersetzung des Begriffs ‚EU-citizenship‘, der mit 
dem Begriff ‚Unionsbürgerschaft‘ die Konnotation 
unzulänglich wiedergeben würde. Insbesondere 
auch die Gegenüberstellung von nationaler und 
EU-Citizenship würde so – zumindest im Sinne der 
Lesart des Übersetzers – unzulänglich verzerrt. 

2	 Anmerkung des Übersetzers: ‚Benefits‘ bezieht 
sich gleichzeitig auch auf staatliche Unterstüt-
zungsleistungen, die einen Schlüsselaspekt des 
Ausschlusses von EU-Binnenmigrant*innen dar-
stellt. Diese semantische Dualität lässt sich nur 
schwer übersetzen. 
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Andrea Szukala

Politische Bildung und demokratische Inklusion  
durch Bürgerschaft

Die Verbindung von politischer Bildung zu 
Sichtweisen von Bürgerschaft wird auf ver-
schiedenen Ebenen verhandelt. Die seit 
Längerem diskutierten Limitationen der de-
mokratischen Inklusion durch Bürgerschaft 
haben Folgen für die Verbindungspunkte 
der politischen Bildung zur Bürgerschaft. 
Daher wird im Folgenden zunächst die Dis-
kussion um demokratische Inklusion durch 
Bürgerschaft skizziert, dann werden die Ver-
bindungen der politischen Bildung zu diesen 
betrachtet. Schließlich wird gefragt, wie die 
politische Bildung sich zu derzeit diskutierten 
Funktionsschwächen der demokratischen In-
klusion positionieren könnte. Es ist wichtig zu 
betonen, dass, wenn im Folgenden von de-
mokratischer Inklusion die Rede ist, nicht ein 
pädagogischer Modus von Inklusion gemeint 
ist, auch wenn sich herausstellt, dass das eine 
mit dem anderen verwickelt sein kann. 

Bürgerschaft und demokratische 
Inklusion
„Citizenship“ oder „Citoyenneté“ werden als 
Bürgerschaft übersetzt und sind hier als so-
zialwissenschaftliches Konzept verwendet, 
das nicht nur den Status der Mitgliedschaft 
durch Staatsangehörigkeit (Staatsbürger-
schaft) beschreibt, sondern auch eine Zuge-
hörigkeit, die mehr ist als Einwohnerschaft 
oder Bevölkerung (Richter 2018). Die hier be-
rührten Dimensionen werden speziell in der 
Bundesrepublik Deutschland als kontroverser 
„Dauerbrenner“ öffentlich verhandelt, wobei 
sich die Verbindung beider, auf der Ebene der 
Systemintegration wie der Sozialintegration, 
immer wieder als problematisch herausstellt 
(Scherr/Inan 2018, 207f.). Während die in 
der klassischen Studie Marshalls adressierten 
Maßstäbe der rechtlichen, politischen und so-
zio-ökonomischen Bürgerschaft in den west-
europäischen wohlfahrtsstaatlichen Nach-
kriegsdemokratien als Rahmen verwirklicht 
scheinen, bleibt Bürgerschaft als grundsätz-
liche Richtungsgeberin einer demokratischen 
Aspiration “an image of an ideal citizenship 
against which achievements can be measured 

and towards which aspirations can be direc-
ted” (Marshall 1950, 29). Der tatsächliche 
Erfolgsmaßstab der Unternehmung demokra-
tisch-inklusiver Bürgerschaft bleibt gleichwohl 
offen. Auch in den zeitgenössischen norma-
tiven Modellen einer bürgerschaftlichen de-
mokratischen Inklusion bleiben Kriterien der 
Inklusion in eine demokratische Gesellschaft 
ein blinder Fleck. So berichtet Seyla Benhabib 
von Hannah Arendts Haltung zur Supreme 
Court-Entscheidung einer Aufhebung der 
Rassentrennung an Schulen, die das Inklu-
sionsbegehren ausgerechnet für das Feld der 
Bildung zunächst zurückweist, so Benhabib: 
„Arendt verglich die vom Obersten Gerichts-
hof bestätigten Forderungen der schwarzen 
Eltern, ihre Kinder an zuvor nur den Weißen 
vorbehaltenen Schulen zuzulassen, mit dem 
Wunsch des sozialen Parvenüs, in einer Ge-
sellschaft Anerkennung zu erlangen, die kein 
Interesse daran hatte, ihn aufzunehmen. […] 
[Sie] verwechselte eine Frage der öffentlichen 
Gerechtigkeit – die Gleichheit des Zugangs zu 
Bildungseinrichtungen – mit einer Frage der 
sozialen Präferenz – wer meine Freunde sind“ 
(Benhabib 1991, 152).

Die bundesrepublikanische Ausgangssitu-
ation erscheint dabei für eine gesellschaftlich 
welt-offene Debatte um Inklusion grundsätz-
lich historisch und sozio-kulturell ohnehin un-
günstig. „Verschiedenheit“ in der Gesellschaft 
ist nicht durch längere Kolonialgeschichte (FR, 
UK) oder Siedlungsgeschichte (KAN, USA) 
zumindest diskursiv normalisiert. Im jünge-
ren kollektiven Gedächtnis ist Immigration 
besonders mit sozialer Unterschichtung und 
dem Außenseiter-Status der Zuwanderung in 
prekäre Arbeit oder Asyl verbunden (s. Ge-
schichte der Ruhrpolen, der Zuwanderung 
von Gastarbeitern und Asylsuchenden). 

Gewiss verblassen die nationalen Kontu-
ren eines bürgerschaftlichen Raums demo-
kratischer Inklusion spätestens seit der Jahr-
tausendwende rapide. Und auch innerhalb 
der globalisierten etablierten Demokratien 
wird bürgerschaftliche Inklusion zu dem gro-
ßen demokratiepolitischen Claim, alle zuvor 

Ausgeschlossenen politisch zu integrieren 
(Lister 2007). Dies mobilisiert neue Theorie-
anstrengungen und Modellbildungen für Bür-
gerschaft wie die postnationale Bürgerschaft 
(Soysal, 1994) oder die multikulturelle Bürger-
schaft (Kymlicka 1999). Zuletzt wird auch die 
demokratische Inklusion von Nicht-Bürger*in-
nen international intensiver diskutiert (Ton-
kiss & Bloom 2015). 

Zunehmend wird aber die Vorstellung der 
demokratischen Aktivierung des Einzelnen 
(„active citizenship“) zur Leitvorstellung einer 
Inklusion durch demokratische Bürgerschaft. 
Dieser performative Begriff von Bürgerschaft 

impliziert, dass diese immer weniger als sta-
bile Institution im Sinne eines geteilten Be-
rechtigungstitels in einem spezifischen poli-
tischen Kollektiv wahrgenommen wird: Sie 
nähert sich vielmehr an eine pädagogische 
Konzeption an, denn hier sollen sich Subjekte 
durch Bürgerakte (Isin, 2008) demokratisch 
permanent selbst konstituieren. Gleichwohl 
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bleibt nach wie vor offen, worauf sich diese 
voluntaristische demokratische Aspiration 
am Ende richtet. Der utopische Aspekt der 
demokratischen Inklusion tritt immer deut-
licher hervor, wenn Bürgerschaft nicht mehr 
mit spezifischen Formen der (National)Staat-
lichkeit verbunden ist, sondern auf das Indi-
viduum rückgebunden ist. An dieser Stelle 
kommt Bildung, vor allem politische Bildung, 
mit neuer Vehemenz ins Spiel.

Politische Bildung und Bürgerschaft
Wie beschrieben sind typische Modelle von 
Bürgerschaft historische Produkte der National-
staatswerdung der heute etablierten Demokra-
tien: Die mit ihnen verbundenen Bildungsmo-
delle adressierten stets eine nationale Ambition 
und Erzählung und verwirklichten dabei spezi-
fische Programme der sozio-kulturellen Integ-
ration und Modernisierung der europäischen 
Gesellschaften. In den „klassischen“ Modellen 
werden für verschiedene Dimensionen von 
Bürgerschaft Zielformulierungen für politische 
Bildung ausspezifiziert. Den Modellen werden 
unterschiedliche Leistungsfähigkeit als Integra-
tionstechnologien zugetraut (Szukala 2020). 

Trotz der Diskreditierung der Nation durch 
den Nationalsozialismus bleibt in der bun-
desrepublikanischen politischen Bildung der 
Nachkriegszeit die Zuweisung von Positionen 
im demokratischen Innen-Raum noch deut-
lich von Alterität und vom Außen des gemein-
samen Menschseins als einem Gegenüber 
des Eigenen abgeleitet: Die Logiken von Ex-
klusion/Inklusion spielen dabei sogar für die 
grundsätzliche Legitimation des politischen 
Lernens eine Rolle. Das abgebildete visuelle 

Artefakt aus dem Vorwort eines einschlägig 
bekannten Politikbuchs in einer Ausgabe des 
Jahres 1965 (Sehen-Beurteilen-Handeln, Abb. 
1, Hilligen 1965, 12) liefert hierfür ein fast ma-
kabres Beispiel. Es ist mit der Begründung ver-
sehen, dass ‚Mann‘ immer ein Anderes hat, 
mit dem er „leben und auskommen“ muss 
(ebd.), wobei Alterität am Ende rassistisch 
konstruiert wird („Farbige“ sind hier kein Teil 
der gemeinsamen Menschheit). 

Der amerikanische Aktivist und Forscher 
James Banks beschreibt schließlich für die 
multikulturelle Gesellschaft des 21. Jahrhun-
derts die bedrohlichen Effekte einer demokra-
tischen Inklusion, die auf sozialer Exklusion 
trotz demokratischer Berechtigungstitel grün-
det (Banks 2017). Er diagnostiziert die man-
gelnde Verbindung des Bürgerschaftsstatus 
mit der realen Anerkennung als Ursache für 
„failed citizenship“ und rückt damit die Dis-
kussion um das Verhältnis von System- und So-
zialintegration in das Zentrum der Frage nach 
demokratischer Bürgerschaft überhaupt: 
“Policymakers and educational leaders within 
nations that are grappling with diversity and 
citizenship need to realize that individuals and 
groups that are structurally excluded may not 
be peacefully apathetic and that structural 
exclusion produces alienation, resistance, and 
insurgency. Failed citizenship is antithetical to 
a fully functioning democratic, inclusive, and 
just nation-state.” (ebd. 267). In seinem Stu-
fenmodell der Inklusion durch Bürgerschaft 
liegt gelingende Bürgerschaft vor, wenn der 
Staat oder die Nation eine Person oder eine 
Gruppe öffentlich als legitimes, rechtmäßiges 
und geschätztes Mitglied des Gemeinwe-

sens anerkennt und dem Einzelnen oder der 
Gruppe spezifische Rechte und Teilhabechan-
cen bietet. Die tatsächliche Partizipation ist 
hier nicht notwendige Voraussetzung des Ge-
lingens. Auf der nächsten Stufe, der partizipa-
tiven Bürgerschaft, wird von Einzelpersonen 
und Gruppen Partizipation laufend ausgeübt. 
Die transformative Bürgerschaft markiert da-
rüber hinaus ein demokratisches Handeln, 
das die Demokratie selbst im Blick hat (ebd.). 
Bürger*innen aktivieren sich mit Blick auf die 
Umsetzung und Förderung von Strategien, 
Maßnahmen und Veränderungen, die Werte 
wie soziale Gerechtigkeit und Gleichheit auf 
der Systemebene durchsetzen. Diese Hand-
lungsformen haben nach Banks durchgehend 
Protestformat und können auch an Grenzen 
oder über Grenzen geltenden Rechts reichen. 
Hier wird Bürgerschaft mit einem transforma-
tiven Anspruch auf Inklusion zu „störender“ 
Bürgerschaft im Prozess der demokratischen 
Inklusion (Richter 2018, 673). 

An dieser Stelle ist die Verbindung zu Per-
formanzen einer aktiven Bürgerschaft gege-
ben, die Gesellschaft verändert, gemessen an 
einem Maßstab politischer Wirksamkeit. Die in 
der deutschen Debatte kursierenden Konzepte 
von Bürgerschaft sind ebenfalls durch den Blick 
auf politische Performanzen geprägt. Bemer-
kenswert ist, dass zugleich Zugangschancen 
zum politischen Feld, auf dem diese erbracht 
werden könnten, überhaupt nicht thematisiert 
werden, obwohl es ein Kernproblem der mo-
dernen Demokratie ist, dass nicht alle gleichbe-
rechtigt an demokratischer Öffentlichkeit parti-
zipieren (Salomon 2012). In der deutschen Dis-
kussion wurden gleichwohl Stufenmodelle wie 

Abb. 2: Grundmodelle demokratischer Inklusion und politischer Bildung (angelehnt an: Mouritsen/Jaeger 2018, 12)
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zum Beispiel das prominente Stufenmodell von 
Massing (Breit/Massing 2002) breit diskutiert, 
das Aktivitätsgrade von Bürger*innen mit dem 
Erfolg von politischer Bildung in einem positi-
ven Zusammenhang sehen. Partizipationsakti-
vitäten werden mit Durchdringungsgrad und 
Spielarten der politischen Partizipation gemes-
sen, die unterschiedlich tief in den politischen 
Entscheidungsprozess institutionell einwirken. 
Im Sinne einer Einflusslogik der Partizipation 
können politisch Aktive, die sich mit Aussicht 
der politischen Partizipation in einer Partei 
widmen, als politisch gebildet gelten. Hier ist 
ein Elitenmodell der Demokratie im Sinne einer 
Stufung von Professionalisierungsgraden poli-
tischer Partizipation von Politik beschrieben. 
Damit wird zugleich das Funktionieren des be-
stehenden demokratischen Systems nicht nur 
stabilisiert, sondern Individuen werden dazu 
befähigt, Regierung hinzunehmen, zu beob-
achten, nur im Fall der Fälle wirksam politisch 
mitzuwirken, ansonsten aber durch Repräsen-
tation vermittelt Teil von (Mit-)Regierung zu 
werden. Politische Bildung ist dann erfolgreich, 
ihr wird dort die höchste Dignität zugeschrie-
ben, wo der Anspruch, selbst Repräsentant 
von anderen zu sein, erhoben werden kann. 
Der gesetzte normative Fluchtpunkt dieser 
Orientierung ist hier auch der sogenannte „Ak-
tivbürger“ (Breit/Massing 2002). Die transfor-
mative Intensität des demokratisch-inklusiven 
Anspruchs des neueren „active citizenship“ à la 
Banks u.a. wird bei Weitem nicht erreicht: Die-
ser adressiert nämlich eine Demokratisierung 
der Demokratie durch Inklusion in der national-
staatlichen Gesellschaft.

Antinomien demokratischer Inklusion 
und politische Bildung
Obwohl auch im Feld der politischen Bildung 
seit Längerem über Herausforderungen der 
globalisierten Demokratie mit einem Blick auf 
die politische Bildung und Demokratiebildung 
diskutiert wird, scheint aber die Rezeption der 
neueren Demokratiedebatte, nämlich der Um-
gang mit den Antinomien der demokratischen 
Inklusion gegenüber der Repräsentation im 
politisch-bildenden Feld nicht gründlich ge-
führt zu werden. Manow beschreibt Demo-
kratisierung als Mechanismus, der zugleich 
die Ausweitung der Partizipationschancen bei 
gleichzeitigem „Kollaps tradierter Exklusions-
mechanismen“ umfasst (Manow 2020, 24). 
Exklusionen sind in den digitalisierten Öffent-

lichkeiten und in den politischen Kulturen des 
Westens kaum mehr legitimierbar und wer-
den nicht hingenommen: Repräsentation, so 
Manow, beruhe aber stets auf Exklusion. Der 
Prozess der Demokratisierung im Sinne einer 
Erweiterung eines Kreises von Berechtigten 
habe Ausschlüsse (z. B. von Prekären) zur 
Voraussetzung gehabt. Stützt sich aber die 
Ausdehnung einer performativen Citizenship 
zugleich auf eine allgegenwärtige Kritik an 
‚zu wenig Demokratie‘, wird das politische 
Kraftfeld von Partizipation aufgrund der Ent-
staatlichung und weitgehenden Entstruktu-
rierung der demokratischen Öffentlichkeiten 
kaum mehr fassbar. Inklusion und Exklusion 
sind undeutlich abgegrenzt, es fehlt eine kon-
zeptuelle Kontur. Bürgerschaft verliert so in 
den demokratischen Gesellschaften die Kraft 
als zentraler Antreiber von Vergesellschaftung 
und es wird zunehmend unklar, mit welchem 
Ziel und welchen Mitteln demokratische In-
klusion in globalhybriden Großgemeinwesen 
eigentlich hergestellt werden kann. Diese wird 
ergänzt, so argumentiert Manow, durch die 
Entdemokratisierung als paradoxer Prozess, 
der durch Polarisierung und die Verrohung öf-
fentlicher Diskurse zugleich Individualisierung 
mit Jacobinismus verbindet und so zwar den 
nationalstaatlichen Raum wiedererrichtet, dies 
aber nur bei gleichzeitiger Schädigung der de-
mokratischen Werte. Die Frage also, ob eine 
durch politische Bildung angetriebene expan-
sive demokratische Partizipation zwangsläufig 
einen neuen gesellschaftlichen Zusammenhalt 
hervorbringen und stabilisieren kann, müsste 
vor diesem Hintergrund nochmals diskutiert 
werden. Hier ist „die“ politische Bildung gefor-
dert, zunächst die eigenen Inklusionsdefizite 
und Anschlussprobleme an Ideen einer trans-
formativen Demokratie jenseits des Repräsen-
tationsmodells zu analysieren. Demokratische 
leadership durch Eliten wird im Feld zwar ab-
gelehnt, da dies sich inklusiv-egalitär sieht. 
Andererseits tragen auch Positionen des päda-
gogischen „Stimmegebens“ und der „Ermäch-
tigung“ durchaus hierarchisierende Haltungen 
zwischen Person und Bildner*in in sich. Ein 
ernst gemeinter Neo-Republikanismus könnte 
auf diese Haltungen möglicherweise ganz ver-
zichten, da er noch an institutionalisierte For-
men demokratischer Staatlichkeit anschließt. 

*	 Der Beitrag ist im Kontext des BMBF-Projektes  
ZUNAMI entstanden.
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Helge Schwiertz

Radikaldemokratische Bürgerschaft und  
migrantische Selbstorganisierung

Geflüchtete werden in Deutschland häufig 
einseitig als Opfer oder Bedrohung, als Hil-
feempfangende oder Ressource, selten aber 
als politische Subjekte und Bürger*innen ge-
sehen. Solche Sichtweisen gehen nicht nur 
mit einem diskriminierenden Blick einher. 

Sie beruhen zudem auf einem beschränkten 
Verständnis von Staatsbürgerschaft als recht-
lichem Status. In diesem Beitrag möchte ich 
daher für ein erweitertes Verständnis von Bür-
gerschaft argumentieren und aufzeigen, wie 
die politische Praxis von geflüchteten Jugend-
lichen in Deutschland als Akte der Bürger-
schaft (Isin 2008) begriffen werden können, 
obwohl die Jugendlichen nicht als Staatsbür-
ger*innen gezählt werden. Hierzu beziehe 
ich mich auf meine zwischen 2012 und 2017 
durchgeführte Forschung, wobei qualitative 
Interviews mit geflüchteten Jugendlichen die 
wesentliche Grundlage bilden.1 

„Jugendliche ohne Grenzen“ – 
Flüchtlingsproteste in Deutschland 
Im Mittelpunkt steht die Gruppe Jugendliche 
ohne Grenzen (JoG). Der bundesweite „Zu-
sammenschluss von jugendlichen Flüchtlin-
gen“ folgt „dem Grundsatz, dass Betroffene 
eine eigene Stimme haben und keine ‚stell-
vertretende Betroffenen-Politik‘ benötigen“ 
(JoG o. J.). JoG wurde bereits 2005 gegrün-
det und zeichnet sich durch hohe Kontinuität 
aus. Sie fordern ein Bleiberecht für alle sowie 
die gleichberechtigte Teilhabe von geflüchte-
ten Jugendlichen, insbesondere im Bildungs-
bereich. Sie organisieren Kampagnenarbeit, 
Demonstrationen, politisches Theater und 
jedes Jahr eine Gegenkonferenz zur Innenmi-
nisterkonferenz. JoG steht zudem im Zusam-

menhang einer umfassenderen Flüchtlings-
protestbewegung (Odugbesan/Schwiertz 
2018).

Anhand der politischen Praxis der Jugendli-
chen möchte ich zwei Aspekte verdeutlichen, 
die sich auch auf andere Felder politischen 
Engagements übertragen lassen: Erstens die 
Bedeutung eines inklusiven, radikaldemo-
kratischen Begriffs von Citizenship; zweitens 
dessen Aktualisierung in der politischen Pra-
xis, die sich nicht nur auf sichtbare Akte der 
Intervention beschränkt, sondern die ebenso 
auf relativ unsichtbaren, gruppeninternen 
Prozessen der Selbstorganisierung beruht. 

Radikaldemokratische Bürgerschaft

„Demokratische Differenz“ als 
Bezugspunkt performativer Bürgerschaft
In den letzten Jahren wurden zahlreiche Kon-
zepte diskutiert, die Citizenship nicht nur als 
einen Rechtsstatus herrschender Ordnungen 
der (Nicht-)Zugehörigkeit begreifen, sondern 
als eine politische Praxis, die sich aus gesell-
schaftlichen Spannungsverhältnissen ergibt 
und eben solche Ordnungen infrage stellt 
(Editorial dieser Ausgabe; Köster-Eiserfunke 
et al. 2013). So wurden durch den Begriff der 
„Acts of Citizenship“ (Isin 2008) aktivistische 
Interventionen hervorgehoben, die einen 
Bruch in bestehenden Verhältnissen erzeu-
gen – politische Momente, in denen Nicht-
Bürger*innen zu „activist citizens“ (Isin 2009) 
werden, indem sie sich für ihre Rechte einset-
zen. Dieser Streit um die Rechte von jenen, 
die ausgeschlossen werden, steht auch im Fo-
kus der Konzepte einer „inclusive citizenship“ 
(Kleinschmidt 2017) oder „solidarity citizen
ship“ (Schwiertz/Schwenken 2020), wobei 
letztere mit dem Begriff der Solidarität soziale 
Beziehungen in den Mittelpunkt rückt. Wenn 
wir Citizenship hierbei als ambivalentes Kon-
zept begreifen, sodass Bürger*innen Teil des 
Staates, aber auch potenziell Akteure eines 
Aufstands gegen den Staat sind, gerät die 
enge Verbindung von Citizenship und Demo-
kratie in den Blick. In diesem Beitrag arbeite 

ich daher einen Begriff „radikaldemokrati-
scher Bürgerschaft“ aus, durch den Bürger*in-
nen nicht bloß in einer zugewiesenen Position 
in etablierten Demokratieregimen begriffen 
werden. Vielmehr erscheinen sie auch als 
politische Subjekte, die sich durch einen Be-
zug auf das Demokratische der Prinzipien von 
Gleichheit und Freiheit konstituieren. 

Für dieses erweiterte Verständnis ist es 
bedeutsam, Demokratie und Bürgerschaft 
aus ihrer Identifikation mit dem Nationalstaat 
zu lösen. Mit Bezug auf Jacques Rancière 
(2002), Étienne Balibar (2012), Ernesto Laclau 
und Chantal Mouffe (2006) habe ich hierzu 
den Begriff der „demokratischen Differenz“ 
entwickelt (Schwiertz 2019): Etablierte Re-
gime der Demokratie, die gegenwärtig vor 
allem national institutionalisiert sind, werden 
von einem Grundsatz des Demokratischen 
unterschieden, der sich historisch in Revolu-
tionen und Grundrechtserklärungen heraus-
gebildet hat. Dieses Demokratische verweist 
auf Prinzipien von Gleichheit und Freiheit für 
alle. Es bildet einen Grundsatz, der es immer 
wieder ermöglicht, bestehende Formen der 
Demokratie infrage zu stellen und für eine 
andere Demokratie einzutreten. Demokratie 
ist in diesem Sinne nicht bloß ein politisches 
System, sondern eine kontestatorische Pra-
xis, die Ungleichheiten als solche benennt 
und darauf zielt das Demokratische in diver-
sen politischen Räumen zu artikulieren. Ein 
solcher, radikaler, weil grundlegender Begriff 
von Demokratie entspricht den Selbstorgani-
sierungen migrantischer Jugendlicher.

Die Aneignung des Demokratischen bei 
„Jugendliche ohne Grenzen“
Mit der Forderung nach umfassender Gleich-
berechtigung wehren sich die geflüchteten 
Jugendlichen von JoG gegen einen entmün-
digenden Opferstatus: Zum einen stellen sie 
die demokratische Form der Bundesrepublik 
Deutschland auf Grund ihrer institutionalisier-
ten Ausgrenzung infrage, zum anderen ist der 
von ihnen als notwendig betrachtete Kampf 
für Rechte mit einer anderen Vorstellung von 
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Demokratie verbunden. Durch ihre Aktionen 
schaffen JoG eine Bühne, auf der sie das ih-
nen zugefügte Unrecht darstellen und sich zu-
gleich als politische Subjekte mit Rechten, als 
radikaldemokratische Bürger*innen konstitu-
ieren. So inszeniert die JoG-Konferenz, die je-
des Jahr parallel zur Konferenz der deutschen 
Innenminister*innen veranstaltet wird, eine 
Intervention, die sich aus Demonstrationen, 
Workshops, Galaveranstaltungen und poli-
tischem Theater zusammensetzt. Sie setzt 
dem Ort der Innenministerkonferenz, auf der 
über Geflüchtete entschieden wird ohne sie 
anzuhören, einen anderen Ort entgegen: Die 
Souveränität des Staates wird umgedeutet 
und der Herrschaft mit einer selbstbestimm-
ten Positionierung begegnet, die so nicht vor-
gesehen ist. 

Diesen Widerspruch zur herrschenden 
Ordnung artikulieren die geflüchteten Ju-
gendlichen etwa durch die Wahl des „Ab-
schiebeministers des Jahres“, bei der alle Teil-
nehmenden der JoG-Konferenz abstimmen, 
welche Politiker*innen sich durch ein beson-
ders repressives Vorgehen gegen Migration 

ausgezeichnet haben. Durch die Wahl des Ab-
schiebeministers werden Machtverhältnisse 
symbolisch umgekehrt, indem die geflüch-
teten Jugendlichen über jene Politiker*innen 
beraten, diskutieren, lachen und entscheiden, 
von denen sie ansonsten zu Entscheidungs-
objekten gemacht werden. Sie akzeptieren 
nicht, dass die Innenminister*innen den „Ort 
der Macht“ besetzt halten, der in Demokra-
tien leer bleiben sollte (Lefort 1990). Sie arti-
kulieren dagegen ihren Widerspruch, indem 
sie sich ebendort symbolisch platzieren und 
sich zu einer Entscheidungsinstanz erklären. 
Durch die Aneignung des Wahlverfahrens 
reproduzieren sie einerseits die bestehende 
Ordnung parlamentarischer Demokratiere-
gime und untergraben diese andererseits, da 
sie sich trotz ihres gesetzlichen Ausländersta-
tus zu wahlberechtigten Bürger*innen dekla-
rieren und somit die Grenzen der Demokratie 
demokratisieren. Es sind solche Momente, 
in denen die Souveränität nationaler Migra-
tionspolitik verkehrt erscheint, in denen diese 
durch einen radikaldemokratischen Akt in-
frage gestellt wird. 

Politische Subjektivierung 
durch Interventionen und 
Selbstorganisierung 

Radikaldemokratische Bürgerschaft und 
un/sichtbare Politiken 
Die öffentlichkeitswirksame Wahl des „Ab-
schiebeministers des Jahres“, die Demonst-
ration, Theaterstücke und andere politische 
Aktionen von JoG zeigen aber nur eine Seite. 
Neben diesen weithin sichtbaren Interven-
tionen beruht die politische Praxis von JoG 
wesentlich auf ihrer internen Selbstorganisie-
rung. In dieser Hinsicht möchte ich aufzeigen, 
dass Praxen (radikal-)demokratischer Bürger-
schaft in einem weiteren Zusammenhang 
politischer Subjektivierung begriffen werden 
können, der sichtbare sowie relativ unsicht-
bare Politiken umfasst.

Hierzu beziehe ich mich auf Rancière der 
mit seinem Begriff „politische Subjektivie-
rung“ (2002: 47, 100) nicht von vorgefertig-
ten Subjekten ausgeht, sondern darauf ver-
weist, wie neue Subjekte in gesellschaftlichen 
Prozessen hervorgebracht werden. Politische 
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Subjektivierung ist eine emanzipatorische Pra-
xis der Ent-Identifizierung, in der eine Gruppe 
aus der ihr gesellschaftlich zugeschriebenen 
Identität ausbricht, indem sie die Marginali-
sierung dieser Identität durch eine Aktualisie-
rung demokratischer Prinzipien infrage stellt, 
wodurch eine neue politische Subjektivität 
entsteht. Wenn auch in einer gewandelten 
Beziehung, so bleiben die neuen politischen 
Subjekte dennoch ihrer alten Identität ver-
bunden, die in „Einrichtungen einer Streit-
erfahrung“ umgeformt werden (ebd.: 47). 

Mit Rancière und zugleich über seinen Be-
griff hinaus möchte ich für ein vielschichtiges 
Konzept politischer Subjektivierung argumen-
tieren, durch das aufgezeigt werden kann, 
wie migrantische sowie andere politische 
Kämpfe über eine Kategorisierung als Pro-
test oder Subversion hinausgehen. Während 
Rancières spezifischer Begriff von Politik so-
wie auch das Konzept der Acts of Citizenship 
dazu tendieren, sich auf öffentliche Aktionen 
sowie Momente des Bruchs zu konzentrieren 
und eher unsichtbare Politik auszublenden, 
betone ich deren entscheidende Rolle und 
plädiere damit für ein erweitertes Konzept 
kollektiver politischer Subjektivierung und 
radikaldemokratischer Bürgerschaft. In Über-
einstimmung mit Studien, die die Bedeutung 
enger sozialer Bindungen und Beziehungen 
für die Entstehung politischer Subjektivitäten 
in migrantischen Kämpfen betonen (Hinger, 

Kirchhoff und Wiese 2018), zeige ich im Fol-
genden, wie sichtbare Politiken der Interven-
tion (Kämpfe um Repräsentation und Rechte) 
auf eher unsichtbarer Politik (Schaffung von 
Gemeinschaften und Räumen direkt betroffe-
ner Subjekte) aufbauen und umgekehrt.

Die relativ unsichtbaren Politiken von 
Selbstorganisierung und Empowerment
Die gruppeninterne Selbstorganisierung bei 
JoG ist grundlegend, um gemeinsam poli-
tisch aktiv zu werden, da die Jugendlichen 
hier eine gemeinsame Position aushandeln, 
Zusammenhalt entwickeln und Prozesse 
des gemeinsamen Lernens und Empower-
ments initiieren. Die Position gemeinsamer 
Betroffenheit ist grundlegend für Selbstor-
gansierungen. In meiner Forschung wurde 
aber deutlich, dass diese Position keineswegs 
eindeutig und selbstverständlich ist. Vielmehr 
wird die Positionierung als Betroffene erst in 
den Prozessen der Selbstorganisierung kons-
truiert. In den Interviews haben die Jugend-
lichen unterschiedliche Grade, Dynamiken, 
Grenzen und Kreuzungen von Betroffenheit 
reflektiert und somit die Heterogenität ihrer 
sozialen Zusammensetzung beschrieben. 
Dennoch gelingt es die singulären Erfahrun-
gen in einer gemeinsamen Positionierung zu 
artikulieren. Dies erreichen die Jugendlichen 
bei JoG, indem sie ihren prekären Aufent-
haltsstatus in den Mittelpunkt rücken. Die 

von ihnen geteilte Entrechtung durch Migrati-
onsregime wird somit zu einem konstitutiven 
Außen für ihren Zusammenschluss: Ausge-
hend von einem Austausch über ihre gemein-
same Lage als geflüchtete Jugendliche sowie 
ihre Grundrechte als Menschen entsteht eine 
kollektive politische Subjektivierung als „Ju-
gendliche ohne Grenzen“. 

Die Abgrenzung ihres Kollektivs vollzieht 
sich aber nicht unbedingt personifizierend 
und einheitlich: So ist JoG offen gegenüber 
weniger betroffenen Aktivist_innen, da sie in 
ihren Kämpfen ein Prinzip der Inklusion vertre-
ten. Diese ambivalente Struktur von Inklusion 
und Exklusion zeigt sich auch im Hinblick auf 
(pro-)migrantische Akteure. Zu diesen stehen 
Selbstorganisierungen in einem Verhältnis von 
Konflikt und Kooperation, wobei nicht-mig-
rantische Unterstützer*innen bei JoG eine be-
deutsame Rolle im Hintergrund spielen, etwa 
um Prozesse politischer Bildung, der Rechts-
beratung oder der Pressearbeit zu begleiten. 
Interessant ist hierbei, dass keine einheitlichen 
Grenzen der Betroffenheit gezogen und Per-
sonen entsprechend eindeutig zugeordnet 
werden: Ihr Ziel ist nicht, Personen auf eine 
Identität festzulegen, sondern in bestimmten 
Situationen Betroffene zu ermächtigen, sodass 
sie als „Sprechende wahrgenommen werden“, 
wie es JoG-Mitgründer Deniz ausdrückt. 

Entscheidend ist hierfür, dass Selbstor-
ganisierungen relativ sichere und autonome 
Räume produzieren. Innerhalb der Gruppen 
vollziehen sich dabei Prozesse, die ich als 
„Anti-Othering“ bezeichne: Die migranti-
schen Positionen der Jugendlichen werden 
nicht mehr als Abweichung, sondern als eine 
von ihnen geteilte Normalität erfahren – die 
Nicht-Zughörigkeit in der dominanten Mehr-
heitsgesellschaft wird somit umgewertet 
in eine lokale Zugehörigkeit. Dies zeigt sich 
auch daran, dass Räume der Selbstorgani-
sierung als Familie und „Heimat“ bezeich-
net werden. So erzählt mir Samira, dass sie 
JoG als besonderen Raum erlebe, der durch 
ihren gemeinsamen Erfahrungshorizont so-
wie enge soziale Bindungen entstehe: „Das 
war für mich eine Welt für sich, nicht wie 
die Außenwelt“. Wechselseitige Sorgebe-
ziehungen, Freundschaften und Affekte von 
Zuneigung, Freude und Spaß entwickeln eine 
verbindende Wirkung, die grundlegend für 
das Engagement von JoG ist und die es den 
Jugendlichen ermöglicht, trotz ihres Status als 
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Nicht-Bürger*innen zu Bürger*innen im Sinne 
radikaler Demokratie zu werden. 

Die relativ unsichtbaren Politiken der 
internen Selbstorganisierung sind somit un-
verzichtbar für die sichtbaren Politiken von 
Interventionen in die weitere Öffentlichkeit. 
Sie können zudem selbst als Praxis radikalde-
mokratischer Bürgerschaft verstanden wer-
den, insofern sie Unterdrückungsverhältnisse 
infrage stellen und Grundsätze des Demokra-
tischen aktualisieren. 

Schluss
Die Selbstorganisierung migrantischer Ju-
gendlicher als Praxis radikaldemokratischer 
Bürgerschaft zu begreifen, kann dazu bei-
tragen, angesichts der Erzählungen von der 
„Flüchtlingskrise“ und vom „Problem“ der 
Migration zu einem Gegen-Narrativ beizutra-
gen. So kann eine andere Sichtweise eröffnet 
werden, die maßgeblich von einer Perspektive 
der Migration ausgeht, aus der nicht die Ex-
kludierten, sondern ihre Exklusion problema-
tisiert wird. Angesichts der Krisen politischer 
Repräsentation zeigen migrantische Selbst-
organisierungen zudem auf, wie aus einer 
gesellschaftlichen Position der Entrechtung 
heraus Auseinandersetzungen um Rechte 
geführt werden, durch die Prinzipien des 
Demokratischen und inklusivere Formen der 
Bürgerschaft auf neue Weise aktualisiert wer-
den können. Anhand der Selbstorganisierung 
von Jugendliche ohne Grenzen wird deutlich, 
dass Bürgerschaft als ein unabgeschlossener 
Prozess der Aushandlung von Rechten be-
griffen werden kann, der eng mit Demokratie 

verknüpft ist – sofern wir diese nicht bloß als 
Regime, sondern als konflikthafte Praxis des 
Streits um Gleichheit und Freiheit begreifen. 
Des Weiteren zeigt das Engagement der ge-
flüchteten Jugendlichen, dass sich die Analyse 
inklusiver Bürgerschaftspraxen nicht auf Ereig-
nisse auf einer öffentlichen Bühne beschrän-
ken sollte. Sichtbare und relativ unsichtbare 
Politiken bedingen sich gegenseitig und sind 
wechselseitig konstitutiv. Beide Dimensionen 
sind entscheidend für kollektive politische 
Subjektivierungen sowie Praxen radikaldemo-
kratischer Bürgerschaft, und es ist aufschluss-
reich, sie nicht getrennt, sondern in ihrer 
Wechselbeziehung zu analysieren. 

Anmerkung
1	 Eine ausführliche Darstellung dieser Forschungs-

arbeit sowie meines theoretischen Ansatzes von 
Demokratie als konflikthafter Praxis findet sich in 
Migration und radikale Demokratie (Schwiertz 
2019). Ergebnisse der zweiten Fallstudie zur 
Selbstorganisierung undokumentierter Jugendli-
cher in den USA wurden zudem in einem Aufsatz 
veröffentlicht (Schwiertz 2016). 

Literatur
Balibar, Étienne (2012): Gleichfreiheit. Politische Es-

says. Berlin: Suhrkamp.
Hinger, Sophie / Kirchhoff, Maren / Wiese, Ricarda 

(2018): We All Belong Together! Collective Anti-
Deportation Protests in Osnabrück, in: Rosen-
berger, Sieglinde / Merhaut, Nina / Stern, Verena 
(Hg.): Protest Movements in Asylum and Deporta-
tion. New York: Springer. 163 – 184.

Isin, Engin F. (2008): Theorizing Acts of Citizenship, 
in: ders. / Nielsen, Greg Marc (Hg.): Acts of Citi-
zenship. London: Zed Books. 15 – 43.

Demonstration von „Jugendliche ohne Grenzen“ im Rahmen ihrer Konferenz 2019 in Kiel 

Isin, Engin F. (2009): Citizenship in Flux. The Figure of 
the Activist Citizen, in: Subjectivity (29), 367-388. 

JoG Jugendliche ohne Grenzen (o. J. a): About. URL: 
http://jogspace.net/about/ [31.05.2018].

Laclau, Ernesto / Mouffe, Chantal (2006 [1985]): He-
gemonie und radikale Demokratie. Zur Dekonstruk-
tion des Marxismus. 3. Aufl. Wien: Passagen Verl.

Lefort, Claude (1990): Die Frage der Demokratie, 
in: Rödel, Ulrich / Castoriadis, Cornelius (Hg.): 
Autonome Gesellschaft und libertäre Demokratie. 
Frankfurt a. M.: Suhrkamp. 281 – 298.

Kleinschmidt, Malte (2017): Inclusive Citizenship als 
Forschungsperspektive: Vom Denken in Span-
nungsverhältnissen Impulse für einen herrschafts-
kritischen, dynamischen und hegemonietheo-
retisch fundierten Begriff von Inklusion. In: Zeit-
schrift Für Inklusion, 3/2017.

Köster-Eiserfunke, Anna / Reichhold, Clemens /Schwiertz, 
Helge (2014): Citizenship im Werden. Rechte, Habitus 
und Acts of Citizenship im Spiegel antirassistischer 
und migrantischer Kämpfe, in: Heimeshoff, Lisa-Ma-
rie / Hess, Sabine / Kron, Stefanie / Schwenken, He-
len / Trzeciak, Miriam (Hg.): Grenzregime II. Migration 
– Kontrolle – Wissen. Transnationale Perspektiven. 
Berlin: Assoziation A. 177 – 196.

Odugbesan, Abimbola / Schwiertz, Helge (2018): 
„We are here to stay“. Refugee Struggles in Ger-
many between Unity and Division, in: Rosenber-
ger, Sieglinde / Merhaut, Nina / Stern, Verena 
(Hg.): Protest Movements in Asylum and Deporta-
tion. New York: Springer. 185 – 203.

Rancière, Jacques (2002): Das Unvernehmen. Politik 
und Philosophie. Frankfurt a. M.: Suhrkamp.

Schwiertz, Helge (2019): Migration und radikale De-
mokratie. Politische Selbstorganisierung von mig-
rantischen Jugendlichen in Deutschland und den 
USA. Bielefeld: transcript.

Schwiertz, Helge (2016): Transformations of the Un-
documented Youth Movement and Radical Ega-
litarian Citizenship, in: Citizenship Studies 20:5. 
610 – 628.

Schwiertz, Helge / Schwenken, Helen (2020): Intro-
duction: inclusive solidarity and citizenship along 
migratory routes in Europe and the Americas, In: 
Citizenship Studies, 24:4, 405 – 423.

©
 Ju

ge
nd

lic
he

 o
hn

e 
Gr

en
ze

n 
(Jo

G)

Hinweis

Die Fotos in diesem Heft wurden uns 
freundlicherweise zur Verfügung 
gestellt von „Jugendliche ohne 
Grenzen“ (JoG). Auf der Homepage 
der Organisation sind diese und wei-
tere Bilder zu finden.:   
http://konferenz.jogspace.net/

Zu den Bilder von „common voices 
radio“ siehe https://commonvoices.
radiocorax.de/
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Inclusive Citizenship als Bildungspraxis –  
provisorische Leitlinien

Inclusive Citizenship Education ist ein An-
satz, der neue Perspektiven für die politische 
Bildung eröffnet. In bisherigen Veröffent-
lichungen haben wir herrschaftskritische, 
subjektzentrierte und performative Aspekte 

herausgearbeitet, die insbesondere für die 
theoretische Fundierung und Forschung für 
die politische Bildung relevant sind. Im Rah-
men dieses Beitrags wollen wir einige provi-
sorische Überlegungen zur Diskussion stellen, 
was Inclusive Citizenship Education in der Mi-
grationsgesellschaft konkret didaktisch, also 

für die Bildungspraxis, bedeutet. Dabei bezie-
hen wir uns auf die Beiträge dieses Schwer-
punkts. 

Subjektbezug – Wer denkt Politik?
Eine subjektzentrierte Didaktik ist nichts 
Neues für fachdidaktische Ansätze der poli-
tischen Bildung. Mit Inclusive Citizenship 
Education verschiebt sich aber die Beziehung 
der Didaktik zu diesen grundlegend. Es geht 
nicht (mehr) darum, einen Weg zu finden, die 
Subjekte da ‚abzuholen, wo sie sind‘, um sie 
dahinzubringen, wo ‚wir‘ wollen. Andrea Szu-
kala problematisiert in ihrem Beitrag den in 
der politischen Bildung virulenten normativen 
Fluchtpunkt, der auf einem „Elitenmodell der 
Demokratie im Sinne einer Stufung von Pro-
fessionalisierungsgraden politischer Partizipa-
tion von Politik“ (Szukala 2021: 17, in dieser 
Ausgabe) basiert. Diesem Ideal des partizipie-
renden „Aktivbürger“ stellt sie einen Ansatz 
entgegen, der auf eine „Demokratisierung 
der Demokratie durch Inklusion“ (ebd.) zielt, 
indem der Anspruch neuer Citizenship-An-
sätze und damit die „transformative Intensi-
tät des demokratisch-inklusiven Anspruch“ 
ins Zentrum gerückt wird. Im Sinne des Ansat-
zes von Inclusive Citizenship Education müs-
sen die subjektiven Vorstellungen der Lernen-
den als Ausgangs- und Endpunkt politischer 
Bildungsprozesse angesehen werden. Dabei 

liegt eben nicht der Bewertungsmaßstab zu-
grunde, ob und in welchem Maße diese sich 
in vorgesehener Weise an Partizipationsstruk-
turen beteiligen, deren Ideal das des „Aktiv-
bürgers“ wäre. Stattdessen gehen wir davon 
aus, dass alle Subjekte über Wissen verfügen, 
sich innerhalb der Migrationsgesellschaft zu 
verorten, zu orientieren und zu bewegen. 
Dieses Wissen funktioniert für die Subjekte 
und darf nicht als fehlendes oder falsches 
Wissen abgetan werden, sondern muss im 
Zentrum politischer Bildungsprozesse stehen. 
Die subjektiven Vorstellungen müssen also im 
Klassenzimmer ernst genommen werden. Es 
muss Raum und Anerkennung für die fachli-
chen Vorstellungen geben. Letztlich müssen 
sie selber zum Gegenstand politischer Bil-
dungsprozesse gemacht und dabei in Dialog 
mit anderen fachlichen Vorstellungen gesetzt 
werden. Die didaktische Realisierung dieses 
Anspruchs ist alles andere als leicht, erfor-
dert sie schließlich den Lernhorizont nicht in 
erster Linie am Erwerb von Fachwissen, son-
dern an der Fähigkeit zur Reflexion von Vor-
stellungen auszurichten. Dies erfordert nicht 
nur empirische Forschung, die Lehrenden zur 
Verfügung steht, sondern eine Offenheit und 
Spontaneität gegenüber den Vorstellungen 
der Lernenden in der Unterrichtssituation, um 
tatsächlich die subjektiven Vorstellungen zum 
Gegenstand machen zu können. 
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Performativität – Was ist Politik? 
Citizenship wird oft als Mitgliedschaft ver-
standen, also als „membership of individuals 
in a rights-giving and obligations-receiving 
entity – such as a nation-state, the European 
Union, and even the world” (Janoski / Com-
pion 2015:  655). In den letzten Jahren hat 
sich ein performativer Ansatz in den Citizen
ship Studies entwickelt, der unter Citizenship 
das Spannungsfeld zwischen Mitgliedschaft 
mit seinen inkludierenden und exkludieren-
den Effekten auf der einen und den Kampf 
um Mitgliedschaft auf der anderen Seite ver-
steht. Der hierfür geprägte Begriff Acts of Ci-
tizenship steht für den Bruch mit der Statuszu-
schreibung in einem Citizenshipregime. Hier 
liegt ein Verständnis von Politik oder Demo-
kratie zugrunde, wie es beispielsweise durch 
Jacques Rancière repräsentiert wird. Ihm zu-
folge entsteht das Politische oder Demokratie 
genau dann, wenn die Subjekte ihren ihnen 
zugewiesenen Platz verlassen, sich im Zuge 
dessen als politische Subjekte konstituieren 
und den Anteil der Anteillosen einfordern. 
(Rancière 2002) Dabei geht es sowohl da-
rum, welche Rechte eingefordert werden als 
auch darum, wer dies tut: „Performative Citi-
zenship bedeutet sowohl Kämpfe (die Artiku-
lation von Rechtsansprüchen [making rights 
claims]) als auch was diese Kämpfe perfor-
mativ erschaffen (das Recht, Rechte zu bean-
spruchen).“ (Isin 2021: 9; in dieser Ausgabe) 
Citizenship ist also nicht statisch, sondern 
vielmehr als umkämpft zu verstehen. Auch 
der aktuelle Status Quo des Zugehörigkeits-
regimes bzw. die Rechte der Mitgliedschaft 
sind als Konsequenz von Kämpfen anzuse-
hen. Didaktisch gilt es also die gegenwärtigen 
Verhältnisse – wer wird in migrationsgesell-
schaftlichen Verhältnissen auf welche Weise 
als (nicht-)zugehörig gedacht? – vom Stand-
punkt der lernenden Subjekte aus nicht als 
naturgegeben, sondern vielmehr veränderbar 
– als Hegemonie und ständig Umkämpftes – 
sichtbar werden zu lassen. 

Unfamiliar Acts of Citizenship – Wer 
macht Politik?
Aoileann Ní Mhurchú hat festgestellt, dass es 
innerhalb der Diskussion um Acts of Citizen
ship ein Bias gibt, Proteste, Demonstrationen, 
Streiks und ähnliche, als ‚klassisch‘ zu be-
zeichnende Formen von Politik als Blaupause 
zu denken. Sie schlägt demgegenüber den 

Begriff der „unfamiliar acts of citizenship“ 
(Ní Mhurchú 2016) vor. Am Beispiel von All-
tagssprache und kulturellen Praktiken zeigt 
sie, wie auch durch nicht offensichtlich poli-
tischen Formen entsprechende Praktiken die 
vorherrschenden Zugehörigkeitskonstruktio
nen in Migrationsgesellschaften infrage ge-
stellt werden. Sie plädiert also für ein weite-
res Verständnis von Acts of Citizenship, für 
dessen Übertragung in die Didaktik wir hier 
plädieren. Es geht dabei darum, auch ganz 
alltägliche Praxen als politisch zu begreifen, 
wenn sie beispielsweise die nationalstaatlich 
gewünschte Vereindeutigung unterläuft, wie 
es postmigrantische Praxen häufig tun. Wäh-
rend in den Ansätzen von Acts of Citizenship 
insbesondere neu war, wer als politisches 
Subjekt gedacht wurde, indem beispielsweise 
Geflüchtete oder Illegalisierte, kurz: non-citi-
zens, und ihre Kämpfe in den Fokus gerückt 
wurden, besteht die unfamiliarity hier darin, 
dass die Form, in der sich das Politische ar-
tikuliert, variiert, indem beispielsweise auch 
kulturelle Praxen miteinbezogen werden. Am 
Beispiel von Eko Fresh zeigt sie auf, wie die 
Artikulation von Mehrfachzugehörigkeiten 
die Logik der natio-ethno-kulturellen Zugehö-
rigkeit untergräbt. Helge Schwiertz hebt her-
vor, dass klassische Formen von Politik, wie er 
es anhand der Bewegung ‚Jugendliche ohne 
Grenzen‘ zeigt, immer mit anderen, nicht-
‚klassischen‘ einhergeht: „In dieser Hinsicht 
möchte ich aufzeigen, dass Praxen (radikal-)
demokratischer Bürgerschaft in einem weite-
ren Zusammenhang politischer Subjektivie-
rung begriffen werden können, der sichtbare 
sowie relativ unsichtbare Politiken umfasst.“ 
(Schwiertz 2021: 19, in dieser Ausgabe) Di-
daktisch würde dies bedeuten, es Lernenden 
zu ermöglichen die irreduzible Verwobenheit 
ihrer Situation mit umkämpften Verhältnissen 
und sich selbst als bereits handelndes politi-
sches Subjekt denken zu üben. 

Die Komplexität migrationsgesell-
schaftlicher (Nicht)Zugehörigkeiten 
denken
Dabei gilt es nicht nur die Konfliktualität, son-
dern auch die Komplexität des migrationsge-
sellschaftlichen Zugehörigkeitsregimes und 
den Auseinandersetzungen darum miteinzu-
beziehen. Spätestens die Konstellationen der 
postmigrantischen Gesellschaft (Foroutan 
2019) lassen sich nicht einfach in Formen des 

Entweder-Oder der Zugehörigkeit denken. 
(Kleinschmidt / Lange  2020) In dieser Aus-
gabe zeigt dies beispielsweise Nora Siklodi, 
wenn sie die resultierenden Spannungen auf-
zeigt, die durch die Dualität von Citizenship 
als Mitgliedschaft innerhalb eines National-
staats und der EU entstehen. (Siklodi 2021, 
in dieser Ausgabe) Ebenfalls in dieser Aus-
gabe legt Engin Isin ein Modell vor, wie ex-
kludierende Formen von Citizenship gedacht 
werden können. Dem citizen als Zugehöri-
gem und normalisierendem Ideal zugleich 
stellt er drei Formen von Nicht-Bürgerschaft 
gegenüber. Diese drei Formen von non-citi-
zens sind outsider, strangers und aliens. (Isin 
2021, in dieser Ausgabe) Es geht hier nicht 
darum, dieses Modell als neues Curriculum 
zu etablieren, sondern vielmehr für die Kom-
plexität von oft unsichtbar erscheinenden 
Formen von Exklusion zu sensibilisieren und 
diese Sensibilität als Ausgangspunkt von Bil-
dungspraxis anzusehen, um die Lernenden in 
die Lage zu versetzen, die für sie relevanten 
Formen von Exklusion/Inklusion besprech-
bar, problematisierbar und eben politisierbar 
zu machen. 

Reflexion von Macht- und 
Herrschaftsstrukturen
Zusammengefasst gehen wir mit dem An-
satz von Inclusive Citizenship Education da-
von aus, dass die Infragestellung der Zuge-
hörigkeitskonstruktionen in den alltäglichen, 
subjektiven Vorstellungen Kern des Politi-
schen einer politischen Bildung darstellen 
sollte. Engin Isin fasst dieses performative 
Verständnis als ein auf eine Binarität zu redu-
zierendes Spiel: „Citizenship ist ein Spiel von 
Herrschaft und Emanzipation, das sowohl die 
Kämpfe [struggles] von denen umfasst, die 
bestimmte Privilegien schützen wollen, als 
auch die Kämpfe von denen, die sich gegen 
ihre Kategorisierung in entweder Bürger*in-
nen zweiter Klasse oder Nicht-Bürger*innen 
wehren.“ (Isin 2021: 7; in dieser Ausgabe) In 
diesem Zitat wird das ambivalente Verhält-
nis von Inclusive Citizenship Education zu 
den subjektiven Vorstellungen deutlich. Es 
geht darum, die subjektiven Vorstellungen 
der Lernenden zum Ausgangspunkt und 
Gegenstand von Didaktik zu machen. Das 
heißt allerdings nicht, den Inhalten gegen-
über gleichgültig zu sein. Anders als in den 
eingangs erwähnten Elitenmodellen der 
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Demokratie liegt bei Inclusive Citizenship 
die normative Fluchtlinie der Infragestellung 
von Herrschaft und Demokratisierung zu-
grunde. Das Verhältnis zu den subjektiven 
Vorstellungen reicht also von einer die Vor-
stellungen problematisierenden bis zu einer 
affirmativen Haltung, mit der die Didaktik 
von den Lernendenvorstellungen eher lernt 
als andersherum. Die beiden resultierenden 
didaktischen Leitlinien bestehen zum einen 
in der Stärkung der (Selbst-)Reflexivität von 
Macht- und Herrschaftsstrukturen sowie zum 
anderen im Empowerment. Um Reflexivität 
von Herrschaft und der eigenen Verbunden-
heit zu erlernen, braucht es Konzepte und 
Methoden. Eine unter anderen stellt der An-
satz des kritischen Weißseins dar, mit dem 
die sonst oft unsichtbar gemachte Privilegie-
rung und Normalisierung weißer Positionie-
rungen zum Thema gemacht werden kann. 
Critical Whiteness Studies zielen darauf ab, 
die unmarkierte Norm in rassistisch struktu-
rierten Gesellschaften sichtbar zu machen. 
„Genauso, wie alle rassistisch markierten 
Menschen, die jederzeit wahrnehmen, wo 
sie offensichtlich oder subtil ausgeschlossen 
und ‚verandert’ werden, nehmen auch die-
jenigen, die im Rassismus bisher de-markiert 
waren – die als neutral und normal galten – 
wahr, in welcher Weise sie durch ihr Weiß-
sein* ermächtigt und Nicht-Weiße diskrimi-
niert werden.“ (Tißberger 2016: 26) 

Empowerment
Neben der (SelbstReflexivität) von Herr-
schaftsstrukturen geht es aber zentral auch 
darum, migrationsgesellschaftlich nicht-do-
minante Erzählungen, Subjektpositionen und 
Acts of Citizenship zu stärken. Hier erscheint 
insbesondere der Ansatz des Empowerments 
relevant. „Der ressourcenorientierte und 
machtkritische Ansatz des Empowerment-
Konzepts […] bildet für People of Color ein 
wichtiges philosophisches, praktisches und 
politisches Instrument für die politische 
Selbstorganisierung, für die Entwicklung 
einer kollektiven Kultur des selbstbewuss-
ten Widerstands gegen Ungleichheit sowie 
rassistische und diskriminierende soziale 
Gewalt- und Unterdrückungsstrukturen als 
auch für Selbststärkung, Selbstbestimmung 
und Partizipation im Sinne individueller und 
gesellschaftspolitischer Veränderungen.“ 
(Meza / Can 2013: 29)

Selbstreflexion der politischen Bildung 
und der Bildner*innen
Diese Unterteilungen der Vorstellungen in 
Regime und Acts bzw. die damit verbundene 
Frage der Subjektpositionierung ist dabei kei-
neswegs so einfach, wie es zunächst klingt. Es 
bedarf nicht nur eines hohen Grades an Fach-
wissens, sondern insbesondere auch eines 
hohen Maßes an Selbstreflexivität der Leh-
renden, um diese Ansprüche in die Tat umzu-
setzen. In dem Gedicht For the White Person 
Who Wants to Know How to Be My Friend re-
flektiert die afroamerikanische Feministin Pat 
Parker über ein Dilemma in Bezug auf Freund-
schaft mit Weißen, das ebenso für Bildungs-
kontexte relevant ist. Ihr Gedicht beginnt mit 
den folgenden zwei Zeilen: “The first thing 
you do is to forget that i’m black. Second, 
you must never forget that i’m black.” (Parker 
1978) Bildungspraktisch korrespondiert der 
erste Teil mit einem ‚farbenblinden‘ Ansatz, 
dem die Gefahr zugrunde liegt, migrations-
gesellschaftliche Unterschiede zu dethema-
tisieren, indem das bisher nicht eingelöste, 
demokratische Gleichheitsversprechen als 
Realität ausgegeben wird. Herrschaft wird so 
unsichtbar. Der zweite Teil korrespondiert mit 
der Thematisierung von Differenz und Herr-
schaft. Hier liegt die Gefahr zugrunde, dass 
auch empowernd oder kritisch gemeinte 
Zuschreibungen verletzend und diskriminie-
rend wirken können. (Autor*innenKollektiv 
Rassismuskritischer Leitfaden 2015: 17) Noch 
grundlegender erscheint der Einwand, dass 
die (unreflektierte) Re-Artikulation von natio-
ethno-kulturellen Differenzen, wie etwa die 
klare Benennung von Positionierungen als 
weiß und Schwarz, vielmehr zu ihrer Stabili-
sierung beitragen kann. Es besteht dabei die 
Gefahr der Festlegung der Positionierungen 
statt ihrer Auflösung, die mit einer morali-
schen und personalisierenden Ebene der Aus-
einandersetzung einhergeht, in dessen Zuge 
die Überwindung der Herrschaftsstruktur 
selbst aus den Augen geraten kann. Dieses 
Dilemma ist nicht leicht auflösbar. Weder der 
,farbenblinde‘, Differenz und Rassismus glei-
chermaßen verleugnende Ansatz noch der 
Differenzen zu- und festschreibende Ansatz 
sind aus einer rassismuskritischen Perspektive 
annehmbar. Aus einer solchen bedarf es pä-
dagogischen Wissens über rassistische Struk-
turen und reflexive Praxen, um Umgang mit 
Widersprüchen zu erproben. Dies wäre die 

Voraussetzung, um einen rassismussensiblen 
Bildungsraum zu eröffnen, in dem die subjek-
tiven Voraussetzungen aller Schüler_innen – 
und nicht nur der Weißen – angemessen be-
rücksichtigt werden können und rassialisierte 
Ungleichheitsverhältnisse besprech- und re-
flektierbar würden. 
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Impuls
Termine
Personen 
Berichte

Nun ist das Jahr 2021 da und die COVID-19 
Pandemie hat die politische Bildung weiterhin 
im Griff. Nachdem im Frühjahr letzten Jahres 
klar wurde, dass Präsenzveranstaltungen nur 
noch sehr eingeschränkt bis gar nicht stattfin-
den können, wurde daher der Blick reflexartig 
auf digitale Alternativen fokussiert.

Das gilt auch für unsere eigene Einrichtung: 
Als kleiner, freier Träger der außerschulischen 
politischen Bildung mit großem Tagungshaus 
konnten wir es uns gar nicht erlauben auf einen 
Tag X zu warten, an dem wir wieder „regulär“ 
weiter machen können. Und ehrlich gesagt 
wollten wir das auch nicht. Die ständige Be-
schäftigung mit der Pandemie und den daraus 
resultierenden Problemen war für alle belas-
tend.  Da erscheint die Organisation einer On-
line-Veranstaltung – sei sie auch noch so übers 
Knie gebrochen – wie eine sehr willkommene 
Abwechslung. So ergaben wir uns dem Drang 
des Aktionismus und legten einfach los. Natür-
lich kam uns dabei zugute, dass wir als Team 
durchaus erfahren in digitaler Arbeitsorganisa-
tion sind. Ferner haben wir aufgrund unseres 
Medienschwerpunktes schon langjährige Er-
fahrung im Einsatz digitaler Tools für Präsenz-
veranstaltungen. Doch reine Online-Veranstal-
tungen haben auch wir noch nie gemacht. 

Zudem war ja völlig unklar, wie sich digitale Bil-
dung entwickeln würde: Welche Tools würden 
sich wohl durchsetzen? Kommt da überhaupt 
jemand zu rein digitalen Formaten? 

Mit genau diesen Fragen kamen wir als 
Team zusammen, um die bevorstehenden 
Veranstaltungen – ohne Gewissheit, ob das 
sinnvoll sei oder wir überhaupt eine Förde-
rung dafür bekommen würden – ins Digitale 
zu transferieren. Im Nachhinein, war diese 
Phase im Frühjahr 2020 ein ganz schöner 
Kraftakt. Doch sie mündete in einem wahn-
sinnig guten Gefühl. Denn die beiden ers-
ten, daraus entstandenen Veranstaltung, 
das digitale JugendPolitCamp (jugendpolit.
camp) und das Barcamp politische Bildung 
(bcpb.de), waren für uns ein riesiger Erfolg. 
Die Resonanz war enorm und viel höher als 
erwartet. Zudem fiel auch das Feedback der 
Teilnehmenden sehr positiv aus.

In uns reifte der Wunsch digitale Bildung 
noch interaktiver, diversitätssensibler und 
inklusiver zu gestalten. In der Auseinander-
setzung mit der Frage wie uns das gelingen 
könnte, kamen wir zu einem simplen Fazit: Di-
gitale Räume sind nicht grundlegend anders 
als analoge Räume. Auch im digitalen Raum 
braucht es die Förderung der positiven Grup-

pendynamik, Beziehungsarbeit, einen Um-
gang mit Emotionen und Befindlichkeiten, ein 
Konzept zum Umgang mit Diskriminierungen, 
permanente Reflexion von Barrieren und Ex-
klusionsmechanismen sowie kontinuierliche 

Revision und Anpassung. Basierend auf die-
sen Erkenntnissen und vielen Recherchen und 
Gesprächen erarbeiteten wir anschließend 
Leitfäden und Leitfragen für die Gestaltung 
digitaler Bildungsräume, die auch bereits in 
einigen Workshops eingesetzt und Multipli-
kator*innen zur Verfügung gestellt wurden. 
Ferner stellten wir ein ganzes Repertoire an 
Methoden und Programmideen für eine at-
traktive und vor allem auch partizipative Ge-
staltung von Online-Formaten zusammen. 

IMPULS
Lasst uns doch einfach loslegen!
Ein Plädoyer für neue Perspektiven und Fragestellungen im Kontext digitaler politischer Bildung

von Dana Meyer

Dana Meyer ist Geschäftsfüh-
rerin des ABC Bildungs- und 
Tagungszentrum e.V. in Nie-
dersachsen. Ihr Schwerpunkt 
liegt in den Themenfeldern Di-
versität & Anti-Bias. Ferner hat 
sie sich auf die Entwicklung 
und Erprobung spielerischer 
und storybasierter Formate, 
gern auch mit digitaler Ver-
knüpfung, spezialisiert.
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Seit unserem anfänglichen Aktionismus ist 
also eine Menge passiert. Wir haben unsere 
digitalen Angebote in ein durchdachtes Kon-
zept überführen können. So bieten wir neben 
reinen online-Formaten auch hybride For-
mate an und integrieren digitale Begegnun-
gen auch in zukünftige Planungen. Wir haben 
für uns erkannt, welche Potenziale sich durch 
digitale Begegnungen – vor allem auch als Er-
gänzung zu Präsenzveranstaltungen gedacht 
— ergeben können. Hier ein paar Beispiele: 

•	 Digitale Vortreffen bei internationaler (Ju-
gend-)Begegnungen

•	 Digitale Vorbereitungsworkshops
•	 Mehrteilige (Fortbildungs-)Formate, die 

Präsenz- und Online-Formate kombinieren
•	 Tagungen/Netzwerktreffen als Videokon-

ferenz oder im hybridem Format, damit 
mehr Menschen teilnehmen können.

Eine weitere Veränderung seit dem letzten 
Jahr ist, dass wir zunehmend von Kolleg*in-
nen angesprochen und um Rat in Hinblick auf 
eine Transformation der eigenen politische 
Bildung ins Digitale gebeten werden. Seither 
bieten wir regelmäßig (Inhouse)Fortbildun-
gen, Coachings, kollegiale Beratung und auch 
den Verleih von technischem Equipment an. 

Dennoch haben wir im Team immer wie-
der gerätselt, wieso eigentlich gerade wir 
immer wieder zu diesem Thema angefragt 
werden. Im Austausch mit Kolleg*innen kom-
men wir zu folgenden Antworten:

1. 	Wir haben als freier Träger die Möglich-
keit flexibel und schnell zu handeln und 
haben das genutzt! Wir mussten die An-
schaffung von Lizenzen, Software und 
Technik nicht mit Stabsstellen oder über-
geordneten Instanzen abklären. Unsere 
flache Hierarchie und die flexible Art der 
Arbeitsorganisation hat es uns von An-
fang an ermöglicht uns der neuen Situa-
tion bestmöglich anzunehmen.

2. 	Wir waren und sind fehlerfreundlich: mit 
uns, der Technik, mit der gesamten, total 
verrückten und allesamt belastenden Si-
tuation! Wir sind als Team immer schon 
offen für Neues und auch Verrücktes ge-
wesen. Dazu gehört, dass wir auch einen 
offenen und konstruktiven Umgang mit 
Ideen und Konzepten haben, die schei-
tern. 

3. 	Unser Bildungsverständnis ist von der 
Vorstellung geprägt, dass nicht „Wir“ die 
bildenden und die Teilnehmenden die 
Lernenden sind. Vielmehr verstehen wir 
Lernräume im Sinne eines kritisch-eman-
zipatorischen Ansatzes als Austausch von 
verschiedenen Wissensbeständen, Erfah-
rungswelten und Perspektiven. In diesem 
Sinne arbeiten wir stets selbstkritisch und 
permanent an der Weiterentwicklung un-
serer Haltung und Bildungspraxis. Dieses 
Mindset ist ein gutes Fundament, um auch 
das gemeinsame Lernen auf Distanz gut 
und reflektiert zu gestalten. Und so kann 
im Umkehrschluss, unserer Beobachtung 
nach, die vehemente Ablehnung digitaler 
Prozesse in der politischen Bildung, als 
Ausdruck strukturelle Machtverhältnisse 
in Lernsettings und auch der Institutio-
nen interpretiert werden. Digitalisierung 
verkommt so zu einem lästigen Übel und 
nicht zu einer Chance auch Strukturen zu 
verändern.

4. 	Wir haben gelernt unsere Stärken zu 
kennen! Wenig überraschend haben sich 
seit dem Frühjahr letzten Jahres eine Viel-
zahl von Leerstellen und Schieflagen des 
Digitalisierungsprozesses innerhalb der 
formalen und non-formalen Bildungs-
landschaft offenbart. Es dürfte doch 
kaum jemanden überrascht haben, dass 
der Netzausbau nicht ausreicht, es an gu-
ten Geräten mangelt und die Digitalkom-
petenz bei vielen Bildungsakteuer*innen 
nicht up to date ist. Doch was mich als 
langjährige politische Bildnerin zutiefst 
überraschend hat, ist die Art und Weise, 
wie wir als reflektierte Fachkräfte, unsere 
eigene Expertise von demokratischen Ge-
staltungsprozessen im Diskurs um eine 
Ad-Hoc-Digitalisierung bisweilen gar nicht 
mehr wahrnehmen konnten. Wer, wenn 
nicht politische Bilder*innen, könnten in 
digitalen Räumen Impulse für ein gleich-
wertiges und solidarisches Miteinander 
setzen? Wie gestalten wir ein nettes Ken-
nenlernen? Wie fördern wir den gleich-
berechtigten Austausch der Teilnehmen-
den? Das sind Fragen, die wir als politische 
Bilder*innen auch ohne Medienaffinität 
gut einbringen können. Digitale Bildung 
fußt ja schließlich nicht auf der Technik 
allein. Bitte lasst uns keine machtvollen, 
frontalen, hierarchisierenden Bildungs-

settings kreieren, nur weil es einfacher ist 
bei Zoom einen Vortrag zu halten und alle 
Teilnehmenden auf stumm zu schalten. 
Die aktuellen Herausforderungen werden 
keinesfalls nur mit funktionierender Tech-
nik und digitalem Know-How bewältigt. 
Politische Bildung, egal ob analog, hybrid 
oder digital, braucht Haltung, machtkri-
tische Räume des Austausches und zum 
Erproben neuen Handelns und keine ein-
stündigen PowerPoint-Vorträge mit 5 Mi-
nuten Fragerunde per Chat!

Aus diesen Erkenntnissen entwickelte unser 
Team, allen voran mein Kollege Henning 
Wötzel-Herber, die 10 Gebote digitaler (poli-
tischer) Bildung, die auch als erster – wenn 
auch leicht augenzwinkernder – Impuls zu 
Gestaltung eines Leitbildes digitaler Bildung 
fungieren können: https://www.instagram.
com/p/CKPTrhDpF3Y/.

Kaum jemand hätte Anfang 2020 damit ge-
rechnet, dass sich die massiven Einschnitte im 
Zuge des Infektionsschutzes so lange hinzie-
hen würden. Und noch weniger vorhersehbar 
war, dass die Situation grundsätzliche Dis-
kurse über die weitere Entwicklung politische 
Bildung mit sich bringen würde. Und dabei 
geht es nicht allein um den Grad der Digita-
lisierung und den Sinn und Nutzen digitaler 
Formate. Es geht auch um die Zugangsfragen 
zu Bildungsangeboten, um Machtstrukturen 
innerhalb der Bildungslandschaft, um Fragen 
der Diversitätsreflexion und nicht zuletzt um 
den Stellenwert politischer Bildung insgesamt 
in einer demokratischen Gesellschaft. Neh-
men wir die Situation also als das an, was sie 
ist, eine Chance zur Positionierung und auch 
zur positiven Veränderung! Verlassen wir die 
Lyrik der Übergangslogiken, bei der wir auf 
den Tag hin fiebern, an dem alles wieder so 
sei wie „vorher“! Lasst uns die Ärmel hoch-
krempeln und nicht nur die gezwungener-
maßen geschlossenen Häuser putzen und 
renovieren, sondern lasst uns auch unsere 
Arbeit kritisch reflektieren! Mit Mut, Freude, 
Kreativität und Fehlerfreundlichkeit haben 
wir die Chance, die Phase durchaus für struk-
turelle Veränderungen zu nutzen! Wir freuen 
uns auf eine lebendige Debatte. Nicht nur in 
Papierform und im Tagungsraum. Sondern 
auch online oder hybrid, zum Beispiel beim 
nächsten Barcamp politische Bildung.  
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BERICHTE
Herbsttagung der DVPB vom  
13.-14. November 2020

Standortbestimmung Politische Bildung. Ge-
sellschaftspolitische Herausforderungen, Zivil-
gesellschaft und das vermeintliche Neutralitäts-
gebot

Die DVPB-Herbsttagung 2020 stellte in mehrfacher 
Hinsicht ein Novum dar. Zunächst einmal war es 
die erste Herbsttagung, die nicht mehr zentral vom 
Bundesvorstand in Berlin geplant und durchgeführt 
wurde. Stattdessen wird die Herbsttagung zukünftig 
jedes Jahr von einem anderen Landesverband vor 
Ort ausgetragen. So haben die Landesverbände der 
Reihe nach die Möglichkeit, sich den Mitgliedern und 
den anderen Landesverbänden zu präsentieren und 
zugleich lokal den Landesverband und die DVPB ins-
gesamt mittels einer größeren Veranstaltung sichtbar 
zu machen. Den Anfang machte der Landesverband 
Niedersachsen, der mit dem Niedersächsischen Stu-
dieninstitut (NSI) in Hannover einen starken Partner 
für die Austragung vor Ort gefunden hatte.

Doch leider konnte die Tagung nicht im geplan-
ten Rahmen stattfinden. Denn – und das war das 
zweite (hoffentlich einmalige) Novum – die Tagung 
war von der aktuellen Coronakrise so stark betroffen, 
dass sie im Grunde dreimal geplant werden musste: 
Zunächst als ganz normale vor-Ort-Tagung, dann in 
einem hybriden Format und schließlich dann doch 
noch als volle Digitaltagung.

Dies änderte jedoch nichts am Erfolg der Veran-
staltung: Insgesamt nahmen über einhundert Perso-
nen an der Tagung Teil, die zunächst vom Bundesvor-
sitzenden Tonio Oeftering, dem Landesvorsitzenden 
Steve Kenner und Michael Koop, dem Präsidenten 
des NSI, eröffnet wurde. Hieran schlossen sich zwei 
Grußworte an, eines vom Niedersächsischen Kultus-
minister Grant Hendrik Tonne und eines von MdB 
Karamba Diaby, der sich u.a. als Kuratoriumsmitglied 
der Bundeszentrale für politische Bildung ebenso wie 
Grant Hendrik Tonne als Landesminister sehr offen 
für die Belange der politischen Bildung zeigte.

Den Rest des Tages konnten sich die Teilnehmen-
den in einem selbst gewählten Panel Vorträge folgen-
de Thematiken beschäftigen: 
„Herausforderungen und Krise“, „Neutralität und 
Normativität“, „Klima, Umwelt und Protest“. 

Im ersten Panel – Herausforderungen und Krise – 
hielt zunächst Sophie Schmitt (Universität Gießen) 
einen grundlegenden Beitrag („Politische Bildung in 
Krisenzeiten“), bevor in drei weiteren Vorträgen Ver-
tiefungen hierzu erfolgten, etwa mit dem Titel „In-
clusive Citizenship Education aus rassismuskritischer 
Perspektive“ (Lara Möller, Universität Wien und Arne 
Schrader, Universität Hannover) oder auch „Affekte 
als vernachlässigte Kategorie der politischen Bildung 
gegen Antisemitismus“ (Marc Grimm, Universität 
Bielefeld). 

Auch das zweite Panel – Neutralität und Norma-
tivität – wurde mit einem grundlegenden Beitrag 
eröffnet. Sibylle Reinhardt (Universität Halle) leitete 
in die in den letzten Jahren wieder verstärkt virulent 
gewordene Diskussion über „Politische Bildung und 
das vermeintliche Neutralitätsgebot“ ein, die folgen-
den Vorträge vertieften diesen Themenbereich (etwa 

der Vortrag „Parteilichkeit statt Neutralität“ von 
Peter Hofmann und Alexander Wohnig (Universität 
Siegen)).

Auch im dritten Panel gab es zunächst grundle-
gende Beiträge, etwa „Politische Bildung im Anthro-
pozän. Klimawandel als Herausforderung für politi-
sche Bildung“, Werner Friedrichs (Universität Bam-
berg) sowie vertiefende Vorträge, etwa zur „Mensch-
Tier-Beziehung in der politischen Bildung“ von Ingo 
Juchler (Universität Potsdam). Außerdem kamen mit 
dem Vortrag „Klimaprotest und Politische Bildung“ 
mit Zara Altensinger und Michael Nagel zwei aktive 
Mitglieder von Fridays für Future Hannover zu Wort.

Im Anschluss an die Vorträge fand in jedem der 
Panels zunächst ein „Kleines Podium“ statt, in dem 
die zentralen Ergebnisse der Vorträge und Diskus-
sionen der jeweiligen Panels von drei Moderieren-
den (Reinhold Hedtke, Gudrun Heinrich und Christel 
Schrieverhoff, alle drei Mitglieder im Bundesvorstand) 
zusammengetragen wurden. Im anschließenden gro-
ßen Abschlusspodium (online-Fishbowl) wurden die 
Positionen gesammelt und zu einer ersten „Standort-
bestimmung“ zusammengeführt, die am nächsten 
Tag – basierend auf dem „Ranking politische Bildung“ 
von R. Hedtke als Grundlage für die weitere Arbeit 
diente. Die „Standortbestimmung politische Bildung“ 
wird in den nächsten Monaten veröffentlicht und auch 
in Form eines die Tagung dokumentierenden Sammel-
bands herausgegeben werden. 

Die Rückmeldungen zur Tagung legen nahe, dass 
es den Veranstaltern allen Widrigkeiten zum Trotz ge-
lungen war, eine ansprechende und intensive Tagung 
durchzuführen.

Die Herbsttagung 2021 findet vom 25. bis  
27.11.2021 in Jena statt. Dann hoffentlich auch wie-
der vor Ort.

Erweiterte 
Bundesvorstandssitzung

Am 14.11.2020 fand im Anschluss an die DVPB-
Herbsttagung die Sitzung des Erweiterten Bundes-
vorstands statt. Wie schon die Tagung wurde auch 
die erweiterte Bundesvorstandssitzung online durch-
geführt. 

Zunächst berichtete der Bundesvorsitzende, 
Tonio Oeftering, von den Aktivitäten des Bundes-
vorstands. Ein Augenmerk richtete sich hierbei auf 
mehrere Positionspapiere, die der Bundesvorstand 
im Laufe des Jahres verfasst und lanciert hatte. Bspw. 
das DVPB-Positionspapier zu „Berufungen auf Pro-
fessuren der Fachdidaktik Politik bzw. Sozialwissen-
schaften / politische Bildung“, das an insgesamt mehr 
als 250 Empfänger*innen in Kultusministerien, Uni-
versitäten und anderen relevanten Institutionen ver-
sendet wurde. Oder auch das Positionspapier: „Politi-
sche Bildung für die Demokratie! Positionspapier der 
deutschen Vereinigung für politische Bildung zum 
Verhältnis von politischer Bildung, Demokratiepäd-
agogik und Präventionspädagogik“, das im Herbst 
veröffentlicht wurde (alle Positionspapiere sind auf 
www.dvpb.de abrufbar).

Ein weiterer Schwerpunkt des Berichts bestand in 
den Kontakten und Kooperationen mit anderen Ver-
bänden und Institutionen. Etwa mit der Bundeszent-
rale für politische Bildung (bpb), mit der Gesellschaft 
für Fachdidaktik (GFD), an deren Sitzungen Sibylle 

Reinhardt als Vertreterin des Bundesvorstands regel-
mäßig teilnimmt, oder auch die Kontakte mit dem 
französischen Verband „Association des Professeurs 
d’Histoire et de Géographie (APHG)“, dem der Bun-
desvorstand in Zusammenarbeit mit Andrea Szukala 
(Stellvertretende Vorsitzende Landesverband NRW) 
eine Beileidsbekundung nach der Ermordung des 
französischen Kollegen Samuel Paty zukommen ließ.

Darüber hinaus gab der Bundesvorsitzende einen 
Ausblick auf die im neuen Jahr anstehenden Aufga-
ben. Neben einer Verbesserung der finanziellen Situ-
ation des Verbands wird hier u.a. die Erneuerung der 
Bundeshomepage in Verbindung mit einer Möglich-
keit, die Landesverbände auf dieser Seite zu integrie-
ren, angegangen werden.

Die dann vorgetragenen vielfältigen Berichte aus 
den Landesverbänden machten deutlich, was die 
DVPB insgesamt dieses Jahr geleistet hat, aber auch 
vor welchen Herausforderungen der Verband bzw. 
die Politische Bildung steht. Positiv vermeldet wer-
den konnte u.a. eine Zunahme von Politikunterricht 
in Schleswig-Holstein (berichtet von Andreas Lutter, 
Landesvorsitzender Schleswig-Holstein) und in Bay-
ern (berichtet von Bernhard Hof, 2. Stellvertretender 
Vorsitzender Landesverband Bayern). Andererseits 
zeichnete sich bereits im Herbst ab, dass die Landes-
regierung in NRW das Fach Sozialwissenschaften in 

der Lehramtsausbildung abschaffen würde (siehe  
S. 30f., DVPB-aktuell und S. 5, ZEITUNG in diesem 
Heft). Insgesamt machten die Berichte der Landes-
verbände deutlich, dass es große Herausforderungen 
gibt, aber eben auch Erfolge, an denen die DVPB in 
vielfältiger Weise beteiligt ist.

Ein weiteres Thema der Sitzung waren Fragen 
von  möglichen Änderungen der Bundessatzung 
bzw. der Landessatzungen um notwendige Aktu-
alisierungen (Corona, Datenschutzregelungen, ...) 
vorzunehmen mit der Zielsetzung weiterer Rechts-
sicherheit. Der Bundesvorstand tauscht sich darüber 
intensiv mit den Landesverbänden aus.

Die Auswertung der Herbsttagung wie auch der 
besondere Dank an den Landesverband Niedersach-
sen rundeten die Erw. Bundesvorstandssitzung ab.

Die nächste Sitzung des Erweiterten Bundesvor-
stands/Delegiertenversammlung mit anstehenden 
Wahlen wird spätestens im Rahmen der Herbstta-
gung 2021 stattfinden. 

Diese wird im Rahmen des thüringischen Politik-
lehrertags 2021 und einer Jubiläumsveranstaltung 
(31. Jahre dvpb-Thüringen) des Landesverbandes  
vom 25. bis 27.11.2021 in Jena durchgeführt.

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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Thüringen
Politischer Stammtisch mit 
der Landtagspräsidentin als 
Onlinekonferenz

Trotz Pandemie hielt der Thüringer Landesverband 
an seiner Tradition fest und lud im Januar zum Poli-
tischen Stammtisch ein. Aufgrund der besonderen 
Lage fand dieser jedoch nicht, wie gewohnt in der 
Bohlenstube in Jena statt, sondern im Rahmen einer 
Videokonferenz. 

Als Gesprächsgast konnte die seit November 
2019 amtierende Präsidentin des Thüringer Landta-
ges, Birgit Keller (Die LINKE), gewonnen werden. Ihr 
zur Seite stand Pressesprecher Martin Gerlach. 

Nach der Begrüßung durch den Landesvorsitzen-
den Anselm Cypionka und einer Vorstellungsrunde, 
sprachen die Teilnehmer verschiedene Themen zur 
Landespolitik und Politischen Bildung an. 

Die Verschiebung der Landtagswahl in Thüringen 
vom April auf den Termin der Bundestagswahl im Sep-
tember begrüßte die Landtagspräsidentin und führt 
diese Entscheidung auf die unsichere Situation zurück, 
in der man die Wahlhelfer schützen müsse und in der 
die Wahlvorbereitungen, wie z.B. die Kandidaten-
aufstellung, kaum umsetzbar wären. Einhaltung von 
Hygienevorschriften und die Übernahme von Verant-
wortung gegenüber den politischen Amtsträgern und 
Ehrenamtlichen seien somit ausschlaggebend für die 
Entscheidung, so die Landtagspräsidentin. Ob die Ver-
schiebung und Zusammenlegung des Wahltermins mit 
der Bundestagswahl Auswirkungen auf den Wahlaus-
gang hätten, glaube die Präsidentin eher nicht. Grund-
sätzlich sprach sie sich für die Zusammenlegung von 
Wahlterminen aus, da so eine höhere Wahlbeteiligung 
in Aussicht gestellt werden könne, die letztlich auch 
Ausdruck einer stabilen und funktionierenden Demo-
kratie sei. Gerade in Krisenzeiten sei der Wunsch nach 
Stabilität und Orientierung besonders groß. 

Weiterhin wurde die Landtagspräsidentin zu ihrer 
Arbeit im Landtag befragt. So ging es u.a. um ihre 
Wahrnehmung einer veränderten, schärferen Debat-
tenkultur in Folge des Einzuges der AfD in den Land-
tag und des Debakels rund um die Ministerpräsiden-
tenwahl im Februar 2020. 

Die Art und Weise des Sprechens und Streitens 
ist ein entscheidender Gradmesser demokratischer 
Vielfalt, so die Präsidentin. Gleichzeitig verwies sie 

darauf, dass der Ton rauer geworden sei und die 
Debattenthemen Emotionen weckten. Beides gel-
te es auszuhalten jedoch dann zu reglementieren, 
wenn die Grundsätze von Respekt, Wertschätzung 
und Menschenwürde gefährdet oder gar verletzt 
würden, denn diese müssen im Sinne einer huma-
nistischen Wertevorstellungen stets Grundlage einer 
demokratischen Debattenkultur bleiben. 

Prof. Michael May von der FSU Jena fragte nach 
der Außenwirkung des Thüringer Landtages und den 
Formen der gewählten Bürgerdialoge der Präsiden-
tin. Hier verwies sie auf den Livestream des Landta-
ges, die neuen Formen der digitalen Kommunikation 
und die Bürgerdialoge zu den Themen „Frag die Prä-
sidentin!“ und „Am Pult der Zeit!“. Gleichzeitig ver-
schwieg die Präsidentin aber nicht den technischen 
und digitalen Nachholbedarf des Landtages im Be-
reich der Öffentlichkeitsarbeit.

In diesem Bereich konnte der Landesverband dem 
Landtag konkrete Unterstützung anbieten. Das vom 
Landesverband entwickelte und erprobte Planspiel 
am Thüringer Landtag „Wir reden mit!“ (2018) könne 
digital aufbereitet werden, so dass diese Form simula-
tiven und handlungsorientierten Lernens auch durch-
geführt werden könne, wenn ein Besuch des Landta-
ges nicht möglich sei. Damit könne man Demokratie 
als Wert anerkennen und den Parlamentarismus in der 
Öffentlichkeit stärken, betonte der Landesvorsitzen-
de. Diesem Digitalisierungsangebot für das Besucher-
programm stand die Präsidentin sehr aufgeschlossen 
gegenüber und bot dem Landesverband zudem einen 
runden Tisch an, an dem aktuelle Fragen und Heraus-
forderungen der Politischen Bildung in Thüringen 
angesprochen werden. Ziel ist es, perspektivisch ver-
schiedene schulische und außerschulische Vertreter 
der Politischen Bildung zusammenzubringen. 

Ebenso sprach die Präsidentin weiterhin ihre 
Unterstützung aus, wenn es um die Verleihung des 
Abiturpreises Sozialkunde ginge und schlug die Er-
weiterung dieses Preises auf alle Schularten vor. Zu-
dem regte sie in diesem Zusammenhang eine enge 
Kooperation mit dem Bildungsministerium an, um Sy-
nergien zu nutzen. Sie unterstützte zudem die Idee, 
einen Preis an engagierte Politische Bildner*innen 
in Thüringen zu verleihen, die beispielsweise v.a. in 
Phasen des Onlineunterrichts besondere Kreativität 
zeigten. Die Ausschreibung dieses Preises sollte den 
aktuellen Gegebenheiten schulischen Lernens ange-
passt werden und Rechnung tragen. 

Toralf Schenk 
Zweiter Landesvorsitzender der DVPB Thüringen
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Landesverband schreibt zum zwölften 
Mal Abiturpreis für Lernende und erst-
mals auch einen Preis für Lehrkräfte 
aus

Der Landesverband Thüringen schreibt 2021 zum 
zwölften Mal in Folge einen Abiturpreis aus. 

Im Zuge unserer Arbeit als Landesvorstand sind 
wir besonders daran interessiert, junge Menschen 
für die aktive Wahrnehmung ihrer Bürgerrolle zu 
gewinnen und sie dazu zu ermutigen, sich aktiv 
für die politische Bildungsarbeit – auch direkt vor 
Ort – einzusetzen. In diesem Zusammenhang bittet 
der Landesverband der DVPB alle Bildungsträger in 
Thüringen diejenigen Schülerinnen und Schüler des 
Abiturjahrgangs 2021 auszuwählen, die sich durch 
hervorragende Leistungen im gesellschaftswissen-
schaftlichen Bereich und ein (hohes) ehrenamtliches 
Engagement (z.B. im Rahmen der Schülermitverwal-
tung) auszeichnen. Die Geehrten erhalten zudem 
eine Urkunde, Bücherpräsente und eine kostenlose 
einjährige Mitgliedschaft im Landesverband.

Der Landesverband bittet alle Schulen ihre Kan-
didatenvorschläge per Mail bis zum 31.05.2021 an 
folgende Mailadresse dvpb-online@gmx.de oder per 
Post an Anselm Cypionka, Alte Landstraße 4, 07806 
Neunhofen zu senden. 

Um im Zuge der gegenwärtigen schwierigen Lage 
auch den Einsatz der vielen engagierten Lehrkräfte 
zu würdigen, entschied sich der Landesvorstand auf 
seiner letzten Sitzung, auch einen Preis für Sozialkun-
delehrkräfte auszuloben. Die Ausschreibungen dazu 
werden über das Bildungsministerium und die Schul-
ämter an die Schulen in Thüringen weitergeleitet. 
Idee ist es, diese Preisverleihung im Zusammenhang 
mit der Abiturpreisvergabe im Thüringer Landtag im 
Sommer durchzuführen. Bei beiden Preisen werden 
in diesem Jahr erstmals auch Geldprämien ausgelobt. 

Toralf Schenk
Zweiter Landesvorsitzender der DVPB Thüringen

Landesverband baut an erster  
digitaler LehrerBrücke mit

Seit 2017 besteht die Tradition, dass sich parallel zu 
den seit 2002 bestehenden SchulBrücken für Schüler 
aus ganz Europa nun auch einmal im Jahr die Lehr-
kräfte im Rahmen einer LehrerBrücke zusammenfin-
den. Fand diese bislang im Präsenzbereich in Weimar 
oder Jena statt, mussten die Teilnehmer diesmal auf 
ein Onlineversion zurückgreifen. Dank der herausra-
genden Organisation und Konzeption durch Dr. Frit-
hjof Reinhardt vom Institut für Philosophie und Kul-
turgeschichte und Steve Eichler von der EJBW konnte 
dieses Vorhaben einwandfrei ungesetzt werden. 

Irene Terzer, Lehrerin aus Meran, Südtirol, sagte 
dazu: „Ich habe die LehrerBrücke in vollen Zügen 
genossen. Es war wunderbar, nach einer Zeit der 
Abstinenz wieder zusammen Texte zu lesen, zu ana-
lysieren und interpretieren, neue Bekanntschaften zu 
schließen (…). Die technische Umsetzung war hervor-
ragend, auch wenn die LehrerBrücke in Präsenz un-
übertroffen bleibt.“

Im Mittelpunkt der dreitägigen Onlinetagung vom 
21.-23. Januar standen die Diskussion über die Neu-

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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konzeption und die Gestaltung der zukünftigen Schul-
Brücken. Dabei sollen die bestehenden Konzeptionen 
der SchulBrücke Weimar und Europa zusammengelegt 
und als Schulbrücke für die Zukunft Europas konzipiert 
werden. Die Idee dahinter ist, dass die nationale Identi-
tät und deren Zukunft ohne Europa nicht zu definieren 
ist. Die Schülerinnen und Schüler verstehen Europa 
und seine Geschichte besser, diskutieren über dessen 
Zukunft, begegnen sich, entwickeln Verständnis für-
einander, arbeiten zusammen an schwierigen Aufga-
ben, schließen dabei Freundschaft und bleiben oft lan-
ge Zeit über die Brücke hinaus in Kontakt. Angesichts 
der aktuellen politischen Situation, die europaweit ge-
prägt ist durch den Vormarsch des Rechtsextremismus 
und des Rassismus, der Debatten zum Klimawandel 
und der Corona- und Finanzkrise, wird die Frage der 
Gestaltung der Zukunft Europas immer drängender. 
Zukunftsängste machen sich breit und werden ge-
schürt, das Hier und Jetzt in Frage gestellt und oft wird 
von Orientierungskrisen gesprochen. Mit „Fridays for 
Future“ haben Jugendliche in ganz Europa die Frage 
nach ihrer Zukunft zum zentralen Thema gemacht und 
der Jugendrat der Generationenstiftung initiiert eine 
internationale Debatte zur „Rettung unsrer Zukunft“, 
so der Leiter und Organisator der SchulBrücken Dr. 
Frithjof Reinhardt. 

Insgesamt nahmen an den drei Tagen über 20 Lehr
kräfte aus ganz Europa teil, um die Grundgedanken der 
Neukonzeption zu verstehen, darüber zu diskutieren, 
Chancen und Reserven in der methodisch-didaktischen 
Planung aufzudecken und Unterstützungsmöglichkei-
ten durch die Schulen und Schulträger zu erörtern. 

Begleitet und finanziert wird dieses einzigartige 
Vorhaben durch die Deutsche Nationalstiftung (Ham-
burg/ Weimar) die an diesen drei Tagen durch die Ge-
schäftsführerin, Dr. Agatha Klaus, vertreten war und 
durch die Joachim-Hertz-Stiftung (Hamburg), vertreten 
durch Silja Hinrichs.

Die zahlreichen Ideen der Teilnehmer konnten 
dank digitaler Technik kollaborativ erarbeitet und prä-
sentiert werden. Den Teilnehmern bleibt zu wünschen, 
dass im Sommer dieses Schulprojekt dann auch wieder 
als Präsenzveranstaltung durchgeführt werden kann. 

Toralf Schenk 
Zweiter Landesvorsitzender der DVPB Thüringen
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Baden-Württemberg
Neue Studie: Nur eine Stunde 
Gemeinschaftskunde pro Woche

Gemeinschaftskunde ist neben Religion das einzige 
Schulfach  mit Verfassungsrang in Baden-Württem-
berg. Eine neue Studie des DVPB Landesverband 
BaWü zeigt aber, dass das Fach auch nach der Ober-
stufenreform in der gymnasialen Kursstufe randstän-
dig bleibt. Im Durchschnitt erhalten Schüler*innen 
der Jahrgangsstufe 1 im Fach nur 61 Minuten Unter-
richt pro Woche – weniger als in jedem naturwissen-
schaftlichen Schulfach. Zum Vergleich: In Biologie 
erhalten Schüler*innen durchschnittlich 128 Minuten 
Unterricht pro Woche. Auch die Zahl der Schüler*in-
nen, die Gemeinschaftskunde als Leistungsfach wäh-
len, ist niedrig: 2019 lag der Anteil mit 8,7% auf dem 
niedrigsten Wert seit 2005. 

Die unter dvpb-bw.de/report abrufbare Studie 
untersucht anhand Daten des statistischen Landes-
amts erstmals, wie viel Unterricht Schüler*innen in 
der Oberstufe tatsächlich erhalten (wobei z.B. Unter-
richtsausfälle im Datensatz nicht abgebildet sind, 
sodass die tatsächlich unterrichtet Zeit vermutlich 
nochmals geringer ausfällt). Grundlage der Untersu-
chungen sind Daten zur Kursbelegung von 2005/06 
bis 2019/20, an denen sich nicht nur die zunehmen-
de Bedeutung des Faches Wirtschaft (Verdreifachung 
der wöchentlichen Minutenzahl seit 2005) ablesen 
lässt, sondern auch die weiterhin prekäre Stellung 
des Faches Gemeinschaftskunde und die Margina-
lisierung des geistes- und gesellschaftswissenschaft-
lichen Fachbereichs an sich. In den vom Landes-
verband untersuchten Daten wird zudem sichtbar, 
wie auch der Seminarkurs durch die Reform weiter 
vernachlässigt wird, obwohl gerade dort viel wis-
senschaftspropädeutisches und oft auch politisches 
Lernen stattfindet - eigentlich ganz im Sinne des 
kürzlich öffentlichkeitswirksam eingeführten „De-
mokratieleitfadens“ für Schulen, der allerdings eher 
eine Alibifunktion besitzt und keine verpflichtenden 
Bildungsplaninhalte enthält.

Nur kosmetische Änderungen durch die Politik

Nach Ankündigung der Oberstufenreform hatten wir 
gemeinsam mit weiteren Verbänden Nachbesserun-
gen gefordert, darunter die Gleichstellung der Gesell-
schaftswissenschaften mit den Naturwissenschaften 
und Sprachen bei der Wahl der Leistungskurse und 
einen durchgängig zweistündigen Kursstufenunter-
richt in Gemeinschaftskunde und Geographie. 

Eine vom Kultusministerium im Oktober 2020 an-
gekündigte Änderung sieht zwar vor, dass Schulen 
ab 2023/2024 Gemeinschaftskunde und Geographie 
durchgängig in der Kursstufe anbieten können – aber 
nur fakultativ und auch nur „im Rahmen der ihnen 
zur Verfügung stehenden Ressourcen“. Mit derarti-
gen Maßnahmen lassen sich die Fehler bei der Ober-
stufenreform nicht beheben. Es bleibt zu hoffen, dass 
die nächste Landesregierung bereit ist, die notwendi-
gen Korrekturen an der Reform vorzunehmen.

Martin Lindeboom, Matthias Heil

Sachsen

Jahresbericht des DVPB-
Landesverbands Sachsen 2020

Die Mitgliederversammlung wählte am 14. Dezem-
ber 2020 einen neuen Vorstand, nachdem der Lan-
desverband seit Mitte 2019 kommissarisch durch 
den Bundesvorsitzenden geführt wurde. Zum neuen 
Landesvorsitzenden wurde Björn Wagner (Dresden) 
gewählt, als stellvertretende Vorsitzende Claudia 
Mathias (Leipzig) und Prof. Olaf Jandura (Dresden).

Der Landesverband sieht sich aktuell der Heraus-
forderung eines kompletten Neuaufbaus gegenüber. 
Nicht zuletzt aufgrund des Fehlens eines Vorstands 
ruhten die Aktivitäten des Verbandes in jüngster 
Zeit vollständig, was auch zu einer stetig sinkenden 
Mitgliederzahl führte. Für das Jahr 2021 liegen die 
Schwerpunkte der Arbeit somit in erster Linie darin, 
die Mitgliederbasis wieder zu verbreitern, neue Ko-
operationspartnerInnen zu gewinnen, sich über die zu-
künftige inhaltliche Ausrichtung zu verständigen und 
diesbezüglich erste Projekte anzustoßen. Ein besonde-
res Augenmerk soll dabei auf die verstärkte Kommuni-
kation zwischen Wissenschaft und Praxis gelegt wer-
den, wobei auch die RezipientInnen der politischen 
Bildungsarbeit - insbesondere SchülerInnen - vermehrt 
in den Austausch einbezogen werden sollten.

Seit einigen Wochen hat der Landesverband zu-
dem einen neuen Internetauftritt  (http://dvpb-sach-
sen.de), der schrittweise verstärkt in Richtung einer 
Plattform für einen aktiveren Austausch erweitert 
werden soll.
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Brandbrief der DVPB NW zur neuen 
Lehramtszugangsverordnung 
der nordrhein-westfälischen 
Landesregierung

Sozialwissenschaften – jetzt erst recht!
Ein Schulfach, das fast 50 Jahre zum Profil nordrhein-
westfälischer schulischer Bildung gehörte und ande-
ren Bundesländern und Staaten zum Vorbild diente, 
soll nun endgültig beseitigt werden. Ersatz gibt es 
nicht. 

Umgehung einer demokratischen Auseinander-
setzung über Bildungsziele
Das Schulministerium setzt im Windschatten der CO-
VID-Pandemie sein Vorhaben, ein Monofach „Wirt-
schaft“ zu etablieren, Schritt für Schritt um. Es wird 
in die Trickkiste gegriffen, indem man über die Lehrer-
zugangsverordnung das Unterrichtsfach „Wirtschaft“ 
durchsetzt. Der demokratisch-gesellschaftliche Diskurs 
über die Bildungsziele an Schulen wird so ausgehebelt. 
Weder Fachverbände noch die beteiligten Hochschu-
len, die Fachleiter*innen etc. wurden konsultiert. Es 
ist eine Entscheidung, die machtpolitischen Interessen 
folgt, nicht den gesellschaftlichen Lern- und Orientie-
rungsbedürfnissen der Kinder und Jugendlichen.

Anstelle eines interdisziplinären Studien- und Un-
terrichtsfachs „Sozialwissenschaften“ soll in der Sek. 
I zunächst das Fach Wirtschaft/ Politik treten. Das ist 
weder ein Fortschritt noch ein Ersatz. Das Fach Sozial-
wissenschaften ist ein Integrationsfach mit eigener 
inhaltlicher, methodischer und didaktischer Prägung. 
Gesellschaftliche Probleme sind komplex. Sie orientie-
ren sich nicht an disziplinären Grenzen. Die Fähigkeit, 
sich interdisziplinär mit gesellschaftlichen Heraus-

Teilnehmer*innen hinzugeschaltet waren. Sicherlich 
fehlte niemandem die gedrängte Enge der übervol-
len Straßenbahn, die uns sonst immer zum Veranstal-
tungsort der Universität Bochum gebracht hat, aber 
andererseits gelangen die Handhabung und das Sich-
Dazuschalten mit Zoom nicht jedem sofort. So stell-
te sich Folgendes heraus: Landesforum-Erfahrene 
waren diesmal nicht unbedingt diejenigen, die sich 
auch sicher in der Handhabung der Software „Zoom“ 
fühlten, während Erstbesucher*innen teilweise sehr 
erfahren im Umgang mit „Zoom“ und sich sicher im 
digitalen Umfeld bewegen konnten

In ihrer couragierten Begrüßungsrede themati-
sierte die Landesvorsitzende Professorin Dr. Bettina 
Zurstrassen die besonderen Herausforderungen der 
politischen Bildung in NRW, u.a. die Abschaffung des 
Schul- und Lehramtsstudienfaches Sozialwissenschaf-
ten! (s. nebenstehenden „Brandbrief“)

Die Moderation des Landesforums wurde das 
ganze Landesforum von Dana Meyer und Henning 
Wötzel-Herber vom ABC Bildungs- und Tagungszen-
trum e. V souverän durchgeführt. Hilfreich war das 
Padlet, auf dem alle während und auch nach der Ver-
anstaltung Informationen austauschen konnten. Hier 
finden Sie auch ausführliche Informationen zum Ab-
lauf und zu den einzelnen Workshops: https://padlet.
com/abchuell/2crbu7kv69uwwxj6   

Und dann kam es: das „Fast-wie-in-Echt-Ge-
fühl“ beim durch Dana und Henning angeleiteten 
Speed-Austausch in kleineren Gruppen und separier-
ten kleinen digitalen Räumen. Auf einmal war man 
mit einem oder zwei weiteren Teilnehmer*innen 
alleine und konnte in Ruhe miteinander die vorge-
gebenen Themen besprechen. In diesen kleinen Ge-
sprächsrunden entstand etwas, was wir alle heute so 
schmerzhaft vermissen: hier finden Ironie, Nähe und 
Mitgefühl auch im digitalen Austausch leichter statt, 
und es machte Freude in diesen Zeiten der Separie-
rung,  neue Menschen kennenzulernen und an ihren 
Gedanken teilzuhaben. Und auch in den anschließen-
den 10 angebotenen Workshops konnte die für uns 
in der Bildung so wichtige Bezogenheit auf unsere 
Teilnehmer*innen gut umgesetzt und erlebt werden. 

In allen Diskussionen und Workshops wurde 
deutlich, wie weit wir alle schon im Bildungsbereich 
mit digitaler Unterstützung unterwegs sind und dass 
es auch für die politische Bildung eine große Vielfalt 
an Angeboten gibt. Damit die Digitalisierung unsere 
politische Bildung verstärken kann, benötigen wir an 
erster Stelle eine gute Infrastruktur, wie eine schnelle 
und sichere Internetverbindung, gute Endgeräte bei 
unseren Schüler*innen und Teilnehmer*innen, gute 

Nordrhein-Westfalen

Neu, anders, aufregend und ein „Fast-
wie-in-Echt-Gefühl“ 
Bericht vom ersten digitalen 
Landesforum der DVPB  NRW am 27. 
Oktober 2020 

Das Thema des diesjährigen Landesforums wurde 
Mitte des Jahres geändert, nachdem sich durch die 
Pandemie und die hiermit verbundene digitalisierte 
Kommunikation so machtvoll in unseren Berufsalltag 
katapultiert hat: „Digital Politisch Bilden“. Angesichts 
der zunehmenden Unsicherheit, ob Ende Oktober in 
diesem Jahr überhaupt eine real stattfindende Groß-
veranstaltung durchgeführt werden könne, wurde 
das Format dann in Absprache mit unserem Koope-
rationspartner, der Landeszentrale für politische 
Bildung NRW, in ein digitales Landesforum umge-
wandelt. Es passte zum Titel. Im Zentrum des Landes-
forums sollten die Herausforderungen und Chancen 
einer zunehmenden Digitalisierung für die politische 
Bildung stehen sowie die Frage, wie sich die politi-
sche Teilhabe und politisches Wirken allgemein da-
durch verändern. Durch die digitale Durchführung 
konnten die Teilnehmer*innen die entsprechende 
Diskussion von der theoretischen Ebene direkt selbst 
in der Praxis erfahren und miteinander reflektieren. 
Soweit so gut und entsprechend der Notwendigkeit, 
für digital bestimmtes Denken und Handeln soziale 
und pädagogische Wirkungsfelder zu diskutieren 
und zu finden.

Einige Dinge waren im Vorhinein schon anders, 
z. B. die Einschätzung von einigen wenigen offenbar 
noch digital unerfahrenen Vorgesetzten, was die 
Freistellung von Lehrer*innen für eine digitale Veran-
staltung betraf. So war es leider nicht allen erlaubt, 
an diesem digitalen Landesforum teilzunehmen. 
Anders war natürlich auch das Fehlen der Kommu-
nikationsmöglichkeiten in der Universität Bochum 
und der dortigen leckeren Verpflegung. Durchge-
führt wurde die Veranstaltung mit Hilfe der Software 
„Zoom“, und durch Klicken auf den nach Anmeldung 
zugesendeten Link fanden sich alle in einem gemein-
samen digitalen  Raum wieder, jede jeweils als kleines 
Bewegtbild sichtbar, wenn die eigene Kamera einge-
schaltet war. Nach und nach wurde der Bildschirm 
voller, so dass auf drei Seiten verteilt insgesamt 79 

und sichere Software und Zeit und Ressourcen für 
ausreichende Schulungen für die Lehrenden in Schu-
le und Weiterbildung.

Nach den kleinen Kennenlernrunden gab es 
einen Round Table. Ingo Klüsserath, Fachleiter So-
zialwissenschaften am Zentrum für schulpraktische 
Lehrerausbildung Krefeld, Dr. Ulf Kerber, PH Karls-
ruhe, Susan Paeschke, stv. Landesgeschäftsführerin, 
Arbeit und Leben DGB/VHS NRW e.V und Dr. Franzis-
ka Wittau, Lehrende an der Universität Bielefeld und 
im Landesvorstand der DVPB-NW, diskutierten über 
die Herausforderungen und Chancen einer zuneh-
menden Digitalisierung für die politische Bildung und 
asynchrone und synchrone Bildungsformate. 

Wir konnten alle im Landesforum erleben, wie 
wichtig die anleitende Person, also die Lehrer*in-
nen und politischen Bildner*innen, bei der digitalen 
politischen Bildung sind. Sie bleiben die wichtigsten 
Personen im Bildungsprozess, und genauso muss die 
digitale Bildung an den Schüler*innen und Teilneh-
mer*innen orientiert und ausgerichtet sein. 

Unser digitales Landesforum hatte offenbar 
starken Eindruck hinterlassen, wie es die digitale Ab-
frage mit einem „Mentimeter“ aufzeigte. Überdurch-
schnittlich hoch wurde die gesamte Veranstaltung 
und digitale Durchführung von unserem bekannter-
maßen auch sehr kritischen Publikum am Ende der 
Veranstaltung bewertet. 

Iris Witt,  
Stv. Landesvorsitzende der DVPB-NW 
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forderungen und Problemen auseinanderzusetzen, 
sie deuten und Maßnahmen ergreifen zu können, 
ist die zentrale Leitidee der sozialwissenschaftlichen 
Bildung. Kinder müssen lernen, in komplexen gesell-
schaftlichen Situationen sich orientieren und handeln 
zu können. Wer meint, dieses Bildungsziel durch ein 
neues Studien- und Unterrichtsfach Wirtschaft/Poli-
tik ersetzen zu können, hat nicht verstanden, was ge-
nuin sozialwissenschaftliche Bildung ausmacht. Lang-
fristig, das steht zu befürchten, werden die derzeit 
noch bestehenden politischen Studien- und Bildungs-
inhalte immer weiter verdrängt, so wie es mit den 
gesellschaftswissenschaftlichen Perspektiven bereits 
durch den vorliegenden LZV-Entwurf erfolgt.

Eine nachvollziehbare Begründung für die Ab-
schaffung des Faches gibt es nicht! Wenn eine stär-
kere Verankerung der Ökonomie beabsichtigt wurde 
und wird, ist dies schon längst geschehen. Kein ande-
rer Bildungsbereich wurde in den letzten 15 Jahren 
so massiv ausgebaut wie die ökonomische Bildung. 

Lehrerbildung durch Interessenverbände
Mit großer Irritation haben wir in der Stellungnahme 
der Landesregierung auf die Kleine Anfrage vom 
28.12.2020, beantwortet am 05.01.2021 mit der Nr. 
17/12231 gelesen, wie sich die Landesregierung die 
Qualifizierung der Lehrkräfte vorstellt: Neben einigen 
Plätzen für Zertifikationskurse verweist die Landesre-
gierung auf Fortbildungsangebote von Universitäten, 
der Deutschen Bank, Verbänden und Stiftungen. 

Mit anderen Worten, schreibt man die derzeiti-
gen Verhältnisse fort, werden Fortbildungen, von 
wenigen Angeboten abgesehen, vornehmlich von 
unternehmensnahen Stiftungen und Verbänden 
durchgeführt, z. B. von Versicherungen, Banken, dem 

Bundesverband deutscher Arbeitgeberverbände und 
dessen Netzwerk Schule-Wirtschaft. Die Unterneh-
merverbände und unternehmensnahen Stiftungen 
erhalten, im Gegensatz zu den Gewerkschaften, 
öffentliche Mittel in einem erheblichen Umfang für 
die Erstellung ihrer ökonomischen Bildungsangebo-
te, z. B. vom Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie (BMWi). Entsprechend einseitig werden die 
Fortbildungen wirtschaftspolitisch und paradigma-
tisch ausfallen. Die multiperspektivische und multi-
paradigmatische sozioökonomische Bildung an den 
Schulen in Nordrhein-Westfalen droht so abgeschafft 
zu werden. In einer sich wandelnden Welt, die mul-
tiperspektivisches Denken erfordert, wird Kindern 
damit zunehmend verwehrt, Wirtschaft verstehen 
und denken zu lernen, die über den Horizont eines 
verengten neoklassischen Paradigmas hinausreicht.

Vor allem aber, entzieht sich das Schulministe-
rium erneut der Verantwortung, eine flächendecken-
de Lehrerfortbildung bereitzustellen.

CDU: Forderung nach politischer Bildung nur 
Lippenbekenntnisse?
Anstatt sich um eine bessere politische Bildung an 
den Schulen zu bemühen – hier ist seit Jahren der 
höchste Unterrichtsausfall und die höchste fachfrem-
de Unterrichtsversorgung zu beklagen – setzt das 
von der FDP geführte Schulministerium auf die wei-
tere Schwächung der in der nordrhein-westfälischen 
Verfassung verankerten Verpflichtung, an Schulen 
politische Bildung anzubieten. Erstaunlich ist in diesem 
Zusammenhang, dass der größere Koalitionspartner, 
die CDU, diese Entscheidung mitträgt. Was ist mit all 
den Bekenntnissen der CDU zur Bedeutung politischer 
Bildung für ein demokratisches Gemeinwesen? Aus 

Rücksichtnahme gegenüber der FDP lässt man zu, 
dass mit der sozialwissenschaftlichen Bildung ein nord-
rhein-westfälisches Erfolgsmodell zerstört wird. 

Dies geschieht zu Lasten der Kinder und Jugendli-
chen, die in Zukunft noch stärker alleine gelassen wer-
den bei der Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen 
Problemen. Ihnen wird die gesellschaftliche Perspek-
tive auf gesellschaftliche, politische und ökonomische 
Herausforderungen und Proble-me in Zukunft weitge-
hend verwehrt. Und dies in Zeiten, in denen eine um-
fassende gesellschaftliche Bildung nötiger denn je ist. 

Von einer Abschaffung der Sozialwissenschaften 
war in den Wahlprogrammen nichts zu lesen, weder 
bei der FDP noch bei der CDU.

Zukunft von angehenden Lehrkräften für Sozial-
wissenschaften ungeklärt – das MSB zerstört 
Karrieren zukünftiger Lehrkräfte
Große Sorgen bereitet uns die Zukunft derjenigen jun-
gen Menschen, die derzeit im Studium für das Lehr-
amt „Sozialwissenschaften“ sind. Haben sie noch eine 
Chance, in den Schuldienst eintreten zu können? Das 
unverantwortliche Agieren des Schulministeriums mit 
der Zukunft angehender Lehrkräfte wird die Attraktivi-
tät des Lehrerberufes noch weiter verringern. 

Wir fordern von der Landesregierung den Erhalt des 
Studienfachs „Sozialwissenschaften“ – im Interesse un-
serer Kinder und eines demokratischen Miteinanders. 

Mit freundlichen Grüßen
Vorstand der DVPB NW

aktuelle Informationen auf www.dvpb-nw.de

Bremen

Neuer Vorstand im DVPB-
Landesverband Bremen

Mit einer weiblichen Doppelspitze geht der Landesver-
band Bremen ins neue Jahr! Am 18.12.2020 wurden 
in der ordentlichen Mitgliederversammlung Claudia 
Froböse als 1. Vorsitzende und Dr. Julia Grün-Neuhof 
als 2. Vorsitzende gewählt. Zum Gesamt-Vorstand ge-
hören außerdem: Prof. Dr. Marc Partetzke, Dr. Hendrik 
Schröder, Dr. Corinna Sührig und Jan E. Thorweger. 

Wir danken dem bisherigen Vorstand für die kon-
tinuierliche Arbeit und freuen uns, dass sich alle Per-
sonen auch weiterhin im Vorstand und als Mitglied 
im Bremer Landesverband einbringen wollen.

2 x Forum für politische Bildung in 2020
„KONTROVERS & NICHT NEUTRAL?! Positionen poli-
tischer Bildung“ lautete das Motto des Sommeremp-
fangs vom Bremer Forum für politische Bildung. 
Das Forum für politische Bildung ist ein Zusammen-
schluss aus verschiedenen Akteur*innen der politi-
schen Jugend- und Erwachsenenbildung aus Bremen 
und Bremerhaven und hat zum öffentlichen Aus-
tausch eingeladen. Ende August diskutierten 50 Mul-
tiplikator*innen aus dem Bereich politische Bildung 
im Land Bremen mit dem Blick aus unterschiedlichen 
Bildungskontexten bei bestem Wetter und trotz Ab-
stand inhaltsstark und kontrovers.

Die Fortbildungsreihe „Forum für Politik- und 
GuP-Unterrichtende“ hat ihren Namen einerseits 
aufgrund des größten Raumes im Landesinstitut 
für Schule Bremen und andererseits, weil sie ein re-
gelmäßiges Forum zum Austausch über relevante 
Themen der politischen Bildung für alle Politik- und 
Gesellschaft- und Politik (GuP)-Lehrkräfte bietet. 
Im September konnte auch diese Veranstaltung in 
Präsenzform stattfinden und traf mit dem Thema 
„Grundrechte“ aufgrund seiner Aktualität auf ein 
hohes Interesse bei den Lehrkräften. Besonders ist 
diese jährliche Veranstaltung, weil hierfür aus allen 
drei Phasen der Lehramtsaus- 
und -fortbildung in Bremen 
zusammengearbeitet wird: 
Politikdidaktiker*innen an der 
Universität Bremen/zap, Fach-
leiter*innen für das Fach Politik 
in der Lehramtsausbildung, 
die Referentin für politische 
Bildung in der Fortbildung so-
wie die Fachberaterinnen der 
Fächer Politik und Geschichte 
konzipieren, planen und reali-
sieren dieses Fortbildungsfor-
mat seit inzwischen vier Jahren 
gemeinsam. 

Die Senatorin für Kinder 
und Bildung Bremen, Dr. Clau-
dia Bogedan, hat die Einladung 
angenommen, um mit allen 
Teilnehmenden im Abschluss-

plenum Anregungen aus dem Eingangsvortrag und 
Themen aus den Workshops zur Förderung und Stär-
kung von Grundrechten und politischer Bildung in 
Schule und im Unterricht in einem offenen Rahmen 
zu erörtern und zu besprechen.

Ausblick: Der inzwischen „3. Demokratietag“ 
in Bremen wird ebenfalls von den oben genannten 
Kooperationspartner*innen entwickelt und kann am 
29. Juni 2021 hoffentlich vor Ort im Haus der Bürger-
schaft stattfinden. 

v.l: Claudia Froböse, Prof. Andreas Klee, Sarah Göhmann, Senatorin  
Dr. Claudia Bogedan
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Literatur
Lehrbuch und Konzept für den inter-
disziplinären sozialwissenschaftlichen 
Unterricht

Tim Engartner, Reinhold Hedtke, Bettina Zur-
strassen: Sozialwissenschaftliche Bildung. Poli-
tik – Wirtschaft – Gesellschaft. Paderborn: Fer-
dinand Schöningh 2020 (utb 5396), 278 Seiten, 
25,00 Euro

Tim Engartner, Reinhold Hedtke und Bettina Zur-
strassen legen mit ihrem gemeinsamen 278 Seiten 
umfassenden Band „Sozialwissenschaftliche Bil-
dung. Politik – Wirtschaft – Gesellschaft“ ein Lehr-
buch für die Fachdidaktik der Ersten und Zweiten 
Phase der Lehrkräftebildung vor und schließen 
damit zum richtigen Zeitpunkt eine politische und 
wissenschaftliche Lücke. Sie verbinden ihr klares 
und umfassend begründetes Plädoyer für eine als 
lebensweltlich orientierte und kritisch zu verstehen-
de Sozialwissenschaftliche Bildung, mit dem Nutzen 
eines Lehr- und Arbeitsbuches, das umfassendes 
fachdidaktisches Grund- und Handlungswissen ver-
mittelt. 

Hedtke und Zurstrassen indem sie fünf ausgewählte 
Themenkomplexe exemplarisch für die Unterrichts-
praxis bearbeiten. Es gelingt ihnen dabei, Heraus-
forderungen der Unterrichtsplanung und Unterrichts-
gestaltung mit grundsätzlichen Überlegungen zu ver-
binden. An diese Stelle hätte sich durch einen Bezug 
zu den eingangs des Bandes genannten zentralen ge-
sellschaftlichen Herausforderungen eine noch breite-
re Verankerung der Sozialwissenschaftlichen Bildung 
dokumentieren können.  

Der Band ist als Lehrbuch konzipiert: In den ein-
zelnen Abschnitten werden ausgewählte Hinweise 
zur weiteren Lektüre gegeben. Die Kapitel schließen 
mit Denkanstößen zur Rekapitulierung und weiteren 
Beschäftigung. Diese sind teilweise sehr umfassend 
– und stellen auch in ihrer Komplexität hohe An-
forderungen an Nutzerinnen und Nutzer. Innerhalb 
der Kapitel finden sich insgesamt 70 grafisch abge-
setzt Materialien, die Begriffsdefinitionen, zentrale 
Zusammenfassungen oder methodische Überblicke 
enthalten. Insgesamt 40 Abbildungen unterstützen 
den Charakter als „Studien- und Arbeitsbuch“. Das 
über dreißigseitige Literaturverzeichnis ist ein Kom-
pendium zentraler Literatur und eine Fundgrube zum 
Weiterlesen! Das umfassende Sach- und Personenre-
gister erleichtert es, den Band immer wieder vorzu-
nehmen und die Selbstvergewisserung guten sozial-
wissenschaftlichen Unterrichts nicht aus den Augen 
zu verlieren.

Durch die über die Homepage des Verlages ab-
rufbaren umfangreichen Foliensätze zu den einzel-
nen Kapiteln eignet sich der Band hervorragend für 
den Einsatz in der Hochschullehre oder in Studien
seminaren der zweiten Phase. Zum Selbststudium sei 
dieser Band eher Studierenden in höheren Semestern 
empfohlen.

Das Buch aus den Federn der profilierten Fach-
didaktiker und Fachdidaktikerin liegt angesichts der 
aktuellen Debatte um das Fach Sozialwissenschaf-
ten in Nordrhein-Westfalen zur rechten Zeit auf den 
Schreibtischen von Politischen Bildnerinnen und Bil-
dern und hoffentlich auch der einen Bildungspolitike-
rin oder des anderen Bildungspolitikers.

GH

Die Autoren und die Autorin verstehen Sozialwis-
senschaftliche Bildung als integratives Konzept, das 
die zentralen gesellschaftlichen Probleme aufgrei-
fend, den „kontrastierenden Vergleich von kontrover-
sen interdisziplinären Theorien zu einem Problem“ in 
einem Unterrichtsfach (S. 29) in den Blick nimmt und 
sich damit vom fächerübergreifenden Unterricht ab-
grenzt. Dabei stehen die Schülerinnen und die Schü-
ler mit ihren Interessen im Mittelpunkt. Den Jugend-
lichen, die Welt „erkennbar zu machen“ (so Walter 
Gagel) und sie auf die zentralen gesellschaftlichen 
Herausforderungen selbstbewusst vorzubereiten, 
ist Ziel einer umfassenden Sozialwissenschaftlichen 
Bildung. 

Die in diesem Band klar beschriebenen zentralen 
gesellschaftlichen Herausforderungen – globaler Kli-
mawandel, Vertiefung der sozialen Spaltung, erstar-
kender Rechtspopulismus und Rechtsextremismus, 
Wandel der Arbeitswelt, Um- und Rückbau des So-
zialstaates (S. 19) – lassen sich jedoch nur durch einen 
sozialwissenschaftlichen Ansatz bearbeiten, der Fra-
gen von Ungleichheit, Partizipation und Demokratie 
als Unterrichtsprinzip ständig im Blick behält (Kapitel 
2). Damit beziehen die Autorin und die Autoren ge-
gen die Okkupationsbestrebungen einer einseitigen 
ökonomischen Bildung klar Position. 

In den beiden ersten eher einführenden Kapiteln, 
stehen das Selbstverständnis Sozialwissenschaftli-
cher Bildung, seine Fachbezüge und Rahmenbedin-
gungen im Mittelpunkt. Kapitel drei analysiert neun 
Leitmotive, die an anderer Stelle als „fachdidaktische 
Prinzipien“ benannt werden könnten. In der Diskus-
sion der Motive wird stets der multidisziplinäre Cha-
rakter betont und auch auf Herausforderungen hin-
gewiesen. Die Frage von Ungleichheit sowie das Ziel 
der Befähigung zur Beteiligung sind als Wegmarken 
stets präsent.

Die Frage von Unterrichtsmethoden wird nicht 
als Checkliste oder Handbuch abgearbeitet. Vielmehr 
erfolgt eine kritische Debatte einzelner „Erkenntnis-, 
Lehr- und Lernmethoden“ (Kapitel 4). Das Ziel eines 
„erarbeitenden Unterrichts“, in dem die Verstrickung 
der Schülerinnen und Schüler mit der zu bearbeiten-
den Problemsituation gelingt, ist das zentrale Grund-
prinzip (S. 134). Detaillierte Übersichten Beispiele 
und Zusammenfassungen stärken für Lehrkräfte 
die Brückenfunktion von theoretischer Reflexion zu 
Handlungswissen.

Die Herausforderung, Hilfestellungen zu Fragen 
der Planung von Unterricht (Kapitel 5) nicht zum Re-
zeptbuch degenerieren zu lassen, lösen Engartner, 
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Symbolfarben deutscher Demokratie: 
Schwarz-Rot-Gold

Enrico Brissa: Flagge zeigen! Warum wir gera-
de jetzt Schwarz-Rot-Gold brauchen, München: 
Siedler Verlag 2021, 288 Seiten, 20,00 Euro

Die Bilder vom Sommer 2020 sind noch hinlänglich 
bekannt. Wutbürger von Rechtsaußen demonstrier-
ten mit schwarz-weiß-roten Fahnen vor dem Berli-
ner Reichstag und drangen zum Eingang vor. Das 
ist die eine Seite. Die andere: Viele Repräsentanten 
des linken politischen Spektrums hadern damit, die 
schwarz-rot-goldene Fahne zu akzeptieren. Sie gilt 
als nationalistisch.

Enrico Brissa, Sohn eines Italieners und einer 
Deutschen, von 2011 an Protokollchef im Bundespräsi-
dialamt, seit 2016 in dieser Funktion beim Bundestag, 
schildert seine Erfahrungen auf der großen #unteilbar-
Demonstration im Berlin nach den Chemnitzer Aus-
schreitungen 2018 im Anschluss an eine tödliche Mes-
serattacke durch Migranten. Gemeinsam mit Freun-
den demonstrierte er für Weltoffenheit, schwenkte 
die blaue Europaflagge und die schwarz-rot-goldene 
Fahne. Die Reaktionen der meisten anderen Teilneh-
mer fielen irritierend aus, schlug der Gruppe um Brissa 
doch regelrechter Hass entgegen. Für Repräsentanten 
der Antifa firmiert die Deutschland-Flagge als „Nazi-
Flagge“. Der Deutsch-ItaIiener empfand seine Teilnah-
me am Demonstrationszug als Spießrutenlauf. Schließ-
lich wurde die Gruppe von der Organisationsleitung 
aufgefordert, die Deutschlandfahnen einzurollen. Es 
sei verboten, Nationalflaggen mit sich zu führen. Da 
der Einwand, auch andere Teilnehmer zeigten solche, 
zum Beispiel der Türkei und Palästinas, nichts fruchte-
te, verließ Brissa mit seinen Freunden die Demonstra-
tion. „Wir hatten genug erfahren, um es diplomatisch 
auszudrücken. Unser kleiner Selbstversuch hatte uns 
körperlich und psychisch regelrecht ausgelaugt. … Kei-
ner von uns hatte sich ausmalen können, wie aggres-
siv viele Menschen auf unsere Flaggen reagierten. Und 
wie wenige wussten, wofür sie stehen“ (S. 18).

Für den Verfasser waren diese unerquicklichen 
Erfahrungen Anlass, der Frage nach den Gründen für 
die Aggressionen gegenüber der schwarz-rot-golde-
nen Fahne nachzugehen. Schwarz-Rot-Gold, Symbol 
für Einheit und Freiheit, war in den Freiheitskriegen 
gegen Napoleon aufgekommen, auf dem Hambacher 
Fest 1832 wehte die schwarz-rot-goldene Trikolore, 
und auch die Frankfurter Nationalversammlung von 
1848 und die Weimarer Nationalversammlung von 
1919 bekannten sich zu diesen Farben. Die Tradition 
ist also ehrwürdig. Im Kaiserreich und im Dritten 
Reich hingegen galt Schwarz-Weiß-Rot. Der Autor 
bedauert zweierlei: dass Kräfte von Rechtsaußen sich 
Schwarz-Rot-Gold kapern (neben Schwarz-Weiß-Rot) 
und viele Bürger deswegen ein gespaltenes Verhält-
nis zur Nationalflagge haben: Bei sportlichen Groß-
ereignissen ist dies anders.

Brissa plädiert leidenschaftlich für einen gelebten 
Verfassungspatriotismus im Sinne Dolf Sternbergers, 
dem das Buch gewidmet ist. Ein Verfassungspatrio-
tismus ohne Patriotismus wird mit Sternberger abge-
lehnt. Er zeigt sich gegenüber der etwas blutleeren 
Position von Jürgen Habermas also kritisch, bedürfe 
es doch ebenso einer „emotionalen Verbundenheit“ 
(S. 83). „In Abgrenzung zu der deliberativen Demo-
kratietheorie von Habermas braucht in besonderer 
Weise auch diese Staatsform ein an ihr politisches 
System angepasstes Emotionsmanagement. Ohne 
Staatssymbole lässt sich diese Aufgabe nicht bewäl-
tigen“ (S. 90). Widerspruch dazu kommt vom Rezen-
senten nicht.

Der Verfasser zeichnet nicht nur die Irrungen und 
Wirrungen um die Nationalfarben nach, sondern er 
befasst sich auch mit anderen nationalen Symbolen: 
dem Wappen – der schwarze, rot bewehrte Bun-
desadler auf goldenem Untergrund ist als Hoheits-
zeichen überall sichtbar – und dem Deutschlandlied 
August Heinrich Hoffmanns von Fallersleben, das 
1841 auf der damals zu Großbritannien gehörenden 
Insel Helgoland entstand. Mittlerweile ist „Einigkeit 
und Recht und Freiheit“ akzeptiert. Den langen Streit 
um die wechselnden Nationalfeiertage erwähnt der 
Autor leider nicht.

Wenn Enrico Brissa dafür votiert, Flagge zu zei-
gen, so wird nicht für eine tägliche Beflaggung oder 
für einen jährlichen Flaggentag plädiert. Staatsym-
bole haben zumal in einem Einwanderungsland wie 
Deutschland eine wichtige integrative Funktion. Im 
Gegensatz zur Weimarer Republik gibt es heute kei-
nen die gespaltene politische Kultur verdeutlichen-
den Flaggenstreit – eine Koalition brach deswegen 
1926 sogar auseinander. Die böse Wendung von 
„Schwarz-Rot-Mostrich/Senf“ gehört längst der Ver-
gangenheit an.

Das flüssig geschriebene Buch ist auch und ge-
rade für die politische Bildung geeignet. Zum einen 
vermittelt es in eingängiger Weise Fakten, die jun-
gen Leuten wenig bekannt sind; zum andern trägt 
es den Beutelsbacher Konsens-Kriterien vorbildlich 
Rechnung: Erstens genügt der Text dem Überwälti
gungsverbot, zweitens präsentiert es die kontrover-
sen Sachverhalte so, dass ein Nachvollzug der unter-
schiedlichen Ansichten möglich ist, und drittens kann 
der junge Mensch die eigene Interessenlage gut er-
kennen. Einmal mehr wird verdeutlicht: Reflektierte 
Urteile müssen nicht auf ein Neutralitätsgebot hin-
auslaufen.

Eckhard Jesse

Propaganda und Rekrutierung von 
rechtsaußen im Netz 

Maik Fielitz/Holger Marcks, Digitaler Faschis-
mus – Die sozialen Medien als Motor des Rechts-
extremismus. Berlin: Duden 2020, 256 Seiten, 
18,50 Euro.

Natürlich nutzen auch Rechtsradikale und Rechtspo-
pulisten die sozialen Medien – was denn sonst! Dar-
aus einen „digitalen Faschismus“ abzuleiten, erinnert 
an die Effekthascherei, die Peter Glotz Ende der 90er 
Jahre mit seiner Diagnose „digitaler Kapitalismus“ 
zur Überbietung des landläufigen Globalisierungsdis-
kurses betrieb. Die Sozialwissenschaftler Maik Fielitz 
und Holger Marcks präzisieren allerdings in ihrem 
– auch nach dem Effekt haschenden – Buch gleich 
ihr Anliegen: Sie wollen eigentlich keine neue Faschis-
mustheorie ausarbeiten, sondern nur den aktuellen 
Prozess der Faschisierung unter die Lupe nehmen. 
Ihnen geht es um die Frage, inwieweit rechte Radi-
kalisierung und deren „Erfolge mit der Digitalisierung 
und den sozialen Medien in Verbindung stehen“ (S. 
11) und wie sich darüber eine Bewegung formiert. 
Das ist eine eher bescheidene Fragestellung und das 
Ergebnis, um es vorwegzunehmen, bewegt sich auch 
in diesem Rahmen.

Es stellt eben heraus, dass die sozialen Medien 
einen wichtigen Transmissionsriemen und eine brei-
tenwirksame Organisationsagentur für das rechte 
Lager darstellen. Das zeigt sich nicht zuletzt an „der 
Online-Kommunikation des US-Präsidenten“ (S. 232), 
der ja mit der Nutzung des Internets einen regel-
rechten Kampf gegen eine unabhängige politische 
Öffentlichkeit, gegen die Medien als vierte Gewalt 
im Staate, geführt hat. Das Buch behandelt dies aber 
nur am Rande, konzentriert sich sonst auf die deut-
schen Verhältnisse, wobei natürlich das WorldWide-
Web und die Macht der US-Konzerne mit im Blick 
sind. Nach der Explikation der Fragestellung skizziert 
es im zweiten Kapitel den Faschismus als Ultranatio-
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nalismus, der verschiedene nationale Gestalten an-
nehmen kann, wie die klassischen Beispiele aus der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts gezeigt haben. 
Ausgeführt wird dann die konkrete Rolle der sozialen 
Medien in den Kapiteln drei bis fünf. Untersucht wird 
jeweils eine „Manipulationstechnik“ (S. 14), die ex-
emplarisch die Möglichkeiten von politischer Propa-
ganda und Kommunikation für das rechte Programm 
herausarbeitet, konzentriert auf Methoden der Dra-
matisierung, Überwältigung und Täuschung.

Das sechste Kapitel zeichnet dann die Konturen 
eines neuen Faschismus nach, der sich der Digita-
lisierung bedient und von ihr modifiziert wird. Das 
ist klar, das nationalistische Projekt wird dadurch an 
moderne Techniken angepasst. Dabei gehe die For-
mierung in eine Richtung, die „sich im Großen und 
Ganzen durch die organisierte Verantwortungslosig-
keit auszeichnet“; man sei hier mit einer „Führung 
der Führungslosen“ konfrontiert, die vor allem dar-
auf ziele „destruktive Energie“ freizusetzen (S. 195); 
kurz: „das Autoritäre lebt im Antiautoritären fort“  
(S. 182). Im Grunde heißt das, dass „sich der digitale 
Faschismus organisatorisch deutlich vom klassischen 

Charakter des rechtsradikalen Aufschwungs, immer 
wieder übersehen wird. So in der Extremismusfor-
schung, wo z.B. noch 2019 eine alarmierende Bilanz 
„Linksextremismus in Deutschland“ festhielt, dass 
linke Militanz viel schlimmer sei als die anderer Ext-
remismen, da sie sich im Unterschied zu den national 
bornierten Rechten über Internet und soziale Medien 
weltweit vernetzen könne; dagegen behindere „die 
antiegalitäre Idee des Nationalismus“ eine solche 
Vernetzung „gleichsam naturbedingt“ (T. Winkel-
mann/T. Thieme, Gesellschaft Wirtschaft Politik. Nr. 
2/2019, S. 208). Gerade war diese Veröffentlichung 
auf dem Markt, da geschah der Anschlag in Halle, 
ausgeführt von einem transnational bestens vernetz-
ten Täter, der im Internet zuhause war. An solchen 
Fehlurteilen, die den Rechtstrend kleinreden, von 
Einzeltätern oder orientierungslosen Wutbürgern 
ausgehen und traditionelle faschistische Dispositive 
zu Grunde legen, kann das Buch von Fielitz/Marcks 
eine deutliche Korrektur anbringen.

Johannes Schillo

Faschismus unterscheidet“ (S. 196), aber nicht hin-
sichtlich seines Programms, seiner Entstehungsgrün-
de und Triebkräfte oder seiner Schnittstellen zum 
normalen demokratischen Betrieb, mit deren Hilfe er 
seine Anhängerschaft gewinnt. Das siebte Kapitel dis-
kutiert „Auswege aus dem digitalen Faschismus“, die 
in der Hauptsache darin bestehen, dass die offene Ge-
sellschaft, in der wir angeblich leben, ihre Offenheit 
einzuschränken hat. Ein Schlusswort („Dilemma ohne 
Ende“) bringt dann eine gewisse Verunsicherung der 
Autoren zum Ausdruck, nämlich darüber, dass zur 
Verteidigung der liberalen Demokratie letztlich nur 
illiberale Methoden geeignet sind: „Das ist ein unan-
genehmes, ein kontroverses Problem, das keine ein-
fachen Antworten kennt. Aber darüber müssen wir 
reden.“ (S. 243) Das muss man wohl, vielleicht auch 
darüber nachdenken, ob die „offene Gesellschaft“ 
nicht vor allem ein Propagandakonstrukt ist...

Einerseits bleibt es also bei dem eher bescheide-
nen Resultat der Studie: Die (neuen) Medien spielen 
eine große Rolle. Andererseits muss man konstatie-
ren, dass der mediale Einfluss zur Rekrutierung und 
Organisierung der Gefolgschaft, also der strategische 
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